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BIBLIOTHEK/551: Bayerische Staatsbibliothek übernimmt Musikhandschriften der Theatinerkirche (idw)




Bayerische Staatsbibliothek - 30.07.2013



Bayerische Staatsbibliothek übernimmt Musikhandschriften der Theatinerkirche St. Kajetan







Nach der Übernahme der Musikhandschriften aus der St. Michaelskirche im Jahre 2006 gelangte vor Kurzem eine weitere bedeutende Münchner Sammlung von Sakralmusik in die Bayerische Staatsbibliothek. Es handelt sich um über 900 Musikhandschriften der Theatinerkirche St. Kajetan. Diese musikhistorisch wichtigen Quellen wurden vornehmlich von Vertretern der kirchenmusikalischen Restaurationsbewegung des 19. Jahrhunderts angefertigt oder gesammelt. Sie enthalten polyphone geistliche Vokalmusik des 15. bis 18. Jahrhunderts. Die Handschriften selbst stammen überwiegend aus dem 19., ein kleinerer Anteil aus dem 18. Jahrhundert.



Die Sammlung besteht aus mehreren Teilsammlungen. So befanden sich vor dem 2. Weltkrieg in der Theatinerkirche Teile der Musiksammlung des Stiftspropstes Michael Hauber (1778-1843) sowie ein Rest des schon ursprünglich zur Theatinerkirche gehörenden Bestands. Der weitaus wichtigste Teil, Bestände aus der Allerheiligen-Hofkirche, war vor deren totalen Zerstörung 1944 nach St. Kajetan gebracht worden. Es ist ein besonderer Glücksfall, dass durch diese Auslagerung Teile des kirchenmusikalischen Repertoires der Münchner Hofmusik erhalten geblieben sind.



Die Handschriften der Theatinerkirche stehen in vielfältigem Bezug zum Bestand der Bayerischen Staatsbibliothek. So wollte Michael Hauber 1834 ursprünglich seine gesamte Musikaliensammlung der Königlichen Hof- und Staatsbibliothek verkaufen, die aber damals nur einen Teil erwarb. Diejenigen Handschriften, die Hauber daraufhin St. Kajetan geschenkt hatte, gelangen nun fast 200 Jahre später doch noch in die Staatsbibliothek. Aus der sogenannten "Collectio musicalis Maximilianea", einer im Auftrag des bayerischen Kronprinzen Maximilian 1833 erstellten Sammlung italienischer Musikhandschriften, die sich ebenfalls im Besitz der Bayerischen Staatsbibliothek befindet, wurden schon seit 1835 zahlreiche Werke für den Gebrauch der Hofkapelle kopiert. Viele dieser Abschriften haben sich in St. Kajetan erhalten.



Der Bestand ist vorbildlich in einem gedruckten Katalogband aus der Reihe "Kataloge Bayerischer Musiksammlungen", herausgegeben von der Generaldirektion der bayerischen staatlichen Bibliotheken, Bd. 4 (Henle-Verlag, 1979), erschlossen. Der Bearbeiter des Kataloges, Prof. Dr. Siegfried Gmeinwieser (Universität Regensburg), betreute die Sammlung seit 1965 bis zur Übernahme.



Für eine zukunftssichere Aufbewahrung der Handschriften, für die Integration in den Bestand der Musikabteilung sowie für eine sichere Benutzbarkeit sind vielfältige Arbeitsgänge erforderlich. Die Finanzierung dieser Arbeiten ist dank einer großzügigen Unterstützung durch die "Förderer und Freunde der Bayerischen Staatsbibliothek e.V." bereits sichergestellt.



"Wir sind sehr froh darüber, dass diese hochkarätige Sammlung nun den Bestand der Musikabteilung bereichert. Unsere weit über 300 Musiknachlässe und Sammlungen bieten ein umfassendes Panorama der Münchner und bayerischen Musikgeschichte. Mit den Musikalien der Theatinerkirche St. Kajetan erhält diese Sammlung einen weiteren Glanzpunkt", so Reiner Nägele, Leiter der Musikabteilung, zur Übernahme des Musikalienarchivs.



Über die Bayerische Staatsbibliothek:


Die Bayerische Staatsbibliothek, gegründet 1558 durch Herzog Albrecht V., genießt als internationale Forschungsbibliothek Weltrang. Gemeinsam mit anderen Bibliotheken bildet sie die virtuelle Nationalbibliothek Deutschlands. Mit knapp 10 Millionen Bänden, rund 62.000 laufenden Zeitschriften in gedruckter und elektronischer Form und an die 96.000 Handschriften gehört die Bibliothek zu den bedeutendsten Wissenszentren der Welt.



Weitere Informationen unter:


http://www.bsb-muenchen.de/Musikabteilung.288.0.html



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution1304



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Bayerische Staatsbibliothek, Peter Schnitzlein, 30.07.2013


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2013
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ATTAC/1473: Preis in Gedenken an Jörg Huffschmid zum zweiten Mal vergeben




Pressemitteilung Attac Deutschland


Frankfurt am Main, 31. Juli 2013



* Preis in Gedenken an Jörg Huffschmid zum zweiten Mal vergeben


* Florian Butollo und Ingo Stützle für herausragende Arbeiten ausgezeichnet







Ein Preis, zwei Sieger: Die Jury des Jörg Huffschmid-Preises 2013 würdigte im Rahmen der Attac-Sommerakademie in Hamburg-Bergedorf zwei herausragende wissenschaftliche Leistungen. Sie übergab die Auszeichnung an Florian Butollo für seine Doktorarbeit "The End of Cheap Labour in China? Social Impact of Industrial Upgrading in the LED Industry and Textile and Garment Industry of the Pearl River Delta". Ingo Stützles Dissertation "Der ausgeglichene Staatshaushalt als Paradigma und politisches Projekt. Von der monetären Integration zur Eurokrise" konnte die Jury ebenfalls überzeugen.



Verliehen wurde die Auszeichnung vom globalisierungskritischen Netzwerk Attac und seinem Wissenschaftlicher Beirat, der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, der EuroMemo Gruppe sowie der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Der mit 2000 Euro dotierte Preis in Gedenken an Jörg Huffschmid wird alle zwei Jahre verliehen.



In seiner Doktorarbeit geht Florian Butollo der Frage nach, welche Folgen das industrielle "upgrading" in der technologisch avancierten Leuchtmittelindustrie und in der traditionellen Textil- und Kleidungsindustrie im chinesischen Perlflussdelta für die Beschäftigten hat. Birgit Mahnkopf, Professorin an der Hochschule für Wirtschaft und Recht in Berlin, hielt in ihrer Laudatio fest: "Florian Butollo wirft mit seiner innovativen industriesoziologischen Studie Fragen hinsichtlich der Zukunft des investitionsgetriebenen chinesischen Wachstumsmodells auf, von deren Beantwortung nicht allein die soziale Stabilität und die Bekämpfung von Armut und ökonomischer Ungleichheit in der chinesischen Gesellschaft abhängig ist." Ein zentraler Befund der Arbeit besagt, dass in den untersuchten Branchen erhebliche Investitionen in die technologische Entwicklung und in die Mangementsysteme geflossen sind, ohne dass sich dadurch die Beschäftigungssituation von hunderttausenden Angestellten im Perlflussdelta verbessert hätte. Mahnkopf weiter: "Daher wird sich die Zukunft des chinesischen Entwicklungsmodells, und hier kann Florian Butollo an Jörg Huffschmid anknüpfen, letztlich daran entscheiden, welche Rolle die chinesische Arbeiterbewegung in Zukunft spielen wird. Denn von ihr und von einer aktiven Rolle frei gewählter Gewerkschaften dürfte wesentlich abhängen, ob das Ende von 'Cheap Labour' in China zugleich einen Weg zur Überwindung der Krise des Kapitalismus weist oder, wofür heute tatsächlich mehr spricht, diese Krise, die eine sozial-ökologische ist, zu einer Krise des Systems werden lässt."



Als zweiter Preisträger des Abends analysiert Ingo Stützle in seiner Arbeit die Durchsetzung des Paradigmas des ausgeglichenen Staatshaushalts innerhalb der europäischen Verträge und erkennt in diesem Leitbild ein "politisches Projekt" in den Kämpfen um Hegemonie in Europa, dessen "ökonomische Notwendigkeit" höchst zweifelhaft sei. Peter Herrmann, Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats von Attac, stellte fest, dass die mittlerweile unter dem Titel "Austerität als politisches Projekt" erschienene Arbeit Ingo Stützles dem Wissenschaftsverständnis Jörg Huffschmids hervorragend Rechnung trage: Der Preisträger begreife "wissenschaftliche Arbeit als kritische Analyse, die auf Änderung gesellschaftlicher Realität abzielt". Die Jury habe die Arbeit genau in diesem Sinne verstanden und möchte sie daher mit dem Jörg-Huffschmid-Preis fördern.



Die Einrichtung des Preises würdigt das wissenschaftliche und gesellschaftspolitische Engagement des 2009 gestorbenen Jörg Huffschmid. Dieser rief 1975 die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik mit ins Leben, die so genannte Memorandum-Gruppe. 1995 gehörte er zu den Mitgründern der Europäischen Memorandum-Gruppe und 2002 des Wissenschaftlichen Beirates von Attac. Als Vertrauensdozent und Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats war er für die Rosa-Luxemburg-Stiftung engagiert. Jörg Huffschmid hat mit seinen Analysen der globalisierten Finanzmärkte und Arbeitswelten sowie der Europäischen Integration ganz wesentlich zur analytischen Unterfütterung der globalisierungskritischen Bewegung beigetragen.



2011 wurde der Preis erstmals an Nicola Liebert für ihre Arbeit "Determinanten einer nachhaltigen Steuerpolitik im Kontext der Globalisierung" verliehen.



*



Quelle:


Pressemitteilung vom 31.07.2013


Attac Deutschland, Pressestelle


Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M


Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99


E-Mail: presse@attac.de


Internet: www.attac.de
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BUCHTIP/352: Polnische Karrierewege am Zarenhof (idw)




Friedrich-Schiller-Universität Jena - 30.07.2013



Polnische Karrierewege am Zarenhof



Osteuropa-Historiker von der Universität Jena gibt Buch über das Verhältnis zwischen polnischem Adel und zarischem Staat heraus







Ein Pole als Außenminister des russischen Zarenreichs? Was angesichts des - nahezu traditionellen - schlechten Verhältnisses zwischen den beiden Ländern absurd klingt, war dennoch von 1804 an eine Tatsache. Der polnische Adlige Adam Jerzy Czartoryski kam 1794 nach dem Scheitern des Kościuszko-Aufstandes als Geisel an den russischen Zarenhof. Dort freundete er sich mit dem Zaren Alexander I. an und wurde später dessen Außenminister.



"Die Geschichte der polnischen Teilungen kann nicht ausschließlich als eine Geschichte von Konflikten gedeutet werden", sagt Dr. Jörg Ganzenmüller von der Universität Jena. Der Osteuropa-Historiker hat das spannungsvolle Verhältnis Russlands und Polens in der Zeit von 1770 bis 1850 untersucht. Damals sei ein autokratisch regiertes Zarenreich auf eine ständisch verfasste Wahlmonarchie gestoßen. "Einer starken Adelsschicht stand in Polen ein schwacher Herrscher gegenüber", sagt Ganzenmüller. Als nun das Königreich Polen unter russische Herrschaft geriet, ergriffen polnische Adlige die Chance, im Zarenreich Karriere zu machen. Zudem hat Ganzenmüller festgestellt, dass die Zaren zunächst keine Russifizierungspolitik betrieben haben. "Die Zeichen standen auf Kooperation", sagt der Osteuropa-Historiker von der Universität Jena. Ein Grund dafür sei wohl das russische Bestreben gewesen, den eigenen Staat zu modernisieren. In gewissem Maße konnte Polen dabei als Vorbild dienen.



Über dieses spannende Verhältnis zweier höchst unterschiedlicher europäischer Staaten hat Ganzenmüller ein Buch geschrieben: "Russische Staatsgewalt und polnischer Adel." Die gerade erschienene Publikation trägt den Untertitel "Elitenintegration und Staatsausbau im Westen des Zarenreiches (1772-1850)." Ganzenmüller stützt sich auf Akten in Moskauer und St. Petersburger Archiven. Außerdem wertete er Unterlagen aus, die in Minsk, Kiew und dem litauischen Vilnius aufbewahrt werden. Die Quellen seien lückenhaft, was besonders an zahlreichen Kriegsverlusten liege, schätzt Ganzenmüller ein. Der Feldzug Napoleons, der Erste und der Zweite Weltkrieg haben ihre Spuren hinterlassen.



Viele Archivalien hat Jörg Ganzenmüller als Erster gesichtet. "Bis zum Ende der Sowjetunion war diese Zeit für die meisten Historiker tabu", sagt er. Ursächlich dafür war wohl vorrangig die Tatsache, dass die erforschten Gebiete weitgehend mit den Territorien übereinstimmten, die im Hitler-Stalin-Pakt an die Sowjetunion gefallen waren. In früherer Zeit boten diese Ostgebiete Polens jedoch den polnischen Eliten große Aufstiegschancen. Am besten hat sie wohl Adam Jerzy Czartoryski nutzen können.



Bibliographische Angaben:


Jörg Ganzenmüller: "Russische Staatsgewalt und polnischer Adel.


Elitenintegration und Staatsausbau im Westen des Zarenreiches (1772-1850)",


Böhlau Verlag, Köln 2013, 425 Seiten, 59,90 Euro, ISBN: 978-3-412-20944-5.



Weitere Informationen unter:


http://www.uni-jena.de



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution23



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Friedrich-Schiller-Universität Jena, Stephan Laudien, 30.07.2013
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INFOPOOL →GEISTESWISSENSCHAFTEN → GESCHICHTE





FORSCHUNG/155: Digital Humanities - Kulturelle Aspekte der europäischen Identität (Universität Trier)




PRESSEMITTEILUNG DER UNIVERSITÄT TRIER - 31.07.13



Welche Rolle spielen die dominierenden Kulturen in der europäischen Integration?



Prof. Caroline Sporleder von der Uni Trier arbeitet mit Kollegen in einem Eine-Million-Euro-Projekt an dieser Frage







Die "Digital Humanities" an der Universität Trier haben sich in der Vergangenheit durch ambitionierte Forschung einen Namen gemacht. Nun ist es Prof. Caroline Sporleder gelungen, ein weiteres großes Vorhaben an die Universität zu bringen. Gemeinsam mit Kollegen in Utrecht und London wird die Professorin für Digtial Humanities in den kommenden drei Jahren an dem Projekt "Asymenc" arbeiten, das mit insgesamt knapp einer Million Euro gefördert wird. Asymenc steht für "Asymmetrical Encounters: Digital Humanities Approaches to Reference Cultures in Europe, 1815-1992".



In dem Projekt soll untersucht werden, wie große und kulturell einflussreiche Länder - etwa Großbritannien, Frankreich und Deutschland - in Europa den öffentlichen Diskurs in kleineren Ländern wie den Niederlanden, Belgien und Luxemburg beeinflusst haben. Dazu werden kulturelle Aspekte der europäischen Identität untersucht. Es wird auch erforscht, wie sich die Referenzkulturen im Zeitraum zwischen 1815 und 1992 verändert haben. Die Wissenschaftler gehen davon aus, dass die dominierenden Kulturen bei der Bildung von regionalen und staatsübergreifenden Gemeinschaften eine ebenso entscheidende Rolle eingenommen haben wie bei der kulturellen Integration Europas.



Das Projektteam versucht, diesen Fragen durch die Auswertung immenser digitalisierter Datenmengen nahezukommen. Dazu werden innovative digitale Techniken entwickelt, um elektronische Zeitungsarchive der Niederländischen Nationalbibliothek, der British Library, der Bibliothèque Nationale de Luxembourg sowie anderer europäischer Bibliotheken zu analysieren. Die "Datenberge" werden mit Hilfe von Methoden des mehrsprachigen "Text-Minings" (Analyse von Strukturen) und der "Sentimentanalyse" (Stimmungsanalyse) ausgewertet. Die Wissenschaftler wollen auf diese Weise langfristige Entwicklungen und Wendepunkte in öffentlichen Diskursen identifizieren. Gleichzeitig sollen die wichtigsten Vektoren interkultureller Einflüsse aufgezeigt werden.


Hintergrund



Das Fach Digital Humanities ("digitale Geisteswissenschaften") verbindet klassische Methoden und Fragestellungen der Geistes- und Kulturwissenschaften mit digitalen und computergestützten Verfahrensweisen und Optionen. Die Universität Trier bietet im Fach "Computerlinguistik und Digital Humanities" entsprechende Bachelor- und Masterstudiengänge an. Im "Trier Center for Digital Humanities" werden Technologien aus dem Bereich der Informatik in den Geistes- und Kulturwissenschaften etabliert sowie interdisziplinäre Forschungsansätze auf diesem Feld vorangetrieben und weiterentwickelt.



*



Quelle:


Pressemitteilung 111/2013 vom 31.07.2013


Universität Trier


Universitätsring 15, 54286 Trier


Pressestelle


Telefon: 0651 201-4239


E-Mail: presse@uni-trier.de


Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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KALENDERGESCHICHTEN/032: 08-2013   Zu Gast beim Buntspecht (SB)





[image: Buntstiftzeichnung: © 2013 by Schattenblick]




Jonathan, Rupert und Käpt'n Carlo



Zu Gast beim Buntspecht



Jonathan und Majon freuten sich über ihre Baumhöhle und auf das Frühstück mit Nuss, Samen und Grünzeug, dass sie noch hinauf schaffen wollten. Doch bevor sie sich auf den Weg machen konnten, wurden sie arg überrascht. Sie hörten beide ein sehr merkwürdiges Geräusch, und dann wurde ihr Fenster, das Oval, durch das eben noch helles Sonnenlicht strahlte, verdunkelt. Finsternis breitete sich nun auch in ihrer Höhle aus. Erschrocken drängten sie sich dicht aneinander und möglichst weit entfernt vom Fenster an die gegenüberliegende Baumhöhlenwand.



"Jonathan, was ist das?", flüsterte Majon.



"Weiß nicht, keine Ahnung ..."



"Was machen wir jetzt?", Majons Stimme zitterte leicht.



Noch bevor Jonathan antworten konnte, wurde es wieder etwas heller an dem Oval, und dann ragte ein großer dunkler Stock ...? - nein, ein Vogelschnabel hinein. Wenig später blickten die beiden Mäuse in zwei runde glänzende Augen. Nun steckte der ganze Vogelkopf in ihrer Höhle und sah sich um. Kurz entschlossen schlüpfte der ganze Vogel hinein, hob seine beiden Flügel etwas an, zupfte hier und da an einer Feder und schien sich ganz wohl zu fühlen.



"Da ist ja meine Nuss! Wie kommt die denn hierher? Na, so etwas, nee-aber-auch?" Er sprach es wie ein Wort und schüttelte ungläubig den Kopf. Anscheinend hatte der Vogel die beiden neuen Bewohner noch nicht entdeckt.



Majon sah wie der Vogel den Schnabel aufsperrte, um sich die Nuss zu greifen. "Nein, halt, das ist meine Nuss!", fauchte sie ihn an. Erschrocken klappte der Vogel den Schnabel wieder zu und staunte nicht schlecht, als er Majon erblickte.



"Deine Nuss? In meinem Nest?", rief er aus, "das glaub ich aber gar nicht. Sie sieht ganz genauso aus, wie die, die eben noch in meiner Nuss-Schmiede gelegen hat!"



Majon wurde nachdenklich. Er könnte wohl recht haben, denn sie hatte die Nuss vor einem Ast gefunden, die Schale lag allerdings noch festgeklemmt in einem Spalt dieses Astes. War das vielleicht die Nuss-Schmiede? Majon war unsicher und wollte lieber nicht darauf beharren, dass ihr die Nuss gehörte. Zudem fiel ihr gerade noch ein, dass der Vogel sagte, es sei sein Nest, in dem sie sich häuslich niedergelassen hatten. Da stupste sie die Nuss an und diese kullerte hinüber zu dem Vogel.



"Danke. Ich war ganz schön erschrocken, als ich sie unten nicht mehr finden konnte. Du kannst dir nicht vorstellen, wie lange ich darauf herumgehämmert habe, um die Schale zu zertrümmern", erklärte er. Erst jetzt schien ihm aufzufallen, dass sich zwei ungebetene Gäste in seinem Heim aufhielten.



"Wie kommt ihr eigentlich in meine Höhle? Ich meine, was wollt ihr hier? Eingeladen hab' ich euch doch wohl nicht, oder?", verunsichert schaute er die Mäuse an.



"Nein, nein, wir sind einfach so hier hinein ..."



"Ah, ja, und womit seit ihr geflogen? Habt ihr eure Flügel versteckt?", wollte der Vogel wissen.



"Wie bitte?", entrüstete sich Majon, "was sollen wir denn mit Flügeln?"



"Na, fliegen zum Beispiel", schlug der Vogel vor.



Jetzt mischte Jonathan sich ein: "Darf ich mal kurz unterbrechen. Wir sind von unten hoch geklettert. Innen im Baum befinden sich Sprossen, auf denen sind wir hierher gelangt. Wir wussten nicht, dass du hier wohnst. Brauchst dich gar nicht erst aufzuregen, wir verschwinden und suchen uns ein neues Quartier!"



"Nun mal langsam, sehe ich etwa aus wie ein Ungeheuer?" Abermals hob er seine Flügel etwas an und murmelte halblaut: "Ich bin vielleicht ein Stoffel, dass ich mich noch gar nicht vorgestellt habe. Vielleicht sollten wir uns erst einmal miteinander bekannt machen, bevor irgendjemand wieder verschwindet?"



"Gute Idee. Ist mir auch 'n bisschen unangenehm, musst ja denken, dass wir Einbrecher sind. Sind wir aber nicht ...", begann Jonathan.



"Nein, nein, bestimmt nicht, wir sind nur auf der Flucht ...", fügte Majon hinzu.



"... und auf der Suche nach einer passablen Bleibe", erklärte der Mäuserich. "Ich heiße Jonathan und ..."



"... und ich Majon, guten Tag!", grüßte sie den Vogel freundlich.



"Nun, wie ihr inzwischen wisst, bin ich der Bewohner dieser wunderschönen Baumhöhle. Schon meine Vorfahren, also alle Buntspechte unserer Familie, haben hier gelebt. Ich heiße Raruck. Guten Tag. Vor wem lauft ihr denn davon?"



"Oh, das ist eine lange Geschichte, wirklich sehr lang. Ganz kurz: vor den Menschen!"



Nun wurde Raruck neugierig. "Menschen", wiederholte er, "ja, ja, schlimm, schlimm. Aber, ich höre unheimlich gerne Geschichten, lange Geschichten und sehr lange am allerliebsten", gurrte er versonnen. "Hört meinen Vorschlag", hob Raruck an, "ihr bleibt zum Essen. Wir machen es uns richtig gemütlich und ihr erzählt die lange Geschichte euer Flucht! Danach könnt ihr immer noch los fliegen, um ein Nest zu suchen. Was meint ihr?"



Jonathans Magen knurrte, er sah zu Majon hinüber und sie nickte ihm zu. "Ja, guter Vorschlag, gute Idee!"



"Dann werde ich noch rasch Grünzeug und Samen hinaufholen, eine Nuss für alle wird wohl zu wenig sein," schlug Majon vor.



So geschah es. Sie aßen und Jonathan erzählte von dem Tag, an dem er Rupert getroffen hatte, wie sie Bekanntschaft mit Käpt'n Carlo schlossen, dann gemeinsam den Kater Peterle aus dem Haus jagten, wie der Eingang zu seinem Mauseloch zugenagelt wurde, Herr Becker durch die Zauberkraft des Besens erstarrte und er, Jonathan, dann selbst in einen tiefen Erschöpfungsschlaf fiel. Jonathan berichtete, wie Käpt'n Carlo und Rupert ihn schlafend in den Garten gebracht und unter einem Busch versteckt hatten. Auch den Teil der Geschichte, in dem das Mädchen Telse mit einer Wurst in der Hand Rupert hat unvorsichtig werden lassen, schmückte er spannend aus. Wie Rupert unter dem Busch hervor kam, dem kleinen Mädchen dann auch noch ein Stück der Wust mopste, das Kind schrie, Herr Becker aus dem Haus kam und schließlich Rupert ins Haus schickte - auch das erzählte der Mäuserich mindestens ebenso aufregend, wie es wohl auch gewesen sein mag. Majon staunte über die lebhafte Art und Weise, in der Jonathan all das berichten konnte. Sie hatte das Gefühl alles selbst erlebt zu haben.



Jonathan erwähnte in seiner Erzählung, dass er von all dem nichts mitbekommen hatte, da er ja schlief, aber Käpt'n Carlo gut auf ihn acht gegeben hatte. Als er endlich wieder erwachte, erzählte * Käpt'n Carlo, was inzwischen alles geschehen war.



"So, jetzt kommt der schrecklichste Teil der Geschichte. Aber bevor ich weiter erzähle, muss ich erst mal was futtern, mir ist schon ganz komisch zumute", sagte Jonathan und nahm sich die Hälfte von der Nuss. Die andere lag direkt vor Majon zum Anbeißen bereit. Sie zögerte, schluckte und schob die Nusshälfte vorsichtig zu Raruck hinüber, denn sie fand es nicht richtig, dass sie davon aß und er nicht.



"Oh nein, iss du nur. Ich kann mir schon noch eine andere Nuss aufhämmern!"



Etwas verlegen begann sie zu knabbern und merkte dabei, wie hungrig sie war. Jonathan ließ es sich ungeniert schmecken. Als Nachtisch schnappte er sich noch ein paar Beeren und dann setzte er sich wieder gemütlich hin.



"Jetzt wird 's gruselig", begann er seine Erzählung. "Kurz nachdem der Käpt'n mir alles ausführlich berichtet hatte, kam das Mädchen wieder zurück, hockte sich vor den Busch und spinkste hinein. Ich ahnte es schon - sie konnte Käpt'n Carlo in seinem leuchtend roten Federkleid einfach nicht übersehen - aber mich, mich hat sie nicht entdeckt. Dann kam sie näher. Leute, ich sag' euch, das war eine brenzlige Situation. Was für ein Glück, dass ich schon wach war. So konnte ich mich blitzgeschwind unter einen Flügel vom Käpt'n verstecken. Aber es sollte noch schlimmer kommen. Das Mädchen packte Käpt'n Carlo, umfing ihn mit ihren erstaunlich kräftigen Armen und drückte ihn an sich, so dass er sich nicht mehr bewegen konnte. Zuerst versuchte er noch sich zu befreien, doch es gelang ihm nicht - aber mir. Ich rutschte etwas ungeschickt, muss ich schon sagen, hinunter auf die Erde, den Besen konnte ich gerade noch zu fassen bekommen und behielt ihn fest in meiner Hand. Niemand beachtete mich und das war verdammt gut so. Ich sah zu, wie das Mädchen den Käpt'n fort trug, fort aus dem Garten hinüber zu ihrem Haus und dann auf einen kleinen Schuppen zusteuerte. Dort hinein brachte sie Käpt'n Carlo."



"Oha, lebt er noch?", fuhr Rurack erschrocken dazwischen.



"Ja, ja, zum Glück", setzte Jonathan seine Erzählung fort bis er dort anlangte, wo sie gerade saßen.



Rurack staunte nicht schlecht: "O haua ha, o haua ha, was ihr schon alles Schlimmes erlebt habt, schlimm, schlimm! Wirklich eine schöne, schlimme Geschichte, das muss ich schon sagen!"



Majon und Jonathan wunderten sich ein wenig, sagten aber nichts.



"Habt ihr vielleicht noch mehr erlebt, ich meine so etwas richtig abenteuerliches und schreckliches?"



"Na, also mir war das alles schon gefährlich genug! Ich giere wirklich nicht nach noch gefährlicheren Abenteuern, nee, danke, mir reicht 's", entgegnete Jonathan und Majon nickte eifrig.



"Em, ja, ja, sicher, verstehe. Ihr seid auch echt schlimm dran, daran hab ich gar nicht gedacht, ihr könnt ja nicht einfach wegfliegen, wenn ihr in Gefahr seid", murmelte Rurack vor sich hin.



"Hast du denn vor gar nichts und niemanden Angst?", wollte Majon wissen.



"Ich muss zugeben, dass ich mich über den Baummarder und das Eichhörnchen total ärgere. Ja, ich bin so etwas von wütend auf diese, diese ...", ihm fehlten die Worte und er stockte einen Moment. "In diesem Jahr habe ich keine Kinder und muss mir deswegen also keine Sorgen um Baummarder und Eichhörnchen machen. Vor kurzem erst hörte ich vom anderen Ende des Waldes von geplünderten Nestern und gefressenen Eiern - furchtbar schlimm das!"



"Und dir selbst, dir kann keiner was?", erkundigte sich Majon etwas ungläubig.



"O, na ja, bisher hat es mit dem Wegfliegen noch immer ganz gut geklappt. Aber ganz ehrlich, auf eine Begegnung mit dem Habicht oder dem Uhu kann ich gut verzichten!"



Jonathan hörte gar nicht mehr richtig zu. In Gedanken war er ganz weit weg. Dann wurde er immer unruhiger: "Ich schlage vor, dass wir uns nun auf die Socken machen ..."



Majon sah ihn verwundert an: "Hast wohl zu lange bei den Menschen gelebt?"



"?, also, dass, egal, am besten scheint mir, dass wir uns auf den Weg machen", beendete Jonathan seinen Satz.



"Weißt du denn schon, wohin wir gehen?", wollte Majon wissen. Irgendwie kam es ihr ein wenig merkwürdig vor, dass Jonathan so schnell aufbrechen wollte. Er sah traurig aus und war ganz aufgewühlt. "Ist auch nicht so wichtig", fügte sie noch schnell hinzu, "wir laufen einfach erst mal los!"



"Ganz wie ihr meint. Falls ihr aber noch einmal auf euren Wegen hier in den Wald kommt, schaut doch bei mir vorbei. Ihr seid immer willkommen. Vielleicht habt ihr dann auch wieder etwas zu erzählen?" Dabei lachte er hoffnungsvoll und kullerte noch eine Nuss in Majons Richtung. "Hier, für unterwegs!"



"Danke, dann brechen wir jetzt auf. Pass gut auf dich auf!", verabschiedete sich Majon und Jonathan nickte Rurack freundlich zu.



Sie schnappten sich Nuss und Besen, kletterten die Sprossen hinunter und verließen den Baum. Nach einer Weile setzte Jonathan sich ins Gras und lehnte sich gegen einen riesigen Pilz. Majon tat es ihm gleich und sah ihren Gefährten besorgt an.
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"Jonathan, irgendetwas stimmt doch nicht mit dir. Du sieht so traurig aus."



"Majon, ich hab so eine Sehnsucht nach Käpt'n Carlo und Rupert. Am liebsten würde ich umkehren!"



"Tja, aber dann sind wir wieder bei den Menschen. Toll finde ich das nicht!"



"Hast ja recht, aber ...", er sprach nicht weiter und senkte seinen Kopf.



"Jonathan, weißt du was, eigentlich ist es für uns Mäuse überall mehr oder weniger gefährlich. Also, ich gehe dahin, wo du hingehst - immer. Lass uns hier etwas verschnaufen, die Nuss aufessen und morgen suchen wir nach Rupert und Käpt'n Carlo!" Jonathan hob seinen Kopf und strahlte übers ganze Gesicht.



Fortsetzung folgt ...



zum 1. August 2013
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CORREOS/175: Kolumbien - Aufpasser im "Hinterhof"




Correos des las Américas - Nr. 174, 29. Juni 2013



Kolumbien: Aufpasser im «Hinterhof» Kolumbien ist und bleibt die Sperrspitze der USA für den Angriff auf die lateinamerikanische Aufbruchbewegung.



von José Rodríguez







Die Länder Lateinamerikas und der Karibik sind für die nationale Sicherheit und die wirtschaftliche Zukunft der Vereinigten Staaten von strategischer Wichtigkeit. (...) Eine Zukunft der Prosperität für alle basiert auf der Basis geteilter Werte, effizienter Regierungen, freier Gesellschaften und offener Marktwirtschaften. (...) [Die Pläne des Südkommandos] werden die Sicherheit und Stabilität in den Amerikas gewährleisten und so die Vorwärtsverteidigung der Vereinigten Staaten bieten.


(Aus: United States Southern Command, Command Strategy 2018)





Im Rahmen seiner Reise nach Mexiko und Costa Rica vom 3. Mai dieses Jahres traf sich US-Präsident Barack Obama mit seinen Amtskollegen des zentralamerikanischen Integrationssystems SICA. Die zentralamerikanischen Regierenden konzentrierten ihre Erwartungen auf Fortschritte in zuvor mit dem US-Präsidenten abgemachten Bereichen wie der ökonomischen Kooperation mit der Region, Modifizierungen in der Politik der Militarisierung der Zone oder einer tatsächlichen und effizienteren Kooperation bei der Bekämpfung des Drogenhandels. Doch dann wurde keines dieser Themen angeschnitten, dafür stellte Obama mit der für die US-Regierungen in ihrem Verhältnis zu Lateinamerika charakteristischen Arroganz und Verachtung klar, dass das Hauptinteresse der USA derzeit in der Wiederbelebung des Projekts einer Freihandelszone der Amerikas (ALCA) liege, einem Vorhaben, das Präsident Clinton schon Ende der 90er Jahre durchzusetzen versucht hatte. Der Handel USA/Zentralamerika summiert sich auf nicht zu verachtende 40 Mrd. Dollar pro Jahr.



Dass die USA auf dieses Thema zurückkommen, überrascht. Immerhin hat ihre Propaganda in den letzten zehn Jahren beharrlich weiszumachen versucht, dass man sich von der neokolonialen Politik gegenüber Lateinamerika verabschiedet habe. Als Beleg dafür wurde sogar die Existenz zahlreicher antiimperialistischer und links ausgerichteter Regierungen instrumentalisiert und man stellte sich als bescheidener Partner unter anderen dar. Nichts falscher als dies! Die USA haben nicht nur ihre imperiale und auf Unterwerfung des Rests des Kontinents ausgerichtete Politik nicht relativiert, sondern diese noch intensiviert und an die Erfordernisse der neuen Zeiten angepasst. Dabei wurde das Hauptziel keinen Moment aus den Augen verloren: die Kontrolle der natürlichen und energetischen Ressourcen der Hemisphäre und die Absicherung der politischen, ökonomischen, militärischen und sozialen Vorherrschaft. In dieser Hinsicht mangelte es US-Aussenminister John Kerry nicht an Klarheit, als er im Vorfeld des SICA-Treffens mit Obama und in Bezug darauf am 17. April äusserte: «Lateinamerika ist weiter der Hinterhof» der USA.



Nachdem die Absicht, die gescheiterte kontinentale Freihandelszone wiederzubeleben, explizit gemacht wurde, kam es zu einigen Vorgängen, die uns zeigen, dass Kolonialpolitik der USA in Lateinamerika sich keinen Deut geändert hat: das Treffen der Pazifikallianz in Kolumbien; das Gesuch Kolumbiens um den Status eines «ausser-regionalen» Alliierten der NATO und sein Gesuch um Beitritt zur OECD; der Empfang des gescheiterten venezolanischen Präsidentschaftskandidaten Henrique Capriles durch den kolumbianischen Präsidenten Juan Manuel Santos und die Gefangennahme von zwei Kommandos der kolumbianischen Paramilitärs, die nach Caracas unterwegs waren, um Attentate gegen staatliche Objekte zu verüben. Dass in all diese Vorgänge von hemisphärischer Bedeutung der kolumbianische Staat verwickelt ist, ist kein Zufall. Denn Kolumbien stellt im US-Projekt der Hegemonie über Lateinamerika wie schon seit den 80er Jahren die Speerspitze dar, nicht nur militärisch, sondern auch wirtschaftlich und sozial.





Die US-Interessen in Lateinamerika



Der künstlich geschaffene Konsumzwang bewirkt evidenterweise, dass der moderne Kapitalismus mit seiner Wegwerflogik täglich mehr Materialien und Ressourcen, Mineralien und Metalle braucht, nicht nur die altbekannten, sondern auch für die Herstellung der elektronischen «Wunder» nötigen sehr seltenen Metalle. Diese Ressourcen finden sich in Weltgegenden ausserhalb der USA, der EU oder auch Japans und die entwickelten Mächte sind gezwungen, die Versorgungsquellen zu kontrollieren. Die USA, die uns jetzt interessieren, weisen nur 4 % der Weltbevölkerung, aber einen Anteil von 26 % des globalen Konsums an Erdöl auf, von dessen Reserven sie nur 2 % besitzen. In den USA fallen 45 % des Globalkonsums an Benzin und 26 % an Gas an. In einem Moment der ernsthaften Krise ihrer globalen Vorherrschaft, auch wegen ihrer Kriegstreiberei, besteht ihre Strategie darin, sich die Kontrolle über die Ressourcen und das Territorium Lateinamerikas zu sichern. Einige Angaben erklären uns warum:



	Lateinamerika liefert 25 % aller natürlichen und energetischen Ressourcen, die die USA benötigen.


 

	Lateinamerika und die Karibik liefern den USA 66 % des dort benötigten Aluminiums, 50 % des Nickels und 40 % des Kupfers.


 

	In Lateinamerika befinden sich 25 % der Wälder und 40 % der Biodiversität des Planeten.


 

	Mit nur 12 % Anteil an der Weltbevölkerung weist Lateinamerika 47 % der weltweiten Trinkwasserreserven und 35 % der globalen hydroenergetischen Potenz auf.


 

	Durch das Amazonasbecken fliessen pro Sekunde 6 Billionen (???) Kubikmeter Wasser und hier entstehen 40 % des Sauerstoffs des Planeten.


 

	Chile und Peru haben enorme Mineralienvorkommen und sind die beiden wichtigsten Kupferproduzenten weltweit. In allen Ländern Lateinamerikas gab es in den letzten Jahren einen grossen Minenboom, der, wie zu Zeiten der Kolonie, den Appetit grosser Multis aus Europa, Kanada und China geweckt hat, die sich grosse Territorien mit Minenvorkommen angeeignet haben.


 

	Venezuela ist der drittgrösste Öllieferant der Welt, Mexiko folgt an vierter und Kolumbien an siebter Stelle.


 

	Eine kürzlich erstellte Studie des Geological Survey der USA geht nur für das venezolanische Orinoco-Gebiet von 513 Mrd. Barrel Rohöl aus, also fast dem Doppelten der Vorkommen in Saudi-Arabien.




[Im Folgenden geht der Autor auf die Pazifikallianz, also das US-gesteuerte Gegenprojekt um Kolumbien, Mexiko, Chile und Peru zur Unabhängigkeitstendenz in Lateinamerika ein, das sich insbesondere gegen ALBA, die Alianza Bolivariana para los Pueblos de Nuestra América richtet. Alba wurde von Venezuela als Alternative zum ALCA-Projekt der USA lanciert, primär ein Bündnis progressiver Staaten in der Region, mittlerweile aber auch mit Präsenz von Sozialbewegungen wie der brasilianischen Landlosenbewegung in Nicht-Mitgliedsstaaten. Wir verweisen auf die Artikel zum Thema in diesem Heft.]





Kolumbien - Mitglied der NATO oder einfach US-Instrument?



Es ist allgemein bekannt, dass Kolumbien von geostrategischem Interesse für die USA ist - wegen seiner geographischen Lage zwischen Zentral- und Südamerika, weil es den Pazifik mit dem Atlantik und die Anden sowie Amazonien mit der Karibik verbindet, und wegen seines grossen Reichtums an natürlichen und energetischen Ressourcen. Vor allem aber auch wegen einer von Beginn weg gegenüber der USA folgsamen und unterwürfigen herrschenden Klasse und wegen eines bewaffneten Konflikts, den die USA für ihre regionalen militärischen Interessen zu instrumentalisieren trachteten.



Für die Umsetzung von ALCA hatten die USA die militärische Regionale Andeninitiative mit ihrer ersten Phase, dem Plan Kolumbien, konzipiert. Dieser richtete sich nicht, wie von der Propaganda behauptet, gegen den Drogenhandel, sondern sollte den Vormarsch der Guerilla der FARC-EP stoppen, die damals drohte, die Kontrolle über das Land zu erringen. Zudem sollte er auch weiterhin eine US-militärische Präsenz in der amazonisch-andinen Region ermöglichen, zur Kontrolle der «Gefahren» durch demokratische und unabhängige Regierungen im Norden und Süden von Kolumbien. Bis 2008 kostete der Plan Kolumbien 66.126 Mio. Dollar, was ihn zusammen mit seinen Annexen zum umfassendsten Projekt für die Rekolonialisierung Lateinamerikas macht. Ohne Zweifel wurden die Ziele der ersten Phase des Plans Kolumbien weitgehend erreicht. Zwischen 1998 und 2008 bildeten die USA in Kolumbien 72'000 Militärs und Polizeimitglieder aus (nur in Südkorea waren es mehr). Die kolumbianischen Streitkräfte umfassen heute eine halbe Million Militärs, sechs Mal mehr als Venezuela und elf Mal mehr als Ecuador. Das Heer von Brasilien, dessen Bevölkerung fünf Mal grösser ist, entspricht nur 80 % des kolumbianischen. In Lateinamerika verschlingen die Militärausgaben im Schnitt 1.5 % des BIP, in Kolumbien 6.5 %. Dies ermöglichte die 2. Phase des Plans Kolumbien: den Krieg in die Nachbarländer hineintragen.



Um jene Aufgaben zu erfüllen, die die offizielle kolumbianische Armee nicht erledigen konnte, brauchte es eine irreguläre Kraft: die berühmten kolumbianischen Paramilitärs. Erinnern wir uns: 2004 ermordeten mit der venezolanischen Opposition verbundene kolumbianische Paramilitärs einen hohen venezolanischen Staatsfunktionär; im gleichen Jahr wurden mehr als 100 kolumbianische Paras und Geheimdienstmitglieder verhaftet, die den Auftrag hatten, den venezolanischen Präsidenten zu ermorden. Die offiziellen kolumbianischen Streitkräfte ihrerseits drangen 2004 auf venezolanisches Territorium vor, um einen Kader der kolumbianischen Guerilla auf diplomatischer Mission zu verhaften. Danach operierten sie mehrmals jenseits der Landesgrenzen und 2008 drangen sie mit Bodentruppen und der Luftwaffe auf ecuadorianisches Territorium vor, um eine grosse Operation auszuführen. Auch auf politischer Ebene verhielten sich die beiden letzten kolumbianischen Regierungen in Übereinstimmung mit dieser internationalen Phase des Plans Kolumbiens: Kolumbien anerkannte als erstes Land die kurzlebige venezolanische Putschregierung von 2002 und der heutige kolumbianische Präsident Juan Manuel Santos organisierte damals mit Hilfe des spanischen Partido Popular in San Salvador ein Treffen zur Unterstützung des Putsches. Seither gewährt Kolumbien den Putschisten Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung. Kolumbien anerkannte auch als erstes Land die Putschregierung in Honduras.



Im Oktober 2009 kam es mit dem Vertrag über die Errichtung von sieben US-Militärbasen auf kolumbianischem Territorium zu einer neuen Phase des Plan Kolumbien. Zwar hatten das kolumbianische Verfassungsgericht und andere hohe Gerichte den Vertrag wenige Monate später für nichtig erklärt, doch er wird weiter umgesetzt, als sei nichts gewesen. Mit Bestimmungen wie jener zur strafrechtlichen Immunität der US-Truppen wandelt er das Land in ein US-Protektorat um.



In diesem Kontext der internationalen Funktion Kolumbiens ist die Ankündigung von Präsident Santos vom 1. Juni dieses Jahres zu sehen, in der er Kooperationsabkommen mit der NATO «mit Blick auch auf einen Beitritt zu dieser Organisation» angekündigt hatte. Etwas verdächtig in einem Kontinent ohne zwischenstaatliche Konflikte. Erinnern wir uns, dass die USA zu Beginn des letzten Jahrzehnts versucht haben, mit verdeckten Operationen den internen bewaffneten Konflikt in Kolumbien in Richtung Aufstellung von UNO-Blaumützen an der venezolanisch-kolumbianischen Grenze zu internationalisieren.





«Gefährliche Indios...»



1998 äusserte der Republikaner Paul Coverdale in seinem Votum für den Plan Kolumbien im US-Senat, dass es, «um Venezuela zu kontrollieren, nötig ist, Kolumbien militärisch zu besetzen». Zwei Jahre später fügte er an: «Auch wenn viele Bürger ein neues Vietnam befürchten, ist es notwendig, denn Venezuela hat Öl.Venezuela ist feindselig zu den USA eingestellt, und diese müssen in Kolumbien intervenieren,umVenezuela zu beherrschen. Und da auch Ecuador vital ist und die Indios dort gefährlich sind, müssen die USA auch in diesem Land intervenieren. (...) Wenn mein Land im fernen Irak einen zivilisatorischen Krieg führt, bin ich sicher, dass es dazu auch in Kolumbien im Stand ist, um Kolumbien und seine Nachbarn, Venezuela und Ecuador, zu beherrschen».



Dieses Konzept, wonach alles in den Amerikas den USA gehört, kam mit der Monroe-Doktrin zu Beginn des 19. Jahrhunderts auf und setzt sich seither fort. In den 1960er Jahren hatten wir die «Allianz für den Fortschritt» mit ihrer militärischen Komponente, der Nationalen Sicherheitsdoktrin mit ihrem inneren Feind, in der alle Armeen ausgebildet wurden. Diese Politik der Aufstandsbekämpfung über unkonventionelle und präventive Kriege lebt nicht nur weiter, sondern wird zwecks Zerstörung der aktuellen Befreiungsprozesse modernisiert. 1989 lancierten die USA nach dem Mauerfall in Berlin 1989 die Initiative für die Amerikas, die mittels eines integralen Planes alle noch existierenden Guerillabewegungen im Kontinent beenden sollte. In diesem Kontext sind die zentralamerikanischen Friedensprozesse zu sehen. Der Zwang, angesichts der Entstehung neuer ökonomischer Pole in Europa und Asien den Ressourcenfluss aus «ihrem Hinterhof» zu erhöhen, veranlasste die USA 1998, einen Plan für die Konsolidierung ihrer Macht im Kontinent zu lancieren. Ein integraler Plan, zu dem als ökonomisch-handelspolitischer Teil ALCA gehört; der Infrastrukturplan Puebla Panama von Mexiko bis nach Kolumbien, zur Ausnutzung der natürlichen und energetischen Ressourcen; der pazifisch-atlantische Infrastrukturplan IIRSA zur Kontrolle der Amazonía; der zivil-militärische Plan Cabañas für die Kontrolle des Acuífero Guaraní, des global drittgrössten Süsswasserreservoirs im Grenzgebiet von Brasilien, Argentinien, Uruguay und Paraguay - dies alles begleitet von einem grossen Plan der militärischen Repositionierung: der Regionalen Andeninitiative und ihrer Schockkomponente Plan Kolumbien.



Doch dieses von der Administration Clinton vorangetriebene Grossprojekt traf auf ein verändertes Amerika mit gestärkten Bewegungen des Widerstands gegen die US-Hegemonie und die lokalen neoliberalen Oligarchien: Vielfältige Bewegungen, die in mehreren Ländern zur Regierungsalternative wurden, mit grossen politischen Unterschieden untereinander, aber mit dieser Gemeinsamkeit: der unabhängigen und souveränen Gestaltung ihrer Politik. Für die Spannbreite stehen Brasilien und Venezuela. In diesem Land tauchte 1998 ein grosser Caudillo auf, Hugo Chávez, der sich auf die antiimperialistische und lateinamerikanistische Unabhängigkeit bezog und die Umsetzung des Grossprojekts von Clinton und Bush vorerst verhinderte. Gestorben war es damit aber noch nicht und seit 2010 wird es von der Administration Obama mit neuer Energie vorangetrieben.



In den 80er Jahren betrachtete die sogenannte Carter-Doktrin die Aneignung der Ölreserven im Persischen Golf als Sache der Nationalen Sicherheit. 2003, während der Invasion des Iraks, propagierte der Cheney-Bericht die Notwendigkeit, weitere globale Ölreserven über den Golf hinaus zu kontrollieren, und nannte drei Prioritäten: die andine Region (speziell Venezuela und Kolumbien), die afrikanische Westküste und das Becken des Kaspischen Meers. Dies ist mit ein Grund für die grosse Sorge der USA angesichts der Stärkung der bolivarischen Revolution und des Sozialismus des XXI. Jahrhunderts in Venezuela und anderen Ländern der Region. Dagegen setzen die USA nicht nur die bekannten verdeckten Operationen ihrer Geheimdienste ein, sondern institutionalisieren auch den irregulären Kampf. Im Antrag des Pentagon-Budgets von 2010, dem grössten der Geschichte, steht, dass die USA weiter den »Antiterrorismus, die Taktiken des nicht-konventionellen Krieges, die interne Verteidigung fremder Länder, den Gegenaufstand und Stabilitätsoperationen» unterstützen müssen, was für das Pentagon heisse, «die für die Führung des irregulären Krieges notwendigen Kapazitäten zu institutionalisieren (...) und neue Kapazitätem zu entwickeln, um irregulären Herausforderungen zu begegnen».



Hier spielen Staaten wie Kolumbien eine Rolle.





Kolumbien, der Kain von América



Um den revolutionären Prozess in Venezuela zu sabotieren, griffen die kolumbianischen Regierungen, StaatsfunktionärInnen und dem Regime verbundene irreguläre Kräfte seit 2000 zu verschiedenen Mitteln, alles im Rahmen nordamerikanischer Pläne, wohlverstanden. Seit dem Tod des revolutionären Anführers und Comandante Hugo Chávez nimmt die vom Pentagon aufgepeitschte und geförderte venezolanische Rechte wieder verstärkt die Praxis der Sabotage auf, um die revolutionäre Regierung zu schwächen und zu stürzen. Dazu wird als erstes das zwar knappe, aber doch klare Wahlresultat nicht anerkannt und die venezolanische Opposition beginnt einen kontinentalen Kreuzzug, um internationale Anerkennung zu erlangen. Der einzige Präsident, der den oppositionellen Henrique Capriles in seiner Eigenschaft als Staatschef empfängt, ist Juan Manuel Santos. Es hat sich dabei nicht, wie er jetzt weiszumachen versucht, um die Folge einer schlechten Einschätzung gehandelt, sondern um die Umsetzung einer mit dem Pentagon vereinbarten Politik. Santos fungierte in Kolumbien während langer Jahre als erbittertster Feind des Chavismo: 2002 anerkannte er die Putschregierung und danach rollte er in den grossen Clubs der Oligarchie von Bogotá den roten Teppich für die Putschisten aus, die dort Schutz suchten, nachdem sie versucht hatten, den verfassungsmässigen Präsidenten gewalttätig zu stürzen.



Ein weiterer Sabotageakt der Rechten gegen Volk und Regierung von Venezuela besteht in der von den Wirtschaftseliten programmierten Unterversorgung. Mit Unterstützung ihrer Pendants in Kolumbien (einer Klasse, der Santos angehört) werden Artikel des Grundbedarfs dorthin exportiert und so Mangel in Venezuela erzeugt.



Kürzlich haben die venezolanischen Geheimdienste zwei Gruppen kolumbianischer Paramilitärs verhaftet, die, wie sie selber aussagten, in die venezolanische Hauptstadt gelangen wollten, um dort gewalttätige Aktionen auszuführen. Wer steht hinter diesen Vorgängen: die USA, die kolumbianische Oligarchie oder die venezolanische Rechte? Zweifellos alle drei, es handelt sich um übereinstimmende Interessen und entsprechend um eine natürliche Allianz. Die venezolanische Regierungspartei PSUV hat dieser Tage öffentlich gemacht, von einem Vorhaben der venezolanischen Opposition, 18 Kampfflugzeuge zu kaufen, zu wissen. Die Flugzeuge sollen demnach von den USA verkauft werden und als Operationsbasis eine kolumbianische Militäreinrichtung nahe der venezolanischen Grenze erhalten.



Sollte dies stimmen, befänden wir uns an der Schwelle zu einer bewaffneten Aggression gegen die venezolanische Nation, bei der der kolumbianische Staat die Rolle des verfluchten Bruders übernimmt.



Abschliessend können wir sagen, dass die USA keineswegs auf ihr Projekt der Rekolonialisierung und der totalen Kontrolle Lateinamerikas verzichtet haben, um dessen grosse Reichtümer auszubeuten. Ihre Pläne auf Handels-, wirtschaftlicher, militärischer und infrastruktureller Ebene dauern an und wurden an die neue politisch-administrative Situation in Lateinamerika angepasst. Auf der einen Seite erleben wir einen Prozess der Konsolidierung der Prozesse und Regierungen demokratischen, unabhängigen, nationalistischen und revolutionären Zuschnitts und einen zunehmenden Prozess der Integration der Völker, der Nationen und einiger lateinamerikanischer Staaten. Doch es lauern nicht wenige Gefahren. Denn auf der anderen Seite können die USA in Lateinamerika auf die Unterstützung mehrerer Regierungen und Staaten zählen, die ihnen die Umsetzung ihrer hegemonialen Pläne erleichtern. Dabei spielt Kolumbien wegen seiner ökonomischen und geostrategischen Wichtigkeit eine entscheidende Rolle.
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Lokales: Kiel


Der Traum von einem freien Leben


Proteste in der Türkei finden weltweit Echo



Von Reinhard Pohl







Seit Anfang Juni gibt es Proteste in der Türkei. Ging es anfangs um die geplante Einebnung eines Parks, um ein neues Einkaufszentrum zu bauen, sorgte die harte Reaktion der Regierung bald für türkei-weite und dann weltweite Proteste: Viele Demonstrantinnen und Demonstranten fordern jetzt, einfach in Ruhe gelassen zu werden. Denn die Regierung will nicht nur bestimmen, wo Bäume und wo Geschäfte stehen. Sie sorgt auch mit dem Verbot von Küssen in der Öffentlichkeit, dem Verbot vom Verkauf von Alkohol und dem übermächtigen Einfluss auf Zeitungen, Radio und Fernsehen dafür, dass man sie in keiner Minute mehr los wird.





In den letzten Jahren sorgte vor allem die wirtschaftliche Entwicklung in der Türkei für Aufmerksamkeit. Die gemäßigt islamische AKP unter Ministerpräsident Erdogan hatte bei den Wahlen 2002 fast 11 Millionen Stimmen (34 Prozent) bekommen, durch das Mehrheitswahlrecht aber über 66 Prozent der Parlamentssitze. Bei den Wahlen 2007 wuchs die Zahl der Stimmen auf über 16 Millionen (47 Prozent), die Zahl der Parlamentssitze sank aber auf 62 Prozent. 2011 konnte Erdogan die Zahl der Stimmen nochmals steigern, und zwar auf über 21 Millionen (fast 50 Prozent), diesmal bekam er dafür 59 Prozent der Parlamentssitze.



Insbesondere das letzte Ergebnis versteht er anscheinend als Blankoscheck, Kritik als Majestätsbeleidigung: Nachdem er die alte kemalistische Elite von der Staatsspitze verdrängt, vor allem aber den Einfluss der Armee gebrochen hat, greift er immer härter durch. Die Türkei ist heute das Land in der Welt, in dem die meisten Journalisten im Gefängnis sitzen - meistens wegen Kritik an der Regierung, und aufgrund der rigiden "Anti-Terrorismus-Gesetze" oft jahrelang ohne Anklage oder Prozess.



Die Türkei ist wirtschaftlich erfolgreich, konnte die Auslandsschulden ähnlich wie China oder Russland zurückzahlen. Aber ähnlich wie in Russland und China sind viele Menschen heute besser gebildet und über das Internet weltweit vernetzt - und mit wirtschartlichem Erfolg alleine nicht mehr zufrieden. Zudem sorgt der wirtschaftliche Erfolg auch für eine Rückwanderung gut ausgebildeter junger Türkinnen und Türken aus Europa. Außer ihrer Ausbildung bringen sie auch ihre Allgemeinbildung und ihren Lebensstil mit, für die ältere und religiöse Elite der Politiker der reine Horror.





Jung und weiblich



Die Proteste, die inzwischen fast alle Provinzen der Türkei erfasst haben, sind jung, weiblich und städtisch. Die Anhängerschaft der Regierung ist älter, ländlich und in der Regel eher männlich als weiblich.



So treffen die Maßnahmen und Äußerungen von Erdogan auf ein höchst unterschiedliches Echo. Die jungen und gebildeten Protestierer sind beleidigt, wenn sie als "Säufer", "Plünderer" und "Terroristen" beschimpft werden, oder sie wenden diese Beschimpfungen in ironische Selbstbezeichnungen. AKP-Anhänger auf dem Lande, die die Proteste nur stark zensiert und in kleinen, sehr kleinen Ausschnitten in den Medien oder in Rundfunkansprachen des Ministerpräsidenten mitverfolgen, sehen in einer harten Reaktion der Polizei die einzige Möglichkeit, die Türkei vor der von Erdogan als "ausländisch" charakterisierten Bedrohung zu retten.





Kein Glaube mehr an Autoritäten



Die Türkei wurde nach dem Zusammenbruch des Osmanischen Reiches zu einem Nationalstaat. Atatürk regierte als Diktator in einer "Ein-Parteien-Demokratie", der ehemals multikulturelle Charakter des Staates wurde durch den Völkermord an den Armeniern und dem Völkermord an den Assyrern, die Vertreibung der Griechen und die gnadenlose Assimilierung von Kurden und Flüchtlingen aus dem Kaukasus und dem Balkan, die allesamt zu "Türken" gemacht wurden, beseitigt. Die Geschichte dieser Epoche wurde später teils grotesk umgeschrieben, insbesondere nach dem kemalistischen ("Kemal" ist der Zivilname von Atatürk) Putsch 1980 wurde der Völkermord an den Armeniern zunächst geleugnet, später als "Notwehr" gegen eine "armenische Weltverschwörung" mit teilweise wörtlichen Zitaten von Goebbels "jüdischer Weltverschwörung" umgelogen und gerechtfertigt.



Seit einigen Jahren lässt sich die junge Bildungselite solche Bevormundung nicht mehr gefallen. Die Rolle Atatürks wird immer stärker diskutiert, Leistungen und Kritik immer mehr in ein realistisches Verhältnis gesetzt. Zum Genozid gibt es jedes Jahr stark anwachsende Gedenkveranstaltungen, viele Jugendliche mit albanischen, aserbaidschanischen, tatarischen oder tscherkessischen Wurzeln erforschen die Herkunft ihrer Vorfahren. Die Literatur über eigene armenische oder griechische Wurzeln hat in den letzten zehn Jahren einen wahren Boom erlebt. Auch wenn das im staatlich kontrollieren Fernsehen keinen Platz fand, finden biografische Bücher reißenden Absatz.



Die Schattenseite: Der einzige Nobelpreisträger der Türkei, Orhan Pamuk, beschrieb in einem seiner bedeutendsten Werke die Geschichte der Stadt Kars als Zentrum des armenischen Lebens, das 1915 endete. Anschließend erhielt er so viele Drohungen und im Gegenzug Spott von Regierung und Polizei, die offensichtlich keinen Finger zu seinem Schutz rühren wollte, dass er kurz nach Erhalt des Nobelpreises in die USA emigrieren musste. Dieser Hass machte sich auch in Teilen der türkischen Community in Deutschland bemerkbar: Zu einer Lesereise hier in Deutschland entwickelte das Bundeskriminalamt einen ausgeklügelten (und teuren) Personenschutz.



Erdogan brach die Macht der Kemalisten in der Armee und den Einfluss der Armee, die sich nach dem Putsch von 1980 eine Veto-Stellung in der Verfassung gesichert hatte und über den "Sicherheitsrat" die Regierung kontrollierte. Damit fand er den Beifall auch der städtischen Jugend. Doch jetzt haben viele den Eindruck, er wollte sich selbst an die Stelle Atatürks setzen. Damit holte sich Erdogan gleichzeitig den Protest der Jugend, die kein "Heldengedenken" als Ersatz für eigene Gedanken mehr akzeptiert, als auch den Protest der immer noch einflussreichen Atatürk-Anhänger, die ihren Führerkult verteidigen.





Demokratie als Ziel?



Das Zurückdrängen des Einflusses der Armee, die Stärkung der Rechte des Parlaments und die eingeleiteten großen Prozesse gegen Putschgeneräle brachten die Türkei dem EU-Beitritt näher. Doch als der Beitrittsprozess durchstarten sollte, kamen in Deutschland Angela Merkel und in Frankreich Nikolas Sarkozy an die Regierung und stoppten alles mit ihrer Idee der "privilegierten Partnerschaft", die ja eigentlich durch das Assoziierungsabkommen längst Realität war. Das führte auf türkischer Seite zur Umorientierung auf die Zusammenarbeit mit den "türkischen Staaten" Zentralasiens und den Nachbarn Georgien, Armenien, Irak und Syrien - eine "Alternative" Erdogans, die komplett scheiterte. Der letzte Versuch, im "arabischen Frühling" erst die Herrscher Assad, Mubarak und Ghadafi zu unterstützen, um sich dann als Vorbild einer "islamischen Demokratie den Demonstranten und Aufständischen anzudienen, ist spätestens mit der brutalen Niederschlagung der Proteste rund um den Taksim-Platz ebenfalls gescheitert.



Für die Demokratie-Bewegung wäre die Fortsetzung des Beitrittsprozesses eine gute Chance, ihre Anliegen besser durchzusetzen - auch wenn die neoliberale Politik der EU eigentlich mehr für Einkaufszentren als für Bäume steht. Doch die hiesigen Regierungen reagieren genau umgekehrt: Deutschland hat am 20. Juni die Eröffnung der nächsten Verhandlungsrunde im Beitrittsprozess zunächst gestoppt und damit indirekt die Erdogan-Regierung mit ideologischer Munition versorgt. Jetzt gibt es sie deutlich, die "ausländischen Feinde", die die Türkei schwächen wollen und sich mit den "Feinden" im Innern verbünden.



Die Demokratie-Bewegung selbst ist ohne Führung und ohne klares Ziel. Kemalistische Organisationen und die Partei CHP, die in Ankara mehr Einfluss hat als in Istanbul, will die Macht Erdogans brechen, aber zurück zur "Anbetung" des Staatsgründers Atatürk. Die große Mehrzahl der Demonstrantinnen und Demonstranten will überhaupt keine Autorität kritiklos respektieren müssen, sondern will eine Regierung, die den Menschen Raum zu Leben lässt. Insbesondere die Forderung Erdogans, Frauen sollten nicht demonstrieren, sondern jede Frau sollte der Regierung drei Kinder gebären, stieß auf helle Empörung und viele öffentliche Vergleiche mit Hitler.





Solidarität in Deutschland



In Deutschland sind die meisten Einwanderer aus der Türkei eingebürgert. Viele haben durch Ausnahmeregeln eine doppelte Staatsangehörigkeit, und fast drei Millionen haben noch nur die türkische Staatsangehörigkeit. Ungefähr die Hälfte von ihnen hat Erdogan gewählt, ähnlich wie in der Türkei. (Die Türkei hat ein Wahlrecht für Staatsbürger, die im Ausland leben.)



Die Proteste in Deutschland wurden getragen ausschließlich von Erdogan-Gegner, häufig organisiert von den hier weitaus freier agierenden Organisationen von Minderheiten. Das waren Organisationen der DIDF, vor allem aber die Gemeinden der Aleviten. Sie sind in der Türkei eine über lange Zeit verfolgte Minderheit, die aus der schiitischen Richtung des Islams entstanden ist. Sie konnten sich erst als Gastarbeiter in Deutschland offen zu ihrem Glauben bekennen, erst als hier in den 1990er Jahren Organisationen entstanden waren, konnte auch in der Türkei offener agiert werden.



Hier in Deutschland wird weit einheitlicher als in der Türkei die Forderung nach einem Sturz von Erdogan vertreten. Kemalistische Organisationen, dazu gehören in den meisten Städten die "Türkische Gemeinde", machen überall bei den Protesten mit, können aber ihre zahlreichen Mitglieder schlechter mobilisieren als die Aleviten. Die öffentlichen sichtbaren Proteste täuschen ein wenig über die "Mehrheitsmeinung" der hier lebenden Einwanderer.



Wie groß die Unterstützung für Erdogan und seinen Kurs in einen noch autoritäreren Staat ist, lässt sich aber zur Zeit nicht sagen.
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Japan will in der Lage sein, Präventivschläge zu führen



Von John Chan


31. Juli 2013







Am Freitag letzter Woche veröffentlichte die japanische Regierung einen Bericht zur Verteidigungspolitik, in dem das japanische Militär aufgefordert wird, sich die Fähigkeit zu verschaffen, "feindliche" Raketenbasen zu treffen. Damit sind Anlagen in China und Nordkorea gemeint. Diese Initiative wird die regionalen Spannungen weiter anheizen.



Der Halbzeitbericht des Verteidigungsministeriums ist Teil einer Überprüfung, die Ende des Jahres in neuen Verteidigungspolitischen Richtlinien gipfeln soll. Diesen Richtlinien wird die militaristische Haltung von Ministerpräsident Shinzo Abe ihren Stempel aufdrücken. Abe war im Dezember letzten Jahres auf der Grundlage einer Plattform für ein "starkes Japan" und ein "starkes Militär" gewählt worden.



Die aktuellen Verteidigungspolitischen Richtlinien der vorherigen Regierung der Demokratischen Partei von 2010 legten die Grundlage für die Integration des japanischen Militärs in die Strategie der "Konzentration auf Asien" ["pivot" to Asia] der Obama-Regierung. Ex-Ministerpräsident Nanto Kan verlagerte den traditionellen Fokus des japanischen Militärs von den Landstreitkräften im Norden des Landes auf See- und Luftstreitkräfte auf der südlichen Inselkette, zu der auch die von China beanspruchten Senkaku/Diaoyu-Inseln gehören.



Nach Meinung Abes und seiner Regierung der Liberaldemokratischen Partei (LDP) gehen die Richtlinien von 2010 nicht weit genug.



In dem Bericht vom Freitag wurde der Begriff "Schlagfähigkeit" nicht ausdrücklich benutzt; dafür wird die "Notwendigkeit" beschworen, "die Fähigkeit umfassend zu verbessern", Angriffe mit ballistischen Raketen abzuwehren. Damit ist offensichtlich gemeint, dass Japan in der Lage sein müsse, Präventivschläge zu führen, um solche Angriffe zu verhindern. Die vage Wortwahl dient dazu, nicht gegen den so genannten Pazifismusparagraphen der japanischen Verfassung zu verstoßen, der verbietet, Offensivwaffen anzuschaffen.



Verteidigungsminister Itsunori Onodera behauptete, es gebe "keine grundlegende Veränderung unserer auf Verteidigung ausgerichteten Politik". Dann erklärte er jedoch, Japan müsse in der Lage sein, Präventivschläge zu führen: "Wenn Japan von verschiedenen Seiten bedroht wird, müssen wir (einen Angriff) unter Einsatz unserer Verteidigungsfähigkeit verhindern."



Wie ein Vertreter des Verteidigungsministeriums Reportern erklärte, habe bei den Beratungen über den Bericht Einigkeit geherrscht, dass das Militär verschiedene Möglichkeiten haben müsse, nicht nur Flugzeuge und Raketen zu bekämpfen, sondern auch Truppen zu entsenden, die Militäranlagen "tief im Territorium des Feindes" angreifen könnten.



Nach Artikel neun der Verfassung darf Japan genau genommen gar keine Armee haben. Seine "Selbstverteidigungskräfte" (SDF) gehören jedoch zu den größten und modernsten der Welt. Im Moment verfügen die SDF allerdings nur über begrenzte offensive Hardware, wie zum Beispiel F-2- und F-15 Kampfflugzeuge und Tankflugzeuge. Doch das ändert sich: Bis 2017 sollen die ersten vier von 42 in den USA bestellten Tarnkappenbombern geliefert werden.



Der Plan für den Erwerb von Präventivschlagskapazitäten ist der erste Schritt hin zu offensiven militärischen Fähigkeiten. Das erfordert eine starke Erhöhung der Militärausgaben, die gegenwärtig auf ein Prozent des BIP begrenzt sind. Weil die Staatsverschuldung Japans schon mehr als 200 Prozent des BIP beträgt, werden steigende Militärausgaben zwangsläufig große Angriffe auf den Lebensstandard der Arbeiterklasse bedeuten.



Der Bericht vom Freitag behandelte auch den Aufbau amphibischer Kräfte "zum Schutz entfernter Inseln". Das Verteidigungsministerium überlegt, die Bodenselbstverteidigungstruppe von gerade einmal 700 bis 800 Mann, die für die Verteidigung von Inseln ausgebildet ist, zu einer Art Marinetruppe aufzuwerten. "Um Einheiten schnell zu entsenden, ist es wichtig, (...) amphibische Fähigkeiten zu haben, ähnlich den amerikanischen Marines", die Landeoperationen auf entfernten Inseln durchführen können, heißt es.



Wie Verteidigungsminister Onodera Reportern sagte, hat Japan "ca. 6.800 Inseln und steht an sechster Stelle in der Welt hinsichtlich seiner Interessen am Meer. (...) Der Schutz der Inseln ist also eine enorme Aufgabe, besonders wenn man bedenkt, dass es sich dabei bisher ausschließlich auf bemannte Flugzeuge stützen muss".



"Inselkrieg" und amphibischer Krieg steht jetzt im Zentrum der amerikanischen Militärstrategie im Pazifik. Eine wichtige Rolle dabei spielen Pläne für eine Seeblockade Chinas durch die Sperrung zentraler "Engpässe" bei den Schifffahrtsrouten durch Südostasien, von denen der chinesische Schiffsverkehr abhängt. Eine solche Blockade würde die chinesische Wirtschaft lahmlegen, die vom Import von Energie und Rohstoffen aus Afrika und dem Nahen Osten abhängig ist.



Vergangenen Monat haben japanische Truppen in Kalifornien an einem gemeinsamen Manöver mit amerikanischen Truppen teilgenommen, bei dem die Einnahme einer Insel simuliert wurde. Die USA streben ähnliche gemeinsame Übungen auch mit Australien und den Philippinen an.



Am Wochenende besuchte der japanische Ministerpräsident Abe die Philippinen, um eine gemeinsame Front gegen China zu schmieden. Mit Unterstützung der USA trägt die Regierung in Manila scharfe Konflikte mit Peking aus, bei denen es um einige Inselchen und Felsenriffe im Südchinesischen Meer geht. Im letzten Jahr hat dies zu mehreren maritimen Konfrontationen geführt. Japan sieht die Philippinen als wichtigen Verbündeten gegen China.



Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem philippinischen Präsidenten Benigno Aquino erklärte Abe: "Für Japan sind die Philippinen ein strategischer Partner, mit dem wir grundlegende Werte und viele strategische Interessen teilen." Um diese Beziehung zu stärken, versprach Abe, dass Tokio Unterstützung für den "Aufbau der philippinischen Küstenwache" leisten und zehn japanische Küstenwachschiffe liefern werde.



Im Verhältnis der LDP-Regierung zu China herrschen scharfe Spannungen über die umstrittenen Inseln und Seegrenzen im Ostchinesischen Meer. Vor diesem Hintergrund veröffentlichte die Regierung am Freitag ihren Halbzeitbericht. Zwei Tage vorher hatte die japanische Luftwaffe Kampfflugzeuge aufsteigen lassen, um ein chinesisches Frühwarnflugzeug zu beobachten, das über der Inselkette von Okinawa patrouillierte.



China wiederum entsandte vier Schiffe seiner kürzlich etablierten Küstenwache zu den Senkaku/Diaoyu Inseln, um ihren japanischen Gegnern Paroli zu bieten. Fünf chinesische Kriegsschiffe, die kürzlich im Japanischen Meer ein gemeinsames Marinemanöver mit Russland durchgeführt hatten, kehrten am Freitag nach China zurück, nachdem sie provokativ die gesamte japanische Inselgruppe passiert hatten.



Japans Plan, seinem Militär das Potential zu Präventivschlägen zu verschaffen, ist ein weiterer Beweis dafür, dass der amerikanische "Pivot" Kräfte freisetzt, welche die asiatisch-pazifische Region in Konflikte und Krieg stürzen könnten.
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GLEICHHEIT/4776: Vater von Edward Snowden richtet einen offenen Brief an Obama




World Socialist Web Site


Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale



Vater von Edward Snowden richtet einen offenen Brief an Obama, in dem er die "Orwellschen Überwachungsprogramme" verurteilt



Von Thomas Gaist


31. Juli 2013







Lon Snowden, der Vater von Edward Snowden, hat einen offenen Brief an Präsident Barack Obama gerichtet. Darin prangert er die von seinem Sohn öffentlich gemachten NSA Überwachungsprogramme und die internationale Hexenjagd an, mit der die Obama Regierung auf die Enthüllungen reagiert.



Das Schreiben vom 26. Juli 2013 wurde in Zusammenarbeit mit Lon Snowdens Anwalt Bruce Fein geschrieben.



In dem Brief vergleicht Snowden die NSA Überwachungsprogramme mit dem Fugitive Slave Act [eine Klausel in der "New England Confederation" von 1643, die vorsah, dass flüchtige Sklaven zurückgeführt werden mussten] und den Jim-Crow-Gesetzen im amerikanischen Süden und schreibt, dass die Vereinigten Staaten noch einiges aus "der Dynamik des Dritten Reiches" zu lernen hätten. Der Brief vergleicht die gegenwärtige Situation mit der Nürnbergern Prozessen nach dem Zweiten Weltkrieg, in denen "das 'Ausführen von Befehlen' als Verteidigungsargument zurückgewiesen wurde."



Der Brief erscheint inmitten neuer Enthüllungen über die Reichweite der Programme. In einem Interview des ABC Nachrichtenprogramms "This Week" vom Sonntag kommentierte der Guardian-Journalist Glenn Greenwald: "Die NSA hat Billionen von Telefonaten und E-Mails in ihren Datenbanken, die sie im Laufe der letzten Jahre gesammelt hat."



Greenwald beschrieb die von der NSA eingesetzten Programme und sagte: "Alles was ein Analyst tun muss, ist eine Email Adresse oder eine IP Adresse einzugeben, und dann macht es zwei Dinge." Er fuhr fort: "Es durchsucht die Datenbank und lässt ihn alle Anrufe hören oder Emails lesen, die die NSA gespeichert hat, oder schaut auf die Liste der besuchten Seiten oder der Google Suchbegriffe, die Du eingegeben hast und es überwacht jede weitere Aktivität von mit dieser Email- oder IP Adresse verbundenen Leuten in der Zukunft."



"Das alles wird getan ohne dass ein Gericht befragt werden, und sogar ohne dass der Analyst die Genehmigung eines Vorgesetzten einholen müsste", fuhr er fort. Greenwald sagte, es gelinge ihm immer mehr, nachzuweisen, dass auch Analysten der unteren Stufen umfangreichen Zugriff auf Überwachungsdaten erhalten.



In ihrem offenen Brief beschuldigen Lon Snowden und Fein die Obama-Regierung, die Geheimhaltung zu benutzen, um die Öffentlichkeit um Unklaren zu lassen und die Debatte über ihre "Orwellschen Überwachungsprogramme" zu verhindern. Sie behaupten, dass eine "deutliche Mehrheit" des amerikanischen Volkes "jetzt besorgt über die Rasterüberwachung aller Amerikaner ist, die Edward aufgedeckt und die Sie verheimlicht haben."



Die Autoren argumentieren, dass Snowdens Aktivitäten aus einer langen Tradition des zivilen Ungehorsams gegen die Tyrannei hervorgegangen sind und schreiben, dass "die Geschichte der Freiheit eine Geschichte des zivilen Ungehorsams gegenüber ungerechten Gesetzen oder Praktiken ist." Sie zitieren Thoreau bezüglich der moralischen Pflicht, das Gesetz zu brechen, wenn das Gesetz zu einem Instrument der Ungerechtigkeit wird: "Wenn das Unrecht... so beschaffen ist, dass es von Dir verlangt, ein Mittel der Ungerechtigkeit einem anderen gegenüber zu sein, dann, sage ich, brich das Gesetz. Lassen Sie Ihr Leben Sand im Getriebe sein, um die Maschine zu stoppen. "



Fein und Snowden stellen die Verfolgung [Edward] Snowdens in eine Reihe mit den historischen Verbrechen der herrschenden Elite Amerikas, indem sie auf die Inhaftierung japanischer Amerikaner im Zweiten Weltkrieg hinweisen. Sie schreiben: "Ein dunkles Kapitel der amerikanischen Geschichte des Zweiten Weltkriegs hätte nicht geschrieben werden müssen, wenn der damalige Justizminister zurückgetreten wäre, anstatt 120.000 japanischstämmige amerikanische und ausländische Bürger in rassistische Konzentrationslager zu sperren."



Sie argumentieren, dass Edward Snowden sich von seiner Überzeugung leiten ließ, dass die "geheime wahllose Bespitzelung Millionen unschuldiger Bürger", in die er verwickelt war, gegen den ersten und vierten Verfassungszusatz verstößt. Zu sehen, dass "Mitglieder des Kongresses, die mit der Aufsicht betraut sind, schwiegen oder orakelhaft blieben" stellte Snowden vor die "Wahl zwischen Bürgerpflicht und Passivität."



Fein und Snowden verurteilen die Reaktion der Obama-Regierung auf die öffentlichen Enthüllungen. "Wir finden den Eifer Ihrer Regierung, Snowden für die Erfüllung seiner Bürgerpflicht zu bestrafen, als skrupellos und unverantwortlich.""



"Wir sind außerdem über Ihre Verachtung für ein faires Verfahren, die Rechtsstaatlichkeit, Fairness und die Unschuldsvermutung in Bezug auf Edward entsetzt", schreiben sie weiter.



Der Brief klagt außerdem den Kongress an, indem er "prominente Demokraten und Republikaner im Repräsentantenhaus und im Senat" beschuldigt, die Unschuldsvermutung zu verletzen, indem sie Edward Snowden unmittelbar nach der Veröffentlichung der Dokumente als Verräter brandmarkten, darunter der "Sprecher des Repräsentantenhauses John Boehner, die Kongressabgeordnete Nancy Pelosi, die Kongressabgeordnete Michele Bachmann und Senatorin Dianne Feinstein."



Der Brief schloss mit der Aufforderung an Obama, die Anklagen gegen Snowden fallen zu lassen und ein Gesetz zu unterstützen, "das die missbräuchlichen Überwachungsaktionen der NSA stoppt, die er enthüllt hat." Wie Obama allerdings deutlich gemacht hat, hat er nicht die geringste Absicht, auch nur eines dieser Dinge zu tun.
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MELDUNG/491: Helmholtz-Gemeinschaft startet neues Wissenschaftsmagazin (Helmholtz-Gemeinschaft)




Helmholtz-Gemeinschaft - Pressemitteilung vom 31.07.2013



Helmholtz-Gemeinschaft startet neues Wissenschaftsmagazin







Heute erscheint die erste Ausgabe des neuen Wissenschaftsmagazins "Helmholtz Perspektiven", das die Helmholtz-Gemeinschaft von nun an im Zwei-Monats-Rhythmus herausbringt. In Nachrichten, Interviews und Reportagen gibt das Magazin Einblicke in die Forschung der größten deutschen Wissenschaftsorganisation - und stellt die Menschen vor, die sie machen. In Kommentaren und Analysen will es Diskussionen anstoßen über strittige Themen aus Wissenschaft, Politik und Bildung.



Die erste Ausgabe von "Helmholtz Perspektiven" widmet sich unter anderem dem Klimawandel, den Folgen des Hochwassers und der Frage, ob Wissenschaftlerkarrieren weiter vor allem über den so genannten Impact Factor entschieden werden sollen. Externe Journalisten und Autoren werden in jeder Ausgabe zu Wort kommen.



Das Magazin, das in Print und als ePaper erscheint, tritt neben die bereits neu gestaltete Startseite www.helmholtz.de, die künftig tagesaktuelle Nachrichten aus Forschung und Wissenschaft in der Helmholtz-Gemeinschaft und darüber hinaus liefert. Ein Social Media Newsroom wurde bereits im vergangenen Jahr eröffnet. Weitere Neuerungen an der Webpräsenz von Helmholtz werden in den nächsten Monaten sukzessive folgen.



Den Ansatz, themenbezogen und aktuell zu kommunizieren, verfolgt die Helmholtz-Gemeinschaft auch in der Etablierung von zwei neuen Veranstaltungsreihen. Mit "Helmholtz & Uni" führt sie den Dialog mit den Universitäten über die Zukunft des Wissenschaftssystems. Bislang waren die Goethe-Universität Frankfurt und die Universität zu Köln Kooperationspartner. Die nächsten Veranstaltungen finden an den Universitäten Leipzig und Hamburg statt. In "Fokus@Helmholtz" bringt Helmholtz regelmäßig Forschung, Politik und Gesellschaft zusammen, um miteinander öffentlich über strittige Zukunftsfragen zu diskutieren. Bisherige Themen waren Fracking und Personalisierte Medizin. Die nächste Veranstaltung wird sich um das Thema frühkindliche Bildung drehen.



Die Helmholtz-Gemeinschaft leistet Beiträge zur Lösung großer und drängender Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft durch wissenschaftliche Spitzenleistungen in sechs Forschungsbereichen: Energie, Erde und Umwelt, Gesundheit, Schlüsseltechnologien, Struktur der Materie sowie Luftfahrt, Raumfahrt und Verkehr. Die Helmholtz-Gemeinschaft ist mit fast 36.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 18 Forschungszentren und einem Jahresbudget von rund 3,8 Milliarden Euro die größte Wissenschaftsorganisation Deutschlands. Ihre Arbeit steht in der Tradition des großen Naturforschers Hermann von Helmholtz (1821-1894).



www.helmholtz.de


www.helmholtz.de/socialmedia
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PREIS/1954: Preisträger des Katholischen Medienpreises 2013 bekanntgegeben (DBK)




Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 30.07.2013



Lara Katharina Fritzsche und Heidi Specogna erhalten den Katholischen Medienpreis 2013



Preisverleihung am 28. Oktober 2013 in Bonn







Der Katholische Medienpreis wird in diesem Jahr an Lara Katharina Fritzsche (Kategorie Printmedien) und Heidi Specogna (Kategorie Elektronische Medien) verliehen. Der Preis ist mit jeweils 5.000 Euro dotiert.



Seit 2003 wird der Katholische Medienpreis jährlich in den zwei Kategorien von der Deutschen Bischofskonferenz in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft Katholischer Publizisten e.V. (GKP) und dem Katholischen Medienverband e.V. (KM.) ausgeschrieben.



Die Preisträger wurden aus insgesamt 214 Beiträgen - 102 in der Kategorie Printmedien, 112 in der Kategorie Elektronische Medien, darunter 10 Internetbeiträge - von einer sechsköpfigen Jury unter Leitung des Vorsitzenden der Publizistischen Kommission der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Dr. Gebhard Fürst (Rottenburg-Stuttgart), ermittelt.





Kategorie Printmedien



Lara Katharina Fritzsche (Jahrgang 1984) wird für ihren Beitrag "Das Leben nach dem Tod in Utøya", erschienen im ZEITmagazin am 12. Juli 2012, in der Kategorie Printmedien ausgezeichnet.



Amokläufe erschüttern die Öffentlichkeit zutiefst. Doch was ist mit den Überlebenden, die dem Tod ins Angesicht sehen mussten? Dieser Frage geht der Beitrag "Das Leben nach dem Tod in Ut¢ya" nach. Im Jahr nach dem Massaker auf der norwegischen Ferieninsel begleitet der Beitrag die 18-jährige Sofie, die um ihre beste Freundin Lejla trauert - eines der 67 Opfer des Amokschützen.



Die Autorin schafft nach Auffassung der Jury einen tiefen Einblick in die Kommunikation der Facebook-Generation, allerdings keinen oberflächlichen, sondern einen existenziellen, ohne dabei Problematisches zu verschweigen. Geradezu prophetisch schreibt Sofie am 7. Juni 2012 um 23.31 Uhr an die tote Lejla: "Ich mache es so, wie ich es dir versprochen habe. Ich lebe und genieße das Leben so gut ich kann. Es ist hart, das ohne dich zu tun, aber ich hoffe, du siehst auf mich herunter und bist stolz auf mich." In der Sprache der klassischen Theologie würde man das "Gemeinschaft der Lebenden und der Toten" nennen. Gerade auch im Titel des Beitrags "Das Leben nach dem Tod in Utøya" klingt die religiöse Dimension des Textes an, die aber nie aufdringlich wird.





Kategorie Elektronische Medien



Heidi Specogna (Jahrgang 1959) erhält den Preis in der Kategorie Elektronische Medien für ihren Fernsehbeitrag "Carte Blanche", ausgestrahlt in ARTE am 5. Februar 2013.



Ein Ziel des Katholischen Medienpreises ist es, die Orientierung an christlichen Werten zu fördern. Gewaltlosigkeit ist ein solcher Wert, der in dem Beitrag thematisiert wird. Es geht um Frauen, Männer und Kinder, die vergewaltigt wurden. Dörfer, die geplündert, Existenzen, die ausgelöscht wurden. Dies alles geschah zwischen 2002 und 2003 in der Zentralafrikanischen Republik. Den Befehl für diese Grausamkeiten soll Kongos Ex?Vizepräsident Jean-Pierre Bemba gegeben haben. Bemba ermöglichte seinen Soldaten eine "Carte Blanche" - einen Freibrief zum Plündern, Töten und Vergewaltigen. Dies versucht ihm der Internationale Strafgerichtshof nachzuweisen. Der Film zeigt in dokumentarischer Form, was Gewalt anrichtet. Er zeichnet das Leben von Menschen, die gebrochen sind. Männer, Frauen, Kinder - durch Vergewaltigung ihrer Würde und damit ihrer Zukunft beraubt. In seiner Schonungslosigkeit ist dieser Film geradezu ein Plädoyer für Gewaltlosigkeit, für ein friedliches Miteinander, für ein Ende kriegerischer Auseinandersetzungen. "Carte Blanche" kontrastiert virtuos die Realität der Menschen in der Zentralafrikanischen Republik mit den Ermittlungen des Internationalen Strafgerichtshofs. Der ist der Überzeugung: Wenn es nicht gelingt einen anderen Umgang mit Gewalt zu finden, hat die Welt keine Zukunft. ",Carte Blanche? ist ein Film, der nach einem unmenschlichen Ereignis nach Menschlichkeit schreit", so die Begründung der Jury.





Auszeichnung "journalistisch WERTvoll"



Über die dotierten Preise hinaus vergibt die Jury für weitere herausragende Stücke die undotierte Auszeichnung "journalistisch WERTvoll".



Die Auszeichnung "journalistisch WERTvoll" im Bereich Printmedien vergibt die Jury an Nikola Sellmair ("Mein Großvater hätte mich erschossen", Stern, Nr. 19, 3. Mai 2012) und Roland Schulz ("Jenseits von Afrika", Süddeutsche Zeitung Magazin, 14. Dezember 2012).



Die Auszeichnung "journalistisch WERTvoll" im Bereich Elektronische Medien erkennt die Jury Martin Durm zu ("Bedroht, verfolgt, verjagt - Christen im Nahen Osten", Hörfunkbeitrag SWR2 Wissen, 21. Dezember 2012).



Der Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. Robert Zollitsch, wird den Preisträgern die Auszeichnung im Rahmen eines Festaktes am 28. Oktober 2013 im LVR?LandesMuseum in Bonn überreichen. Zu dem Festakt um 18.30 Uhr werden zahlreiche Gäste aus Kirche, Politik und Medien erwartet.



Seit 2003 wird der Katholische Medienpreis in verschiedenen Kategorien jährlich ausgeschrieben. Zu den Mitgliedern der Jury zählen neben Bischof Dr. Gebhard Fürst in diesem Jahr Dr. Andrea Rübenacker (Deutsche Welle, Bonn), Werner Dieste (MDR Landesfunkhaus Thüringen, Erfurt), Albert Herchenbach (stadtgottes, Nettetal), Stefan Kläsener (Westfalenpost, Hagen) und Dr. Johannes Schießl (Katholische Akademie München).





Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 65 Mitglieder (Stand: Juli 2013) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst für mehrere Tage zusammentrifft.
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PRESSE/153: Das Ende der Printmedien? (idw)




Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 30.07.2013



Das Ende der Printmedien?







Die Axel Springer AG hat bekannt gegeben, dass sie die Regionalzeitungen Hamburger Abendblatt und Berliner Morgenpost sowie einige Programm- und Frauenzeitschriften verkaufen will. Der Konzern will sich mehr auf digitale Medien konzentrieren. Was die aktuelle Entwicklung für den deutschen Pressemarkt bedeutet, erklärt Kommunikationswissenschaftler Dr. Reimar Zeh von der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU).



Die Entscheidung der Axel Springer AG, traditionsreiche Titel aus dem Printangebot an einen Konkurrenten zu verkaufen, hat unabhängig von der noch ausstehenden Genehmigung durch das Kartellamt eine enorme Signalwirkung. Der Konzern macht deutlich, dass er nicht an die Zukunft der Printmedien glaubt: Mittel bis langfristig scheint sich zumindest mit diesen Titeln kein Geld mehr verdienen zu lassen, obgleich sie wohl derzeit noch zum Unternehmensgewinn beitragen. Eigentlich ist dieser Vorgang aus der wirtschaftlichen Perspektive heraus betrachtet völlig normal: Ein Unternehmen trennt sich von Teilen, die nicht mehr profitabel oder nicht mehr profitabel genug sind. Die Tatsache, dass sich für das Paket ein Käufer finden ließ, mag zwar darauf hindeuten, dass die pessimistische Sicht auf die Zukunft der Printmedien nicht überall vorherrscht. Jedoch war der Käufer, die Funke Mediengruppe, nicht in der Lage, den Kaufpreis über den Kapitalmarkt zu finanzieren. Die Axel Springer AG gewährt dem Käufer einen Kredit und verdient so über dessen Verzinsung nochmals mit. Der Kurssprung der Springer-Aktie um mehr als zwölf Prozent nach oben ist ein weiteres, deutliches Signal.



Was ist nun besonders an diesem Vorgang? Trennt sich Siemens von einer Unternehmenssparte, scheint dies weitaus weniger Staub aufzuwirbeln. Der Unterschied liegt in dem Produkt, das hier gehandelt wird: Zeitungen und Zeitschriften sowie Medien allgemein erfüllen eine öffentliche Aufgabe. Mit ihren publizistischen Inhalten vertreten sie die Interessen der Allgemeinheit und nicht, wie die Hersteller von Maschinenteilen oder Computern, partikulare Interessen. Anders als die Tätigkeit eines Industriekonzerns genießen Medienprodukte einen weitreichenden Schutz durch das Grundgesetz. Sie sind häufig unsere einzige Informationsquelle und zentral am demokratischen Meinungsbildungsprozess beteiligt.



Nach wie vor haben die Printmedien in unserer Gesellschaft eine herausragende Stellung, und zwar nicht nur auf nationaler Ebene, sondern gerade auf lokaler und regionaler Ebene. Obwohl uns Fernsehen und vor allem das Internet wesentlich aktueller vorkommen mögen, sind es nach wie vor Zeitungen und Zeitschriften, die zentrale gesellschaftliche Themen nachhaltig und mit einer gewissen Ausführlichkeit in die öffentliche Diskussion einbringen. Das Fernsehen ist weder auf nationaler und noch viel weniger auf lokaler Ebene in der Lage, Probleme und Vorgänge, die die Gesellschaft betreffen, in angemessener Tiefe darzustellen. Gerade im lokalen Bereich - und um den geht es ja bei dem Verkauf des Hamburger Abendblatts und der Berliner Morgenpost im Besonderen - ist die Informationsversorgung schon seit Langem prekär. In vielen Regionen Deutschlands stehen den Bürgern keine alternativen Informationsangebote zur Verfügung. Der Markt für lokale Informationen wird häufig von Zeitungsmonopolen beherrscht. Da die Presse an Auflage einbüßt, wird diese Entwicklung weitergehen.



Die eigentliche Stärke der Printmedien - die Mischfinanzierung aus Verkaufserlös und Anzeigengeschäft - verwandelt sich angesichts rückläufiger Leserzahlen zu einem großen Problem. Die Einbußen im Verkauf können nicht ohne weiteres durch Preiserhöhungen aufgefangen werden und sind gleichzeitig mit Verlusten im Anzeigengeschäft verbunden, da sich die Anzeigenpreise an der Verbreitung orientieren. Rationalisierungsmaßnahmen - das heißt meist Verkleinerung der Redaktionen und Kooperationen mit anderen Titeln - stellen hier zunächst einen wirtschaftlichen Ausweg dar, unter dem am Ende die publizistische Qualität und Vielfalt leidet. Hier spricht man von einer Anzeigen-Auflagen-Spirale, die in diesem Fall wie ein Teufelskreis wirkt: Denn die wegbrechenden Anzeigenerlöse können wiederum nur durch Rationalisierungsmaßnahmen aufgefangen werden.



Gründe für diese Entwicklung sind vielfältig und lassen sich nicht einzig auf das Internet zurückführen. Reichweitenverluste von Zeitungen und Zeitschriften begannen schon vor einer nennenswerten Verbreitung des Internets in Deutschland. Allerdings macht es das Internet nicht einfacher für die Verlage. Journalistische Angebote sind hier meist umsonst, können aber nur selten ausschließlich über Werbung kostendeckend angeboten werden. Ob es mittelfristig gelingt, journalistische Informationen werbefinanziert oder über Bezahl-Modelle im Internet zu etablieren, ist noch nicht absehbar. Das Nutzerverhalten aber auch das Verhalten der Werbeindustrie drängt zumindest in diese Richtung.



Durch den Verkauf des Hamburger Abendblattes, der Berliner Morgenpost, der Programmzeitschrift Hörzu und einigen Frauenzeitschriften vollzieht der Konzern letztlich, was bereits 2003 auf der Aktionärsversammlung beschlossen wurde: Der Axel-Springer-Verlag hat sich damals in Axel Springer AG umbenannt, der Konzern wandelt sich vom Verlag zum Medienunternehmen. Man kann davon ausgehen, dass der Verkaufserlös hauptsächlich in Internetangebote investiert werden wird, aber wohl nicht in journalistische Internetangebote.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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PSYCHOSOMATIK/144: Das ökotherapeutische Projekt "Über'n Berg" - Essstörungen bezwingen wie einen Berg (Thieme)




Thieme Verlag / FZMedNews - Mittwoch, 31. Juli 2013



Essstörungen bezwingen - wie einen Berg







Zunächst war es nur ein Bild, das die Therapeuten der Danuvius-Klinik Ingolstadt gerne verwendeten: Eine Bergtour als Symbol für die manchmal recht schwierige und für alle Beteiligten anstrengende Therapie von Essstörungen. Hier wie dort muss man sich die Kräfte einteilen, darf den rechten Weg nicht aus den Augen verlieren, ist stolz und erleichtert, wenn man das Ziel erreicht und den Gipfel erklommen hat. Warum nicht wirklich eine Bergtour wagen? fragten sich die Therapeuten, und so entstand im Jahr 2010 das ökotherapeutische Projekt "Über'n Berg", das seither einmal im Jahr stattfindet. In der Fachzeitschrift ergopraxis (Georg Thieme Verlag, Stuttgart. 2013) berichten Susanna Stich-Bender, die die Tour als Therapeutin begleitete, und Karen Silvester, die bis vor Kurzem den Fachbereich Essstörungen an der Danuvius-Klinik leitete, über die Erfahrungen mit dieser außergewöhnlichen Therapie.



Fünf Frauen und ein Mann sind es, die sich im Sommer 2012 auf eine viertätige Wandertour in den Alpen begeben. Doch was nach Freizeitvergnügen klingt, ist tatsächlich harte therapeutische Arbeit. Denn sämtliche Teilnehmer leiden oder litten unter einer Essstörung und befinden sich kurz vor dem Abschluss der aktuellen Therapie. Die Gruppe wird von der Dramatherapeutin mit Zusatzqualifikation in Ökotherapie Susanna Stich-Bender und einer Bergführerin begleitet. "Während der Tour durchlaufen die Teilnehmer einen therapeutischen Prozess, um auch im übertragenen Sinne über den Berg zu kommen", erläutert Stich-Bender das Konzept. Die enge Verbindung zur Natur könne außerdem Stärken reaktivieren und neues Selbstbewusstsein schaffen.



Zur Planung und Organisation einer solchen Tour gehört es gerade bei Teilnehmern mit Essstörungen auch, die Klienten physisch und mental auf die Anstrengung vorzubereiten. Die Therapeuten und Pädagogen des gemeinnützigen Vereins Danu e.V., der die Trägerschaft des Projekts übernommen hatte, begleiteten die Gruppe im Vorfeld auf Probetouren und leichten Wanderungen, sowie bei einem Besuch im Hochseilgarten. "So konnten wir sehen, wie sich die Gruppe einspielte, welche Themen für sie wichtig waren und welche Dynamik entstand", sagt Susanna Stich-Bender.



Dennoch bleiben Konflikte bei einem intensiven Gruppenerlebnis nicht aus. So paradox dies klingen mag: Auch dies ist ganz im Sinne der Therapie. Denn Patienten mit Essstörungen sind häufig nur wenig konfliktfähig. Anstatt Probleme offen anzusprechen, tragen sie sie "auf dem Teller" aus - durch Nahrungsverweigerung oder übermäßiges Essen. Durch die vielen Gespräche in der Gruppe und die gezielte Moderation der Therapeutin gelang es den Teilnehmern im Verlauf der Wanderung immer besser, Probleme zu verbalisieren und Konflikte auszutragen. Wichtig sei es aber auch, betont Stich-Bender, dass das intensive Beisammensein mit stillen Phasen der Selbstreflexion abwechsle.



So anstrengend die stete Auseinandersetzung mit anderen sein kann - die Gruppe bietet auch Schutz und Geborgenheit. Auch diese Erfahrung nehmen die Teilnehmer von ihrem Abenteuer mit. "Eine solche Tour bietet eine wunderbare Möglichkeit, Ängste zu überwinden, die Konfliktfähigkeit zu schulen und eingeschliffene Verhaltensmuster abzulegen", resümiert Susanna Stich-Bender. Nicht zuletzt aber gehe es bei dieser Therapieform auch darum, wieder Freude empfinden und das Hier und Jetzt genießen zu können.





K. Silvester und S. Stich-Bender: Über'n Berg


ergopraxis 2013; 6 (7/8); S. 18-21
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GESUNDHEIT/1140: Produzent und Wirkungsort zugleich - Die Haut als größte Hormondrüse des Körpers (Thieme)




Thieme Verlag / FZMedNews - Mittwoch, 31. Juli 2013



Produzent und Wirkungsort zugleich: Die Haut als größte Hormondrüse des Körpers







Gesundheit, Aussehen und Alterung der Haut werden maßgeblich durch Hormone beeinflusst. Die Haut ist jedoch nicht nur Empfänger von Signalen, sie produziert auch selbst Hormone. Ein Experte bezeichnet sie in der Fachzeitschrift "DMW Deutsche Medizinische Wochenschrift" (Georg Thieme Verlag, Stuttgart. 2013) deshalb als größte Hormondrüse des menschlichen Körpers. Die Wirkung der Hormone auf die Haut sind Gegenstand der Dermato-Endokrinologie, einem relativ neuen Zweig der wissenschaftlichen Medizin.



Das weltweite Interesse der Dermatologen an den komplexen hormonellen Eigenschaften der Haut wurde erst in jüngster Zeit erweckt, schreibt Professor Christos Zouboulis, Chefarzt am Städtischen Klinikum Dessau. Dabei ist lange bekannt, dass sich Hormone auf Haut und Haare auswirken. Östrogene halten bei Frauen die Haut vor den Wechseljahren straff und faltenfrei, zu viel Schilddrüsenhormon kann dagegen die Kopfhaut lichten. Androgene stimulieren die Produktion von Talgdrüsen, was in der Pubertät vereinzelte Pickel, aber auch eine schwere Akne verursachen kann. Zu viel Androgene können bei Frauen ein Bartwachstum stimulieren, weshalb Antiandrogene ein bewährtes Mittel gegen Akne und Hirsutismus sind. Die gute Wirkung hat lauf Professor Zouboulis die Europäische Arzneimittel-Agentur (EMA) kürzlich bewogen, ein beliebtes Hormonpräparat nicht zu verbieten, obwohl es nachweislich das Risiko auf Thrombosen und Lungenembolie erhöht.



Die Abnahme von Hautdicke, Kollagengehalt, Feuchtigkeit und Talgproduktion, zu denen es im Alter kommt, sind ebenfalls Folge einer verminderten Hormonproduktion. Östrogene können die Haut verjüngen, werden jedoch wegen ihrer Risiken nur noch selten in Tablettenform verordnet. Und eine Anwendung auf der Haut ist nur bei sonnengeschützter Haut wirksam, so Professor Zouboulis



Die Haut reagiert aber nicht nur auf Hormone, sie kann sie auch herstellen. In der Haut entsteht nicht nur unter Einwirkung von UV-Licht das Knochenhormon Vitamin D. Professor Zouboulis zählt mehr als 30 verschiedene Hormone auf, die in den verschiedenen Zellen von Haut und Unterhautfettgewebe gebildet werden. Die Haut produziert unter anderem Beta-Endorphine, die den Schmerz lindern, das Melanozyten-stimulierende Hormon, das die Hautpigmentierung fördert, Adrenokortikotropes Hormon (ACTH), das unter anderem die Kortisonbildung in der Nebenniere steuert, sowie Geschlechtshormone, die über die Schweiß- und Talgdrüsen sexuelle Signale aussenden können.



Wie Haut und Hormone sich gegenseitig beeinflussen, ist noch längst nicht abschließend erforscht, meint Professor Zouboulis. Kaum ein Spezialgebiet der Medizin habe jedoch in den letzten Jahren eine solche positive Entwicklung erfahren wie die Dermato-Endokrinologie. Die neuen Erkenntnisse rechtfertigen seiner Ansicht nach die Einstufung der Haut als endokrines Organ. Mit einer Ausdehnung von zwei Quadratmetern und einem Gewicht von acht bis zehn Kilo sei die Haut die mit Abstand größte Hormondrüse des menschlichen Körpers.





C. C. Zouboulis und S. R. Bornstein:


Haut und Hormone: Aktuelles aus der Dermato-Endokrinologie.


Deutsche Medizinische Wochenschrift 2013: 138 (31/32); S. 1561-1563
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FINANZEN/572: Studie beleuchtet Nachhaltigkeit der Herzforschungsförderung (idw)




Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 29.07.2013



Wie wirksam ist die Forschungsförderung der Deutschen Herzstiftung und Deutschen Stiftung für Herzforschung (DSHF)



Neue Studie beleuchtet Nachhaltigkeit der Forschungsförderung







Wie wirksam ist die Forschungsförderung der Deutschen Herzstiftung und der von ihr gegründeten Deutschen Stiftung für Herzforschung (DSHF) für die Entwicklung der Herzforschung und für die geförderten Wissenschaftler und ihre wissenschaftliche Karriere? Diesen und vielen weiteren Fragen ist Prof. Dr. med. Hellmut Oelert, emeritierter Herzchirurg aus Mainz und Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats der DSHF, in der Nachhaltigkeitsstudie "Aufwand und Wirksamkeit der Forschungsförderung durch die Deutsche Herzstiftung/Deutsche Stiftung für Herzforschung. Eine Analyse der Jahre 2000 - 2009" nachgegangen, um den Ertrag der Forschungsförderung beider Institutionen in diesen zehn Jahren in Zahlen darzustellen.



Die Deutsche Herzstiftung hat gemeinsam mit der 1988 gegründeten Deutschen Stiftung für Herzforschung die Förderung der Herz-Kreislauf-Forschung zu einer ihrer wichtigsten Aufgaben gemacht. Allein 2012 wurden hierfür insgesamt ca. 1,83 Mio. Euro oder rund 25 % ihrer gesamten Aufwendungen zur Verfügung gestellt. Die Gesamthöhe der für die in dem Untersuchungszeitraum (2000-2009) ausgegebenen Fördermittel für Forschungsprojekte, Wissenschaftspreise und Jahresstipendien betrug insgesamt 7,14 Mio. Euro.



"Umso mehr stellt sich uns auch im Interesse der Mitglieder und Spender die Frage: In welchem Verhältnis zueinander stehen Aufwand und Wirksamkeit der Forschungsförderung? Diese einmalige Dokumentation von Prof. Oelert eignet sich in hervorragender Weise als Nachweis der Mittelverwendung gegenüber Mitgliedern und Spendern sowie gegenüber der gesamten Öffentlichkeit. Sie ist dadurch ein wichtiges Instrument für mehr Transparenz", würdigt der Herzspezialist Prof. Dr. med. Thomas Meinertz, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung, die Studie. Diese liefert handfeste Zahlen zu Fragen wie:



	Wie viele Folgeprojekte und eingeworbene Drittmittel sind aus den geförderten Forschungsprojekten hervorgegangen?

	Wie viele Publikationen folgten auf geförderte Forschungsprojekte und Wissenschaftspreise, wie häufig veröffentlichten die Geförderten als Erst-, Senior- oder Co-Autor?

	Wie wirkte sich die Förderung auf die akademische Karriere der Geförderten aus? Gingen aus der Förderung neue Forschungsprojekte und wissenschaftliche Arbeitsplätze hervor?




173 Wissenschaftler, die im Zeitraum 2000 bis 2009 gefördert wurden, wurden angeschrieben. 164 (94,8 %) haben geantwortet und damit an der Studie teilgenommen, darunter 130 Männer und 34 Frauen.


Neue Folgeprojekte, Drittmittel und Arbeitsplätze



Wer von der Herzstiftung und DSHF gefördert wird, bleibt in der Regel in der Wissenschaft und es schließen sich Folgeprojekte an. Diese Aussage lässt sich aus der Studie herleiten: So bleiben 98,2 % der Geförderten (161 der insgesamt 164) wissenschaftlich aktiv auch im Anschluss an ihre Förderung, die Mehrzahl von ihnen (68,3 %) sogar auf dem gleichen Themengebiet. 134 der insgesamt 164 Forscher haben im weiteren Verlauf ihrer wissenschaftlichen Karriere nach erfolgter Förderung insgesamt 505 Folgeprojekte selbstständig durchgeführt und etwa 95,8 Mio. Euro eingeworben. Die meisten Folgeprojekte wurden von der Industrie und aus Kliniks- bzw. Fakultätsmitteln finanziert, die meisten Fördermittel hatten die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) und die Europäische Union (EU) bereitgestellt. Diese Folgeeffekte lassen sich auch hinsichtlich der Schaffung von Arbeitsplätzen im wissenschaftlichen Umfeld weiterverfolgen. Von den 164 geförderten Wissenschaftlern wurden insgesamt 182 Arbeitsplätze eingerichtet (z. B. Arzt- und Postdoktoranden-Positionen, kurzbefristete Stellen für eine medizinisch-technische Assistenz (MTA) oder Study Nurse).


Publikationen



Wissenschaftliche Veröffentlichungen sind ein weiterer Indikator für die Leistung der geförderten Forscher: Haben sie noch während ihrer Förderung veröffentlicht oder erst danach? Die 164 Geförderten haben insgesamt 1.796 Originalveröffentlichungen als Erst-, Senior- oder Co-Autor angegeben. Fasst man die Erst- und Seniorautorschaft zusammen, rangieren diese zahlenmäßig mit 1.051 Publikationen vor der Co-Autorschaft (745 Publikationen).



Die geförderten Wissenschaftler wurden gefragt, welche zwei Originalpublikationen, die aus der Forschungsförderung durch die Deutsche Herzstiftung/DSHF und/oder den Folgeprojekten während des Erfassungszeitraums (2000-2009) hervorgegangen waren, sie als ihre bisher wichtigsten empfinden und in welchen Zeitschriften sie publiziert wurden. 118 Zeitschriften wurden ermittelt, in denen die 164 Geförderten 290 Publikationen als ihre bisher "zwei wichtigsten" veröffentlicht hatten. Unter den 118 Zeitschriften mit 290 Nennungen (Publikationen) rangierte Circulation mit 55 Nennungen an oberster Stelle, gefolgt von Journal of the American College of Cardiology (JACC) mit 21 Nennungen. Weitere 33 Zeitschriften, darunter New England Journal of Medicine, Nature, The Lancet, Journal of the American Medical Association (JAMA) u.v.m. wurden zwischen 15- und 2-mal, insgesamt 131-mal, genannt.





Die Studie "Aufwand und Wirksamkeit der Forschungsförderung durch die Deutsche Herzstiftung / Deutsche Stiftung für Herzforschung. Eine Analyse der Jahre 2000 - 2009" kann kostenlos angefordert werden bei: Deutsche Herzstiftung, Vogtstr. 50, 60322 Frankfurt, Tel. 069 955128-0, E-Mail: info@herzstiftung.de



Infos zur Forschungsförderung unter:


http://www.herzstiftung.de/Forschung.html



Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.herzstiftung.de/Forschung.html





Zu dieser Mitteilung finden Sie Bilder unter:



http://idw-online.de/de/image209981


Wichtiges Instrument für mehr Transparenz: die Nachhaltigkeitsstudie



http://idw-online.de/de/image209982


Studienautor Prof. Dr. med. Hellmut Oelert, Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats der Deutschen Stiftung für Herzforschung.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution825
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ALLERGIE/313: Forschung - Mit modifizierten Impfviren gegen Lebensmittelallergie gegen Hühnereiweiß (idw)




Paul-Ehrlich-Institut / Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 30.07.2013



Mit Viren gegen Lebensmittelallergien







Forschern des Paul-Ehrlich-Instituts ist es mit modifizierten Impfviren gelungen, in einem Allergiemodell die Entstehung einer Lebensmittelallergie gegen Hühnereiweiß zu verhindern. Die Viren übernehmen hierbei eine Doppelfunktion: Sie transportieren die genetische Information des Allergens in die Zielzellen des Immunsystems und haben zudem selbst einen immunmodulatorischen Effekt. Über die Forschungsergebnisse berichtet die Fachzeitschrift Allergy in ihrer Online-Ausgabe vom 30. Juli 2013 (DOI: 10.1111/all.12192)



Lebensmittelallergien nehmen in allen industrialisierten Ländern zu. Etwa fünf Prozent der Kinder und drei bis vier Prozent der Erwachsenen sind betroffen. Den Auslöser zu vermeiden gilt als "Therapie" der Wahl. Eine Hyposensibilisierung mit Proteinextrakten wie bei Pollenallergien ist bei Lebensmittelallergien nicht etabliert - zudem ist das Risiko schwerer Reaktionen bis hin zum anaphylaktischen Schock zu hoch.



Einen völlig anderen Weg der Hyposensibilisierung beschreiten daher Forscher des Paul-Ehrlich-Instituts mit dem modifizierten Vacciniavirus Ankara (MVA). MVA ist ein abgewandeltes Impfvirus, das sich in vielen klinischen Prüfungen in der Infektionsmedizin bereits als sicher erwiesen hat. Mit Hilfe von MVA wird die genetische Information des Allergens, an das der Körper gewöhnt werden soll, in antigenpräsentierende Zellen des Körpers transportiert und erst dort in Protein übersetzt. Bei der etablierten Hyposensibilisierung beispielsweise gegen Gräserpollen werden dagegen direkt Allergenextrakte verwendet. Bei der neuen Methode kommt das Immunsystem somit erst bei der Präsentation von Allergenfragmenten auf der Oberfläche spezifischer Zellen in Kontakt mit dem Allergen. Schwere allergische Reaktionen wie bei der direkten Zufuhr des Allergens über die Nahrung sind hier nicht zu erwarten. Forscher der Abteilungen Allergologie und Virologie des Paul-Ehrlich-Instituts hatten bereits zeigen können, dass nach "Impfung" (Vakzinierung) von Mäusen mit MVA, die das Gen für das Hühnereiweiß Ovalbumin enthielten (MVA-OVA), und anschließender Exposition mit Hühnereiweiß die massive Zunahme allergieauslösender OVA-spezifischer IgE-Antikörper ausblieb. Bei nicht vorbehandelten Tieren stiegen die IgE-Antikörper durch die Gabe von Ovalbumin dagegen stark an [1].



Welche klinische Bedeutung haben diese Veränderungen? Hierzu haben Forscher um Dr. Masako Toda, Nachwuchsgruppenleiterin der Forschungsgruppe "Experimentelle Allergiemodelle" im PEI, ein Allergiemodell bei Mäusen entwickelt. Die Sensibilisierung mit Ovalbumin führte bei den Mäusen zu klinischen Symptomen wie Durchfall, Abnahme des Körpergewichts und der Körpertemperatur. Die PEI-Forscher konnten zeigen, dass durch Impfung mit MVA-OVA das Auftreten der allergischen Symptome verhindert wird. Mehr noch: In Zusammenarbeit mit Forschern von der Universität Tokio, Japan, wiesen die Forscher nach, dass durch die Vakzinierung entzündliche Veränderungen der Darmschleimhaut ausblieben (siehe Abbildung).



Bei Untersuchung der lokalen Immunantwort im Dünndarm konnten die Forscher darüber hinaus über die veränderte Ausschüttung der Zytokine (u.a. Hemmung der Interleukin-4- und Stimulation der Interferon-gamma-Ausschüttung) nachweisen, dass die unerwünschte (allergische) Antwort der TH2-Helferzellen gehemmt und die gewünschte TH1-Helferzellantwort gefördert wurde. "Das ist das, was wir bei einer Allergiebehandlung sehen wollen, eine Suppression der IgE-Antwort und eine Erhöhung der TH1-Immunantwort", erläutert Dr. Stephan Scheurer den Erfolg dieses Ansatzes. Er ist Leiter des Fachgebiets "Rekombinante Allergentherapeutika" des PEI.



In den nächsten Schritten werden die PEI-Wissenschaftler prüfen, wie lange dieser Allergieschutz anhält und ob sich mit diesem Therapieansatz bereits vorhandene Allergien erfolgreich behandeln lassen. "Sollte dies für unser Testallergen Ovalbumin möglich sein, gehen wir davon aus, dass sich dieses Modell auch auf andere Lebensmittelallergene übertragen lässt", erklärt Scheurer.





Literatur
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Weitere Informationen finden Sie unter



http://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/all.12192/abstract


Abstract der Publikation bei Allergy



http://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/18816482?ordinalpos=60&itool=EntrezSystem2.PEntrez.Pubmed.Pubmed_ResultsPanel.Pubmed_DefaultReportPanel.Pubmed_RVDocSum


Abstract der Publikation in J Gene Med



http://www.pei.de/DE/infos/presse/pressemitteilungen/2013/05-mit-viren-gegen-lebensmittelallergien.html


Pressemitteilung auf den Internetseiten des PEI





Zu dieser Mitteilung finden Sie Bilder unter:


http://idw-online.de/de/image210057


Entzündung der Darmschleimhaut in allergischen Mäusen (links, z.B. Verdickung der Basalmembran) im Vergleich zu MVA-OVA-vakzinierten Mäusen mit gesunder Darmschleimhaut (rechts).





Hintergrund:


Bei der Allergie kommt es zu einer übermäßigen Antwort von TH2-Helferzellen, einer bestimmten Gruppe von Lymphozyten des Immunsystems, gegen eigentlich harmlose Antigene wie Pollen oder auch Antigene in Erdnüssen, Hühnerei, etc. Bei der Hyposensibilisierung wird versucht, das Gleichgewicht wieder in Richtung einer Antwort der TH1-Helferzellen zu verschieben und so eine Normalisierung der Immunreaktion herbeizuführen. Das Virus dient bei diesem neuen Ansatz der Hyposensibilisierung nicht nur als Transporter der genetischen Information des Allergens: Das modifizierte Virus Ankara ist ein wirksamer Immunmodulator, denn es erzeugt eine starke TH1-Helferzellantwort gegen Antigene. Dabei werden allergenspezifische IgG2a-Antikörper, die als blockierende Antikörper wirken können, und Zytokine (Interferon-gamma) induziert, die der allergischen Reaktion entgegenwirken. Dies trägt zur Wiederherstellung einer normalen Immunantwort bei.





Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution430
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DIABETES/1708: Gefährliche Unterzuckerung - Tipps für den Ernstfall (diabetesDE)




diabetesDE - Dienstag, 30 Juli 2013



Gefährliche Unterzuckerung - Was ist im Ernstfall zu tun?



diabetesDE-Experten-Chat mit Professor Dr. med. Kristina Pralle


am 1. August 2013 von 17 bis 19 Uhr







Berlin - Lange ersehnt, herrscht in ganz Deutschland derzeit Hochsommer. Bei fast 40 Grad Celsius heißt die Devise: ausreichend trinken, um einer Austrocknung vorzubeugen. Beim Grillen löschen viele ihren Durst jedoch lieber mit kühlem Bier anstatt Wasser oder Schorle. Gerade Menschen mit Diabetes sollten Alkohol aber mit Vorsicht genießen. Denn der Blutzucker sinkt nach einem kurzen Anstieg rapide ab. Die Folge sind gefährliche Unterzuckerungen - im Extremfall sogar mit Todesfolge. Was in einem solchen Fall zu tun ist und wie Menschen mit Diabetes Sommerfeste ohne Einschränkung genießen können, erklärt Dr. med. Kristina Pralle im nächsten Experten-Chat. Fragen können der Internistin und Diabetologin DDG vom Diabeteszentrum am Sophie-Charlotte-Platz Berlin ab sofort unter www.diabetesde.org/experten-chat gestellt werden.



Gesellige Grillfeste und Gartenpartys sind untrennbar mit dem Hochsommer verbunden. Nach einem Tag im Freibad Steak und Wurst vom Rost, dazu kaltes Bier oder Cocktails - damit lassen viele Menschen die Sommerabende ausklingen. So mancher nimmt an heißen Tagen nicht genügend Flüssigkeit zu sich. Dadurch droht insbesondere bei einem schlecht eingestellten Diabetes eine Austrocknung. Alkohol verschlimmert den Wasserverlust noch, außerdem ist bereits ab einem Blutalkoholspiegel von 0,45 Promille die Zuckerfreisetzung aus der Leber gestört. Daher senken Wein, Schnaps oder Bier den Blutzuckerspiegel. Das Hormon Glukagon, das normalerweise zu einem sofortigen Blutzuckeranstieg führt, wirkt nicht mehr.



Ohne zusätzliche Kohlenhydrate kann es so zu einer Unterzuckerung bis hin zu Krampfanfällen kommen. Meistens tritt der Ernstfall aber erst vier bis sechs Stunden nach dem Alkoholkonsum ein. Besonders in der Nacht kann es daher für Menschen mit Diabetes gefährlich werden. Daher ist es ratsam, vor dem zu Schlafengehen noch einmal den Blutzucker zu messen. Liegen die Werte unter 150 mg/dl (8,33 mmol/l), sollten Betroffene noch eine Spätmahlzeit zu sich nehmen.



Neben Flüssigkeitsverlust durch vermehrtes Schwitzen und Alkoholgenuss beeinflussen aber auch körperliche Anstrengungen wie Schwimmen, Ballspiele und lange Partynächte den Blutzuckerspiegel. Wie wenig Schlaf, viel Bewegung und Alkohol für Menschen mit Diabetes zur Gefahr werden und wie sie einer Unterzuckerung vorbeugen, erklärt Dr. med. Kristina Pralle im nächsten Experten-Chat von diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe am 1. August 2013.



Eine Checkliste "Erste Hilfe bei Unterzuckerung" steht online unter:


http://www.diabetesde.org/infomaterial.



Der Diabetes-Chat steht allen Internetnutzern kostenfrei zur Verfügung. Protokolle der letzten Sprechstunden können Sie hier abrufen:


http://www.diabetesde.org/experten_chat/themen_von_a_bis_z/



Eine weitere wichtige Anlaufstelle ist das Diabetes Gesundheitstelefon. Unter der Nummer 0180 250 5205 (6 Cent/Anruf aus dem Festnetz, Mobilfunk max. 42 Cent/Minute) stehen täglich 24 Stunden Experten bereit.





Terminhinweis:



Experten-Chat auf www.diabetesde.org


Fragen an den Experten können ab sofort online gesendet werden.



Unser Kontaktformular finden Sie hier:


http://www.diabetesde.org/experten_chat/kontaktformular/



Experte: Dr. med. Kristina Pralle


Thema: "Gefährliche Unterzuckerung - Was ist im Ernstfall zu tun?"


Die Fragen werden live beantwortet am 1. August 2013 von 17.00 bis 19.00 Uhr.





diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe ist eine gemeinnützige und unabhängige Organisation, die Menschen mit Diabetes, Diabetesberater, Ärzte und Forscher vereint. Gemeinsam schaffen wir Öffentlichkeit für das Thema und vertreten die Interessen der Menschen mit Diabetes. Wir setzen uns für eine bessere Prävention, Versorgung und Forschung im Kampf gegen die Volkskrankheit Diabetes ein. Die Krankheit breitet sich auch in Deutschland rasch aus. 6 Millionen Menschen sind in Behandlung und jeden Tag kommen fast 1000 Neuerkrankte hinzu.



Gegründet wurde diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe von der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) www.ddg.info und dem Verband der Diabetes-Beratungs- und Schulungsberufe in Deutschland (VDBD) www.vdbd.info. Die Selbsthilfe ist innerhalb von diabetesDE durch die selbstständige Selbsthilfeorganisation Deutsche Diabetes-Hilfe - Menschen mit Diabetes (DDH-M) www.ddh-m.de vertreten.



diabetesDE - Deutsche Diabetes-Hilfe fordert in der Kampagne "Diabetes STOPPEN - jetzt!" eine bestmögliche Versorgung, Schulung und Beratung von Menschen mit Diabetes.



Weitere Informationen zur Kampagne unter: www.diabetes-stoppen.de



*
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HERZ/659: "Das schwache Herz" - Neuer Experten-Ratgeber zur Herzschwäche (idw)




Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 30.07.2013



Herzwochen 2013 - Das schwache Herz: Diagnose und Therapie der Herzinsuffizienz heute



Bundesweite Informationskampagne der Deutschen Herzstiftung im November







Die Deutsche Herzstiftung hat die Herzschwäche (Herzinsuffizienz) zum Thema der Herzwochen 2013 gewählt, die unter dem Motto "Das schwache Herz" stehen und bundesweit vom 1. bis zum 30. November 2013 stattfinden werden.



Herzschwäche ist eine ernste Krankheit, die im fortgeschrittenen Stadium zu schweren Beschwerden bei den Betroffenen führt, ihren Alltag stark beeinträchtigt und das Leben der Patienten bedroht. In Deutschland wird die Zahl der Patienten mit Herzschwäche auf 2-3 Millionen geschätzt. Allein 2010 wurden in Deutschland über 371.300 Patienten mit einer Herzschwäche in ein Krankenhaus eingeliefert; über 48.300 starben an einer Herzinsuffizienz. Mangelnde Aufmerksamkeit für die Symptome der chronischen Herzschwäche ist einer der Gründe für die hohe Sterblichkeit an dieser Erkrankung. Viele Patienten neigen dazu, krankheitstypische Anzeichen wie Atemnot, Leistungsabfall und geschwollene Beine mit Knöchelödemen (Wassereinlagerungen) nicht wahrzunehmen oder resigniert auf das Alter zu schieben. Vielen sind zudem die Ursachen einer Herzschwäche nicht bekannt, z. B.: Koronare Herzkrankheit, Bluthochdruck, Herzklappenerkrankungen, Herzentzündung.



Gegen die Herzschwäche mit früher Erkennung und konsequenter Behandlung "Je früher eine Herzschwäche erkannt und die Ursachen konsequent behandelt werden, desto größer sind die Chancen, sie wirksam zu bekämpfen. Deshalb müssen wir die Bevölkerung über diese lebensbedrohliche Volkskrankheit, ihre Ursachen und über den neuesten medizinischen Kenntnisstand in der Diagnose und Therapie informieren", betont der Herzspezialist Prof. Dr. med. Thomas Meinertz, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung. Trotz immer besserer Therapiemöglichkeiten erhalten viele Patienten keine optimale Behandlung, was häufig daran liegt, dass diese Möglichkeiten zu wenig bekannt sind.



Mit dem Ziel, die Lebensqualität und Lebenserwartung der Betroffenen zu verbessern, startet die Deutsche Herzstiftung im November mit ihren diesjährigen Herzwochen eine bundesweite Aufklärungskampagne, um umfassend über den neuesten Stand bei der Vorbeugung, Erkennung und Behandlung der Herzschwäche zu informieren. Beteiligt sind mehrere tausend Aktionspartner, darunter Krankenhäuser, Herzzentren, niedergelassene Kardiologen, Gesundheitsämter, Krankenkassen, Volkshochschulen, Apotheken und Betriebe. Insgesamt werden dabei mehr als 1.100 Veranstaltungen wie Vorträge, Seminare, Telefonaktionen und Gesundheitstage zu diesem Thema organisiert.





Neuer Experten-Ratgeber zur Herzschwäche


Grundlage der Kampagne ist die neue Experten-Broschüre "Das schwache Herz - Diagnose und Therapie der Herzinsuffizienz heute" mit Beiträgen von renommierten Kardiologen, Herzchirurgen und Pharmakologen, die über die Erkrankung sowie über aktuelle Diagnose- und Behandlungsmöglichkeiten laienverständlich informieren.



Infos zu den Herzwochen 2013 unter:


www.herzstiftung.de/herzwochen.html


Veranstaltungstermine können ab Mitte Oktober im Internet (s.o.) abgerufen oder unter Telefon 069 955128-333 erfragt werden.



Weitere Informationen finden Sie unter


http://www.herzstiftung.de/herzwochen.html



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:


http://idw-online.de/de/institution825
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HERZ/658: Plötzliche Sommerhitze erhöht Herzinfarktgefahr bei Menschen mit Bluthochdruck (DHL)




Deutsche Hochdruckliga e.V. - Mittwoch, 31. Juli 2013



Experten warnen - Plötzliche Sommerhitze erhöht Herzinfarktgefahr bei Menschen mit Bluthochdruck



Die DHL® rät, den Blutdruck täglich zu kontrollieren und ausreichend zu trinken







Heidelberg - Am Wochenende werden wieder über 35 Grad Celsius erwartet. Bereits Temperaturen von über 25 Grad Celsius belasten besonders Menschen mit Bluthochdruck oder einer Herzerkrankung. Zudem verstärken blutdrucksenkende Medikamente die Wirkung auf den Kreislauf. Die Folge können Schwindel, Übelkeit und Herz-Kreislaufprobleme sein. Darüber hinaus erhöhen starke Temperaturschwankungen die Herzinfarktgefahr. Daher rät die Deutsche Hochdruckliga e.V. DHL® - Deutsche Gesellschaft für Hypertonie und Prävention Betroffenen, insbesondere älteren Menschen, bei Hitze täglich ihren Blutdruck zu kontrollieren und bei stark abweichenden Werten Rücksprache mit ihrem Arzt zu halten. Besonders vor Reisen in warme Gebiete sollten einige Vorkehrungen getroffen werden.



Steigen die Außentemperaturen von einem auf den nächsten Tag um mehr als fünf Grad, wächst die Herzinfarktgefahr für Menschen mit Bluthochdruck und Herz-Kreislauf-Erkrankungen um rund 60 Prozent. Denn durch die plötzliche Hitze drohen Herzrhythmusstörungen. Ein Risiko besteht auch, wenn die Temperatur wieder stark abfällt oder der Luftdruck schwankt. Dann können sich die Herzkranzgefäße verkrampfen. Das betrifft insbesondere die Wetterlage der vergangenen und kommenden Tage, aber auch Reisen in warme Gebiete. "Bluthochdruck-Patienten sollten besonders in diesen Situationen täglich ihren Blutdruck kontrollieren, ausreichend trinken und gegebenenfalls nach Absprache mit ihrem Arzt die Medikamente anpassen", rät Universitätsprofessor Dr. med. Hans-Georg Predel, stellvertretender Vorstandsvorsitzender der DHL®.



Bei beständig hohen Temperaturen sinkt der Blutdruck, da sich die Blutgefäße erweitern. Nehmen Patienten blutdrucksenkende Medikamente, kann dieser Effekt noch verstärkt werden. Die Folge sind Schwindel, Schwächeanfälle und im schlimmsten Fall ein Kreislaufkollaps. "Sinkt bei länger anhaltenden Temperaturen über 25 Grad der systolische Blutdruckwert dauerhaft auf 110 mmHg oder sogar darunter, sollten Betroffene ihren Arzt aufsuchen", empfiehlt Predel. Hier sei eventuell eine vorübergehende Dosisreduktion notwendig. Allerdings sollten Betroffene den Blutdruck weiterhin kontrollieren, um bei einem Anstieg rechtzeitig gegenregulieren zu können. Stellt sich die Hitze nur für wenige Tage ein, sei eine Anpassung der Medikamente meist nicht notwendig.



Auch bei Urlaubsreisen in Länder mit hohen Temperaturen rät die DHL®, Menschen mit Bluthochdruck vorzusorgen: Sie sollten längere Auslandsaufenthalte mit ihrem Arzt absprechen. Er kann vor Antritt der Reise notwendige Kontrolluntersuchungen durchführen. Es ist zu empfehlen, für eine ausreichende Menge an Medikamenten zu sorgen. Das Blutdruckmessgerät, die Medikamente, aber auch bestenfalls die medizinischen Unterlagen samt Auflistung der Wirkstoffe der verwendeten Medikamente sollte der Patient immer bei sich tragen. Darüber hinaus ist die Einnahme der Medikamente an die eventuelle Zeitverschiebung anzupassen, sodass keine Über- oder Untermedikation entsteht. "Menschen, die erst kürzlich einen Herzinfarkt oder einen Schlaganfall erlitten haben oder bei denen sich die Dosierung und Art der Medikamente aktuell geändert hat, raten wir von Reisen ab", warnt Predel. "Hier besteht besonderer Beobachtungsbedarf." Eine Temperatur- und Ortsveränderung bedeutet immer auch Stress und könne daher schädlich sein.



*
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ARTIKEL/428: Früherkennungszentren für psychische Erkrankungen - Ohne Schwellenangst zur Beratung (Thieme)


Thieme Verlag / FZMedNews - Mittwoch, 31. Juli 2013

Ohne Schwellenangst zur Beratung



Das deutsche Gesundheitswesen macht es den Patienten zuweilen schwer: Der Gang
zum Facharzt führt stets über den Hausarzt, anonyme Beratungsmöglichkeiten
fehlen, und oft sind die Zuständigkeiten unter den ärztlichen Disziplinen und
Einrichtungen nur unzureichend geklärt. "Besonders für Patienten, die bei sich
eine psychische Störung vermuten, erhöhen diese Faktoren die Hemmschwelle, zum
Arzt zu gehen", sagt Karolina Leopold von der Dresdner Universitätsklinik für
Psychiatrie und Psychotherapie. An der Klinik wurde daher vor fast fünf Jahren
das psychiatrische Früherkennungszentrum "DD früh dran" unter der Leitung von
Andrea Pfennig und Karolina Leopold gegründet. Wie dieses niederschwellige
Angebot gestaltet ist und wie es von den Patienten angenommen wird, berichten
Leopold und ihre Kollegen in der Fachzeitschrift "Psychiatrische Praxis" (Georg
Thieme Verlag, Stuttgart. 2013).

Mit ihrem Beratungsangebot wollen die Dresdner Mediziner Jugendlichen und
Erwachsenen zwischen zwölf und 40 Jahren die Möglichkeit geben, bereits bei den
ersten Symptomen einer möglichen psychischen Erkrankung schnell professionelle
Hilfe zu erhalten. Da mögliche Patienten bereits in einem Vor- oder Frühstadium
erreicht werden sollen, sprechen Leopold und ihre Kollegen auch von einer
Präventionsambulanz. "Je früher eine Störung erkannt und behandelt wird, desto
besser ist der Behandlungserfolg", betont das interdisziplinäre Dresdner Team,
das sich aus Psychiatern, Kinder- und Jugendpsychiatern, Psychologen,
Sozialarbeitern und einer Informatikerin zusammensetzt.

Um möglichst alle Hemmschwellen abzubauen, sichert das Zentrum bei Bedarf
Anonymität zu. Eine Überweisung ist nicht nötig. Die Klienten können sich per
Telefon, per Mail oder auch im persönlichen Kontakt direkt an das Zentrum wenden
- bereits innerhalb einer Woche wird dann ein erster Beratungstermin angeboten.
In der nun veröffentlichten wissenschaftlichen Arbeit analysieren Karolina
Leopold und ihre Kollegen sämtliche Erstkontakte und Diagnosen in einem Zeitraum
von zweieinhalb Jahren. In dieser Zeit stellten sich insgesamt 192 Personen im
durchschnittlichen Alter von 25 Jahren in dem Dresdner Zentrum vor. Bei sechs
Prozent dieser Personen ergab sich kein Behandlungsbedarf, sieben Prozent wurden
direkt in die psychiatrische Regelversorgung weitervermittelt, den übrigen 87
Prozent wurden weitere diagnostische Kontakte angeboten. Von diesen wiederum
durchliefen 89 Prozent die individuelle Diagnostik komplett. Die Diagnosen des
Dresdner Teams reichten letztlich vom Ausschluss einer psychiatrischen
Erkrankung bis hin zur manifesten psychischen Störung. Letzteres betraf immerhin
73 Prozent der Patienten, die meist Depressionen und Angststörungen aufwiesen.
Jeder dritte Hilfesuchende erfüllte die (Ultra-)Hochrisiko-Kriterien für die
Entwicklung einer Psychose und/oder bipolaren Störung.

Während rund die Hälfte der Klienten aus der Regelversorgung an "DD früh dran"
weiterverwiesen worden war, kam die andere Hälfte als "Selbstvorsteller" aus
eigenem Antrieb. Karolina Leopold freut sich besonders über die 61 Prozent der
Selbstvorsteller, die zuvor noch keinen Kontakt zu Psychiatern hatten - immerhin
handelt es sich dabei um Menschen, die ohne das Zentrum womöglich nicht oder
erst sehr viel später den Weg zum Arzt gefunden hätten. "Die Früherkennung und
Frühintervention stellt einen wesentlichen Bestandteil psychiatrischer
Versorgung dar", resümiert die Fachärztin für Psychiatrie und Psychotherapie -
ein Angebot, das in Deutschland unbedingt weiter ausgebaut werden sollte.


K. Leopold et al.: 

Früherkennungszentren für psychische Erkrankungen - ein Komplementärangebot der
psychiatrischen Regelversorgung in Deutschland 

Psychiatrische Praxis 2013; 40 (5); S. 264-270
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THERAPIE/324: Psychotherapie via Internet mindestens ebenbürtig mit Therapie im Sprechzimmer (idw)




Universität Zürich - 30.07.2013



Psychotherapie via Internet wirkt gleich gut oder besser wie im Sprechzimmer







Eine Online-Psychotherapie ist ebenso effizient wie eine konventionelle Therapie. Drei Monate nach Therapieende haben Patientinnen und Patienten einer Online-Psychotherapie sogar weniger Krankheitssymptome. Klinische Forscher der Universität Zürich liefern zum ersten Mal einen wissenschaftlichen Beleg für die Gleichwertigkeit einer Psychotherapie mittels Internet.



Funktioniert eine Psychotherapie übers Internet? Klinische Forscher der Universität Zürich haben zum ersten Mal experimentell untersucht, ob Online-Psychotherapie und konventionelle Sprechzimmertherapie gleich wirksam sind. Anhand früherer Studien ging das Zürcher Team von der Gleichwertigkeit der beiden Therapieformen aus. Ihre Vermutung wurde nicht nur bestätigt, sondern die Ergebnisse der Online-Therapie haben ihre Erwartungen sogar übertroffen.



Sechs Therapeutinnen behandelten 62 Patientinnen und Patienten, wovon die meisten an einer mittelschweren Depression litten. Die Patienten wurden per Zufall je zur Hälfte einer Therapieform zugewiesen. Die Behandlung bestand aus jeweils acht Therapiesitzungen mit verschiedenen bewährten Techniken, die aus der kognitiven Verhaltenstherapie stammen und sich sowohl für die mündliche als auch die schriftliche Durchführung eignen. Patientinnen und Patienten der Online-Therapie mussten pro Therapieeinheit eine vorgegebene Aufgabe schriftlich bearbeiten - beispielsweise das eigene negative Selbstbild in Frage stellen. Sie waren mit ihrer Therapeutin namentlich bekannt.


Online-Therapie mittelfristig sogar wirksamer



"In beiden Gruppen verringerten sich die Depressionswerte deutlich", fasst Prof. Andreas Maercker die Studienergebnisse zusammen. Zum Therapieende wurde bei 53 Prozent der Patientinnen und Patienten der Online-Therapie keine Depression mehr diagnostiziert - bei der Sprechzimmertherapie waren es 50 Prozent. Drei Monate nach Abschluss der Therapie verringerte sich die Depression von Patientinnen und Patienten der Online-Therapie sogar, während sich bei den konventionell Therapierten ein minimaler Rückfall zeigte: So konnte bei 57 Prozent der Patientinnen und Patienten aus der Online-Therapie keine Depression mehr festgestellt werden, während dies bei der konventionellen Therapie auf 42 Prozent der Teilnehmer zutraf.



Für beide Patientengruppen war die Zufriedenheit mit der Therapie und den Therapeuten etwa gleich hoch. 96 Prozent der Patienten der Online-Therapie und 91 Prozent der Teilnehmer einer konventionellen Therapie schätzten den Kontakt zur ihrer Therapeutin als "persönlich" ein. Bei der Online-Therapie nutzen die Patientinnen und Patienten die Therapiekontakte und nachfolgenden Hausaufgaben in der Regel sehr intensiv, um persönlich weiter zu kommen. Sie gaben beispielsweise an, die Korrespondenz mit ihrer Therapeutin immer mal wieder durchgelesen zu haben. "Mittelfristig weist die Online-Psychotherapie sogar die bessere Bilanz auf. Unsere Studie ist ein Beleg dafür, dass psychotherapeutische Angebote im Internet eine wirksame Ergänzung des Therapieangebots sind", schlussfolgert Andreas Maercker.





Literatur:


Birgit Wagner, Andrea B. Horn, Andreas Maercker. Internet-based versus face-to-face cognitive-behavioral intervention for depression: A randomized controlled non-inferiority trial. Journal of Affective Disorders. July 23, 2013. Doi:10.1016/j.jad.2013.06.032





Kontakt:



Prof. Andreas Maercker (bis 31.07.2013)
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INFOPOOL →MUSIK → FAKTEN





MELDUNG/152: Partitur aus Schaltplänen und Quellcodes (idw)




Technische Universität Berlin - 30.07.2013



Partitur aus Schaltplänen und Quellcodes



Das neue Einstein-Projekt der TU Berlin will elektronische Musikinstrumente entwickeln







Es klingt zunächst positiv: "Die Möglichkeiten, sich musikalisch auszudrücken, sind durch die elektronische Klangsynthese fast unerschöpflich." Doch dann kommt der Haken: "In den vergangenen 60 Jahren hat das dazu geführt, dass Musiker, Instrument und der Prozess der Klangerzeugung nicht mehr aneinander gebunden sind. Virtuosität, Expressivität, ja selbst die Person des Interpreten wurden verzichtbar." Prof. Dr. Stefan Weinzierl, der das beobachtet hat, ist Leiter des TU-Fachgebietes Audiokommunikation. In einem neuen mit 700 000 Euro bewilligten interdisziplinären Einstein-Vorhaben will er daher neue musikalische Instrumente entwickeln, die permanent und nicht flüchtig sind und die nach der ersten Aufführung immer noch Bestand haben.



Der engste Partner und Co-Sprecher des über drei Jahre laufenden Vorhabens "Design, Development and Dissemination of New Musical Instruments" (3DMIN) ist Prof. Dr. Alberto de Campo vom Institut für zeitbasierte Medien der Universität der Künste Berlin. "In den vergangenen Jahrzehnten wurden viele Konzepte für digitale, hybride und elektroakustische Instrumente vorgestellt. Doch bis heute konnte sich keines in der musikalischen Ausbildung oder in der zeitgenössischen Aufführungspraxis etablieren. Selten kann man die Soft- und Hardware der Instrumente nur aufgrund von Texten rekonstruieren", erklärt Weinzierl. "Viele Musiker und Komponisten vermeiden aus diesem Grunde sogar, Musik für neue Musikinstrumente zu schreiben."



Es gibt Instrumente, die speziell auf die Bedürfnisse eines bestimmten Werkes hin entwickelt wurden wie die Midi-Flöte für Pierrre Boulez' "Explosion Fixe". Andere Instrumente sind gleichzeitig selbst das Werk. Wieder andere beschreiben in einer "Partitur" die Schaltpläne der Instrumentenkomplexe oder werden von Instrumentenbauern ohne speziellen Werkbezug gebaut wie der "ReacTable". Ein innovativer Ansatz für die Entwicklung neuer musikalischer Prototypen und Interfaces sei also ebenso notwendig wie überhaupt nur durchführbar von einem Expertenverbund aus Musikwissenschaft, musikalischer Akustik, Musiktechnologie, Komposition, Computational Art und Design.



Die im Projekt entwickelten Instrumente, hergestellten Klänge und Musikstücke sollen dokumentiert und für andere Künstler und Forscher als "Open Source"-Software, zum Beispiel als Quellcode veröffentlicht werden. Dafür werden Informatiker benötigt. Prototypen und deren Bauteile sollen als 3-D-Druck reproduziert werden können, was Designer und Spezialisten der Computational Art einbindet. Und selbstverständlich sind Musiker, Musiktheoretiker und Komponisten unverzichtbar für das Projekt. Am Ende sollen außer dem Bau und der Dokumentation auch öffentliche Werkstattkonzerte stehen sowie eine Ausstellung des Berliner Musikinstrumentenmuseums zur Geschichte elektronischer und hybrider Musikinstrumente, die auf einer bereits geplanten Dissertation basiert und am Staatlichen Institut für Musikforschung Preußischer Kulturbesitz (SIMPK) veröffentlicht werden soll. Empirische Untersuchungen zur Interaktion zwischen Gesten und Klang gehören ebenso zum Portfolio des Vorhabens wie die Zusammenarbeit mit der DFG-Forschergruppe SEACEN, die virtuelle akustische Umgebungen simuliert und die ebenfalls am Fachgebiet von Stefan Weinzierl angesiedelt ist. Denn auch die Verteilung der Klänge im Raum soll durch die neuen Musikinstrumente möglich sein.



Workshops mit Komponisten, Interpreten, Designern, Ingenieuren der Audiotechnik bilden eine zentrale Achse des Projekts, die Einbindung von Studierenden der Komposition und der experimentellen Musik durch das Angebot von Lehrveranstaltungen, Seminararbeiten oder anderer Projektbeiträge eine andere. Und Stefan Weinzierl ist guter Dinge: "Ich hoffe sehr, dass wir auf diese Weise zwei oder drei innovative Instrumente entwickeln, die sich auf dem Markt etablieren und Komponisten wie Interpreten inspirieren können."
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INFOPOOL →NATURWISSENSCHAFTEN → BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1082: Wissenschaftler beschreiben mit Lavasoa-Fettschwanzmaki neue Primatenart (idw)




Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 29.07.2013



Wissenschaftler aus Mainz und Antananarivo beschreiben mit Lavasoa-Fettschwanzmaki neue Primatenart



Artdiversität der Fettschwanzmakis bisher unterschätzt





[image: Foto: © Andreas Hapke]


Cheirogaleus lavasoensis, Südmadagaskar. Zunächst hatten Hapke und Kollegen diesen Lemuren der Art Cheirogaleus crossleyi zugeordnet. Neue genetische Analysen zeigten jetzt, dass er einer eigenständigen Art angehört.


Foto: © Andreas Hapke





Der Inselstaat Madagaskar weist aufgrund seiner langen Isolation von anderen Landmassen eine einzigartige Biodiversität auf; viele Tier- und Pflanzenarten kommen ausschließlich auf Madagaskar vor. Zu den bekanntesten Vertretern der einzigartigen Fauna der Insel zählen die Lemuren, eine Untergruppe der Primaten. Lemuren kommen fast ausschließlich auf Madagaskar vor. Die einzige Ausnahme sind zwei Arten der Gattung Eulemur, die auch auf den Komoren heimisch sind, wo sie vermutlich vom Menschen eingeführt wurden. Durch intensive Feldforschung wurden in den letzten Jahrzehnten zahlreiche, bis dato unbekannte Lemurenarten entdeckt. Fettschwanzmakis erfuhren dabei relativ wenig Aufmerksamkeit. Die Diversität in dieser Gattung ist bisher nur ansatzweise bekannt. In Feld- und Laborarbeiten haben Forscher der Universitäten Mainz und Antananarivo nun Lemurenpopulationen in Südmadagaskar untersucht und dort eine bisher unbekannte Fettschwanzmakiart entdeckt. Die Ergebnisse des Forschungsprojekts wurden kürzlich in der Fachzeitschrift Molecular Phylogenetics and Evolution veröffentlicht.



"Wir forschen bereits seit einigen Jahren gemeinsam mit madagassischen Wissenschaftlern zur Diversität der Lemuren", berichtet Dr. Andreas Hapke vom Institut für Anthropologie der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU). "Erst jetzt konnten wir feststellen, dass einige der untersuchten Tiere einer bisher unbekannten Art angehören." Der jetzt beschriebene Lavasoa-Fettschwanzmaki (Cheirogaleus lavasoensis) kommt nach bisherigem Kenntnisstand ausschließlich in drei kleinen, isolierten Waldfragmenten im extremen Süden Madagaskars vor. Die genaue Populationsgröße ist unbekannt. Nach vorläufigen Schätzungen gibt es aktuell weniger als 50 Tiere dieser Art, die damit sehr selten und vom Aussterben bedroht ist.



Aufgrund ihrer Lebensweise sind Fettschwanzmakis sehr schwer zu untersuchen, denn die nachtaktiven Waldbewohner halten sich häufig im oberen Teil des Kronendachs auf. Während des südlichen Winters führen sie zudem einen mehrmonatigen Winterschlaf durch. Aktiv sind die Tiere hauptsächlich während der Regenzeit, wenn viele der von ihnen bewohnten Wälder aufgrund der Witterungsverhältnisse für die Wissenschaftler aber weitestgehend unzugänglich sind. Dennoch ist es für die aktuelle Untersuchung gelungen, insgesamt 51 Fettschwanzmakis an neun Standorten in Lebendfallen einzufangen, um sie nach der Entnahme von winzigen Gewebeproben wieder in ihrem natürlichen Umfeld freizulassen.



Die entnommenen Gewebeproben wurden am Institut für Anthropologie der Johannes Gutenberg-Universität Mainz molekulargenetischen Analysen unterzogen. Die hierbei gewonnenen Daten wurden in einem nächsten Schritt mit bereits publizierten Daten anderer Forschergruppen zusammengeführt. "Mit den neuen Daten aus Südmadagaskar konnten wir die existierenden Datensätze entscheidend erweitern", erläutert Dana Thiele vom Institut für Anthropologie der JGU. "In umfangreichen Datenanalysen haben wir dann die genetische Diversität in zwei nah verwandten Lemurengattungen - den Mausmakis (Microcebus) und den Fettschwanzmakis (Cheirogaleus) - untersucht und sind durch den Vergleich zu dem Ergebnis gekommen, dass die Artdiversität der Fettschwanzmakis bisher unterschätzt wurde."



Die ersten Individuen der neuen Art Lavasoa-Fettschwanzmaki hatten Andreas Hapke und Refaly Ernest, der als einheimischer Feldassistent im Projekt mitarbeitete, bereits während eines Forschungsaufenthalts in Madagaskar im Jahr 2001 entdeckt. Damals existierten kaum genetische Vergleichsdaten aus anderen Teilen der Insel, weshalb die Tiere zunächst der Art Cheirogaleus crossleyi zugeordnet wurden. Erst jetzt konnte geklärt werden, dass es sich tatsächlich um eine eigenständige Lemurenart handelt.



Veröffentlichung:


Dana Thiele, Emilienne Razafimahatratra, Andreas Hapke


Discrepant partitioning of genetic diversity in mouse lemurs and dwarf lemurs - biological reality or taxonomic bias?


Molecular Phylogenetics and Evolution (2013)


DOI: http://dx.doi.org/10.1016/j.ympev.2013.07.019





Lesen Sie mehr: http://www.uni-mainz.de/downloads_presse/JOGU_196-2006.pdf


(S. 24-25) "Auf den Spuren der Maus- und Katzenmakis" - Beitrag im Hochschulmagazin JoGu, Ausgabe 196 (Mai 2006)
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INFOPOOL →NATURWISSENSCHAFTEN → FAKTEN





MELDUNG/145: Hüpfende Kristalle (idw)




Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 30.07.2013



Hüpfende Kristalle



Kinematische Analyse des lichtinduzierten Springens von Kristallen







Nicht nur lebende Wesen sind in der Lage, sich fortzubewegen, auch kleine Kristalle können rotieren oder regelrechte Sprünge vollführen. Wissenschaftler aus den Vereinigten Arabischen Emiraten und Russland haben Kristalle, die bei Bestrahlung mit Licht in Bewegung geraten, systematisch unter die Lupe genommen. In der Zeitschrift Angewandte Chemie stellen sie die erste quantitative kinematische Analyse dieses als photosalienten Effekt bezeichneten Phänomens vor.



Bei Bestrahlung mit UV-Licht springen, rotieren und rollen mikrometer- bis millimetergroße Kristalle der Cobalt-Koordinationsverbindung [Co(NH3)5(NO2)]Cl(NO3) und legen dabei Distanzen zurück, die mehr als 1000mal größer sind als sie selbst. Warum tun sie dies? Der Nitrit-Ligand (NO2) ist normalerweise über sein Stickstoffatom an das zentrale Cobalt-Ion des Komplexes gebunden. Bei Bestrahlung löst sich diese Bindung, der Ligand dreht sich ein Stück und bindet dann stattdessen mit einem seiner Sauerstoffatome. Diese Isomerisierung erzeugt eine Spannung im Kristall, die durch Bewegungen und Brüche abgebaut wird. Die Kristalle hüpfen und können sogar explodieren.



Das Team um Pance Naumov (New York University Abu Dhabi) und Elena V. Boldyreva (Russische Akademie der Wissenschaften und Staatliche Universität Nowosibirsk) hat diesen Effekt jetzt systematisch mit einer an ein Mikroskop montierten Hochgeschwindigkeitskamera analysiert. Die Wissenschaftler unterscheiden folgende Phänomene: 1) Eine Spaltung des Kristalls in zwei etwa gleich große Stücke, 2) das Absplittern kleinerer Bruchstücke, 3) eine Explosion des Kristalls, 4) eine Fortbewegung ohne sichtbare Abspaltungen oder Abheben von der Unterlage, 5) Rollen oder Hüpfen. Daraus resultieren zum Teil komplexe Bewegungsmuster des Kristalls bzw. seiner Bruchstücke.



Die zurückgelegte Distanz hängt von der Länge und Intensität der Bestrahlung ab. Die Kristalle springen erst nach einer gewissen Latenzzeit, in der sich offensichtlich eine Spannung aufbaut, die sich bei Erreichen eines Schwellenwerts auf einmal entlädt. Kleinere Kristalle fangen früher zu hopsen an als größere. Interessanterweise bestimmt die Bestrahlungsstärke auch den Typ des Effekts. Mittlere Stärken lösen vor allem Rollen und Hüpfen aus, höhere Abspaltungen von Bruchstücken, bis die Kristalle bei sehr starker Bestrahlung vornehmlich in zwei gleich große Stücke gespalten werden.



Die Wissenschaflter sind überzeugt, dass den Effekten ein kooperativer Mechanismus zugrunde liegt. Durch die Drehung einzelner Liganden treten kleine intramolekulare Störungen auf, die sich vermutlich über das Netz von Wasserstoffbrückenbindungen zwischen den Ionen innerhalb des Kristallgerüsts ausbreiten und verstärken. Dieses Bindungsnetz wirkt wie eine Feder, die durch die Bestrahlung aufgezogen wird und durch die Bewegung oder Kristallspaltung wieder relaxiert. Die Steifigkeit der "Federn" wurde in exakten Einkristall-Brechungsexperimenten bestimmt, bei denen die Proben hohem Druck ausgesetzt wurden.



Diese Umwandlung von Lichtenergie in eine mechanische Bewegung könnte für das Design von Materialien interessant sein, die die Bewegung von Tieren oder dynamischen technischen Bauteilen nachahmen können, etwa in Nanomaschinen.



Angewandte Chemie: Presseinfo 30/2013



Autor: Pance Naumov, New York University Abu Dhabi (United Arab Emirates), https://nyuad.nyu.edu/research/centers-institutes/naumov-group.html



Angewandte Chemie, Permalink to the article:


http://dx.doi.org/10.1002/ange.201303757



Angewandte Chemie, Postfach 101161, 69451 Weinheim, Germany
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WETTER/155: Deutschlandwetter im Juli 2013 (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.07.2013

Deutschlandwetter im Juli 2013

Sonnig, warm und trocken - ein Sommermonat wie aus dem Bilderbuch



Offenbach, 30. Juli 2013 - Anfang des Monats stellte sich die
Wetterlage grundlegend um: Während zuvor Tiefdruckgebiete das
Geschehen bestimmt hatten, dominierte nun hoher Luftdruck. Der brachte
außergewöhnlich viel Sonnenschein und in den ersten beiden
Monatsdritteln angenehme Temperaturen, später aber bei zunehmender
Hitze und Schwüle auch große Trockenheit. Örtlich entluden sich
kräftige Gewitter mit Hagel und großen Niederschlagsmengen. Das meldet
der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der
Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.


Zunächst sehr angenehm, später jedoch heiß und schwül

Mit durchschnittlich 19,5 Grad Celsius (°C) war der Juli 2013 in
Deutschland um 2,6 Grad wärmer gegenüber der international gültigen
Referenzperiode 1961 bis 1990. Zur Vergleichsperiode 1981 bis 2010
betrug die Abweichung +1,5 Grad. Seit 1881 gab es in Deutschland nur
fünfmal wärmere Julimonate. "Alle fünf traten in den letzten Jahren
auf: 2006 mit 22,0°C, dann 1994, 1983, 2010 und 1995, während zuvor in
mehr als hundert Jahren kein einziger Juli so warm war", so
DWD-Pressesprecher Gerhard Lux. Die ersten beiden Dekaden des Juli
2013 brachten noch recht angenehme Temperaturen. In den oft frischen
Nächten sank die Temperatur örtlich unter 10°C. Schneifelforsthaus in
der Eifel meldete am 14. mit 3,3°C den tiefsten Wert. Im letzten
Drittel schnellte das Quecksilber dann in die Höhe. Fast täglich wurde
in mehreren Regionen die 35°C-Marke überschritten. Ins Schwitzen kamen
die Deutschen hauptsächlich am 27., als im Süden an mehreren
Messstellen Monatsrekorde gebrochen wurden. Dabei war Rheinfelden am
Hochrhein mit 38,6°C der heißeste Ort Deutschlands.


Verbreitet extrem trocken, örtlich kräftige Gewitter

Nachdem der Juli in den letzten Jahren sechs Mal in Folge zu nass
gewesen war, blieb er diesmal mit rund 40 Litern pro Quadratmeter
(l/m²) deutlich unter dem Soll von 78 l/m². Damit gehört er zu den
sieben trockensten Julimonaten seit Beginn der Messungen 1881.
Gebietsweise fiel vom 1. bis zum 23., örtlich sogar länger, kein
einziger Tropfen Regen. In der Folge stieg die Gefahr von Wald- und
Graslandbränden, vor allem auf sandigen Böden, bis zur höchsten Stufe.
In manchen Regionen entluden sich jedoch auch heftige Gewitter, oft
mit schweren Sturmböen, Hagel oder großen Niederschlagsmengen. So
prasselten am 24. in Abtsgmünd-Untergröningen, nordwestlich von Aalen,
innerhalb von nur zwei Stunden 107 l/m² herunter.


Ungewöhnlich sonnenscheinreich

Deutschland erlebte dank der Hochdruckgebiete "Xena" und "Yasmine"
einen überaus sonnenscheinreichen Juli: Mit rund 290 Stunden übertraf
er sein Soll um 39 Prozent und erreichte damit den zweiten Platz seit
Beginn von Messungen der Sonnenscheindauer 1951. Lediglich im Juli
2006 hatte sich die Sonne mit 335 Stunden noch länger gezeigt. Den
meisten Sonnenschein erhielt Mühldorf am Inn mit rund 340 Stunden, den
wenigsten die Gegend um Bochum mit etwa 235 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Juli 2013 *

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein war im Juli
mit 18,2°C (16,3°C) das kühlste und mit etwa 27 l/m² (80 l/m²) das
trockenste Bundesland. Vom 1. bis zum 25. fiel in List auf Sylt kein
messbarer Niederschlag. Die Sonne zeigte sich in Schleswig-Holstein
etwa 293 Stunden (210 Stunden). Hamburg erreichte 19,3°C (17,0°C),
etwa 33 l/m² (77 l/m²) und rund 290 Stunden (201 Stunden)
Sonnenschein.

Niedersachsen und Bremen: Im Juli 2013 war Niedersachsen mit
18,8°C (16,7°C) das zweitkälteste, mit etwa 35 l/m² (73 l/m²) ein
trockenes und mit etwa 277 Stunden (191 Stunden) ein vergleichsweise
sonnenscheinarmes Bundesland. Auch Bremen gehörte im Juli mit 18,9°C
(16,9°C) zu den kühleren, mit rund 30 l/m² (75 l/m²) zu den trockenen
Bundesländern. Die Sonne schien etwa 287 Stunden (192 Stunden).
Östlich von Hannover, besonders in Sehnde, Lehrte und Peine, führte
tennisballgroßer Hagel während eines Gewitters am 27. zu Schäden an
Gebäuden, Autos und Vegetation.

Mecklenburg-Vorpommern: In dem mit 18,9°C (16,8°C)
vergleichsweise kühlen Mecklenburg-Vorpommern notierten die
DWD-Experten rund 290 Sonnenstunden (223 Stunden) und mit etwa 32 l/m²
nur 49 Prozent des Regensolls (66 l/m²). In Rostock-Warnemünde kam vom
1. bis zum 23. kein messbarer Niederschlag zustande.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg war im Juli 2013 mit
durchschnittlich 20,3°C (17,9°C) das zweitwärmste, Berlin mit 21,0°C
(18,3°C) sogar das wärmste Bundesland. Die Niederschlagsmengen lagen
bei etwa 37 l/m² (54 l/m²) in Brandenburg und nur 31 l/m² (53 l/m²) in
Berlin. Die große Trockenheit führte zu zahlreichen meist kleineren
Waldbränden. Bei einem Feuer auf einem ehemaligen Militärgelände in
der Radeländer Heide, südlich von Berlin, wurden 17 Hektar Wald
zerstört. Die Sonne zeigte sich in Brandenburg rd. 300 Stunden (223
Stunden) und in Berlin 295 Stunden (224 Stunden).

Sachsen-Anhalt: Das 19,7°C (17,6°C) warme Sachsen-Anhalt war im
Juli mit rd. 30 l/m² (52 l/m²) recht trocken und mit 304 Stunden (207
Stunden) sehr sonnig.

Sachsen: Hier summierte sich der Niederschlag auf rund 60 l/m²
(69 l/m²). Mit etwa 305 Stunden (210 Stunden) fiel der Juli sehr
sonnenscheinreich und mit 19,7°C (17,2°C) deutlich zu warm aus.
Kubschütz, östlich von Bautzen, meldete am 28. ein nächtliches
Temperaturminimum von tropischen 26 Grad.

Thüringen: Der Juli 2013 brachte in Thüringen eine mittlere
Temperatur von 19,4°C (16,4°C), eine Sonnenscheindauer von knapp 300
Stunden (205 Stunden) und eine Niederschlagsmenge von etwa 43 l/m² (63
l/m²). Während in Jena vom 1. bis zum 23. kein Tropfen Regen fiel,
kamen in Martinroda im Ilm-Kreis am Nachmittag des 24. innerhalb
weniger Stunden 70 l/m² herunter.

Nordrhein-Westfalen: In Nordrhein-Westfalen betrug die
Monatsmitteltemperatur 19,2°C (17,0°C) und die Niederschlagsmenge etwa
33 l/m², entsprechend 40 Prozent des Solls (82 l/m²). Mit rund 265
Stunden (187 Stunden) war NRW ein vergleichweise sonnenarmes
Bundesland. Den bundesweit wenigsten Sonnenschein erhielt die Gegend
um Bochum mit etwa 235 Stunden. Starker Gewitterregen setzte am 1. des
Monats Teile von Bonn unter Wasser. Am 24. wütete ein Gewitter auf
zwei Aachener Campingplätzen; mehrere Bäume fielen um. Solingen wurde
vom 23. bis zum 26. gleich dreimal von heftigen Gewittern heimgesucht.
Ein schweres Gewitter am 27. verursachte in Bielefeld und Gütersloh
durch umstürzende Bäume und hühnereigroßen Hagel diverse Schäden.

Hessen: Hessen notierte 19,7°C (16,9°C), beim Niederschlag etwa
30 l/m² (73 l/m²) gleich 43 Prozent und beim Sonnenschein knapp 300
Stunden (204 Stunden) gleich 145 Prozent des Solls.

Rheinland-Pfalz: Das Bundesland zählte mit 20,0°C (17,1°C) zu
den warmen, mit rund 305 Stunden (210 Stunden) zu den sonnigen und mit
etwa 36 l/m² (72 l/m²) zu den trockenen Bundesländern.
Schneifelforsthaus in der Eifel war mit 3,3°C am 14. der kälteste Ort
im Juli. In der Südpfalz ging die Trockenheit am Abend des 23. durch
heftige Gewitter zu Ende: In Hirschthal, bei Dahn im Pfälzer Wald,
fielen 63,3 l/m².

Saarland: In dem mit 20,2°C (17,5°C) drittwärmsten Bundesland
kam der Niederschlag auf rund 50 l/m² (72 l/m²) und der Sonnenschein
auf rund 300 Stunden (226 Stunden).

Baden-Württemberg: Hier lag die Temperatur bei 19,9°C (17,1°C).
An mehreren Stationen wurden am 27. neue Hitzerekorde aufgestellt, wie
z. B. in Rheinfelden am Hochrhein, dem im Juli mit 38,6°C heißesten
Ort. Mit etwa 305 Stunden (229 Stunden) war Baden-Württemberg ein
sonniges und mit rund 70 l/m² (91 l/m²) das nasseste Bundesland.
Schwere Gewitter tobten am 24. besonders in der Mitte und im Osten. In
Abtsgmünd-Untergröningen fielen 110,7 l/m², davon in zwei Stunden 107
l/m². Auch am 28. gab es Gewitterschäden; am 29. fielen in
Obersimonswald im Schwarzwald 82,8 l/m².

Bayern: In Bayern fielen bei einer Mitteltemperatur von 19,6°C
(16,7°C) etwa 42 l/m² (101 l/m²). Am 27. meldete Kitzingen am Main
38,4°C. Damit wurde hier, wie auch in mehreren anderen Orten, neue
Hitzerekorde für den Juli aufgestellt. In Vilsbiburg bei Landshut
fielen vom 1. bis zum 29. nur 1,6 l/m². Bayern war mit rund 310
Stunden (221 Stunden) das sonnigste Bundesland. In Mühldorf am Inn
schien die Sonne mit rund 340 Stunden bundesweit am längsten. Viele
Stationen meldeten neue Spitzenwerte.

* Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten drei Tage des Monats verwendeten
Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss standen nicht alle
Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

© DWD 1996-2013
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/830: Projekte zur Verringerung des Energieverbrauchs von Supercomputern (idw)




Bayerische Akademie der Wissenschaften - 30.07.2013



Neue Forschungsprojekte zur Verringerung des Energieverbrauchs von Supercomputern am LRZ







Das Leibniz-Rechenzentrum (LRZ) der Bayerischen Akademie der Wissenschaften konnte in den letzten Wochen Mittel des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) in Höhe von fast einer Million Euro für Projekte einwerben, die eine der größten Herausforderungen des Höchstleistungsrechnens lösen sollen: die Begrenzung des Energieverbrauchs zukünftiger Superrechner.



Schon heute stellt der Energieverbrauch für den Betrieb und die Kühlung der Systeme eine große Herausforderung für die Betreiber von Höchstleistungsrechenzentren dar. Das LRZ beschritt mit den warmwassergekühlten Rechnern SuperMUC und CooLMUC gemeinsam mit den Herstellern Neuland. Die Erfahrungen und die Expertise des LRZ werden jetzt in die beiden vom BMBF geförderten Projekte "FEPA" und "SIMOPEK" eingebracht.



Das BMBF fördert in beiden Projekten insgesamt vier Projektstellen für wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die Fördersumme beträgt allein für das LRZ in den nächsten drei Jahren hierfür 775.000 Euro. Diese Förderung zeigt deutlich die Expertise des LRZ im Bereich "Energieeffizientes Supercomputing", die mittlerweile nicht nur national, sondern auch international Anerkennung findet.



An den jeweiligen Projektkonsortien sind neben dem LRZ auch das Regionale Rechenzentrum der Universität Erlangen, das Fraunhofer Institut für Algorithmen und Wissenschaftliches Rechnen sowie die Firmen IBM, NEC und SorTech beteiligt.





Projekt SIMOPEK



Die Reduzierung des Energieverbrauchs von Rechenzentren ist heute schon ein wichtiges Thema, das mit der nächsten Supercomputer-Generation (Exascale Computing) kritisch für die Wirtschaftlichkeit wird. Das Hauptziel des Vorhabens "Simulation und Optimierung des Energiekreislaufs von Rechenzentrums-Klimatisierungsnetzen unter Berücksichtigung von Supercomputer-Betriebsszenarien" (SIMOPEK) ist die Optimierung der Energieeffizienz von Höchstleistungsrechenzentren. Dies soll durch die Entwicklung von Methoden und Software zur Modellierung und Simulation der Energiekreisläufe unter Einbeziehung des dynamischen Systemverhaltens erfolgen. Auch neue technische Komponenten und Konzepte zur Wiederverwertung der erzeugten Abwärme werden dabei exemplarisch für unterschiedliche Technologien berücksichtigt.



Für das Projekt werden die beiden Höchstleistungsrechner SuperMUC und CooLMUC am LRZ untersucht. Diese werden mit "High Temperature Liquid Cooling" (HTLC), also mit Warmwasserkühlung, betrieben. Der entsprechende Energiekreislauf wird im Detail untersucht und optimiert. Im Projekt wird so zum ersten Mal ein Rechenzentrum als Ganzes betrachtet, nämlich als Einheit aus seiner Infrastruktur, externen Einflussfaktoren, Rechenzentrumszielen, Betriebsszenarien und Rechnerverhalten. Einsparungen in Höhe von mehreren Millionen Euro über Fünfjahreszeiträume (Rechnerlebenszeit) scheinen in der Praxis möglich.



Das SIMOPEK-Team besteht aus innovativen Kompetenzzentren von Wissenschaft und Industrie, namentlich: LRZ, Fraunhofer Institut für Algorithmen und Wissenschaftliches Rechnen (SCAI), IBM Deutschland GmbH, und SorTech AG. Assoziierte Partner sind die Johnson Controls System & Service GmbH, die E.W. Gohl GmbH und das Gauss Centre for Supercomputing (GCS). Im Anschluss an das Projekt sollen Weiterentwicklungen von SIMOPEK auch für die Planung neuer Rechenzentren eingesetzt werden, wobei insbesondere variables Lastverhalten, verschiedene Kühlungstechnologien und innovative Konzepte zur Abwärmenutzung berücksichtigt werden können. Eine Ausweitung auf weitere Anwendungen im Energiemanagement ist ebenfalls geplant.





Projekt FEPA



Während sich das Projekt SIMOPEK auf die Rechner und das Gebäude konzentriert, liegt der Fokus des Projekts FEPA auf den Anwendungen, die auf den Rechnern laufen. Bei FEPA geht es um ein "Flexibles Framework zur Energie- und Performanceanalyse hochparalleler Applikationen im Rechenzentrum". Gemeinsam mit dem Regionalen Rechenzentrum Erlangen (RRZE) und dem Industriepartner NEC Deutschland GmbH wird bei dem Projekt eine Monitoringsoftware zur systematischen Effizienzanalyse der Anwendungen in Abhängigkeit vom verwendeten Rechnersystem entwickelt. Neben der gezielten Optimierung von Performance und Energieverbrauch kritischer Applikationen sollen Erkenntnisse gewonnen werden, die eine Senkung des Energieverbrauchs durch angepasste Ausführungsmodalitäten (Frequenzanpassung, Nutzung weniger Cores/Sockel, etc.) bei vertretbaren Laufzeitzugeständnissen ermöglichen. Am LRZ wird im Rahmen des Projektes FEPA u.a. das bereits jetzt im Betrieb eingesetzte Monitoring-Tool "PerSyst" weiterentwickelt. "PerSyst" wurde während des BMBF-Projektes ISAR entwickelt, das 2011 erfolgreich abgeschlossen wurde.



Beide Projekte, SIMOPEK und FEPA, haben eine Laufzeit von drei Jahren



"Das LRZ bringt seine umfangreichen Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet der Energieeffizienz im Höchstleistungsrechnen in die beiden Projekte FEPA und SIMOPEK ein. Weltweit gehört das LRZ zu den ersten und führenden Rechenzentren, die sich der großen Herausforderung stellen, die Rechenleistung zukünftiger Supercomputer auch weiterhin exponentiell zu steigern und dabei den Energiebedarf nur moderat zu erhöhen und deshalb finanzierbar zu halten. Mit allen Projektpartnern verbindet uns eine langjährige, erfolgreiche Zusammenarbeit. Wir sind sicher, gemeinsam einen wesentlichen Schritt zu energieeffizientem Supercomputing im zukünftigen Exaflops-Bereich zu gehen", so Prof. Dr. Arndt Bode, Direktor des LRZ.





Das Leibniz-Rechenzentrum (LRZ) der Bayerischen Akademie der Wissenschaften auf dem Forschungscampus in Garching ist der Dienstleister auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung für die Münchner Hochschulen. Es stellt mit dem Münchner Wissenschaftsnetz (MWN) eine leistungsfähige Kommunikationsinfrastruktur für die Wissenschaften bereit und betreibt umfangreiche Datensicherungssysteme (Archivierung und Backup). Darüber hinaus ist das LRZ nationales Supercomputing Centre und Teil des Gauss Centre for Supercomputing, das von den drei nationalen Höchstleistungsrechenzentren (Garching, Jülich, Stuttgart) gebildet wird.



Weitere Informationen unter:


http://www.lrz.de



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution349



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Bayerische Akademie der Wissenschaften, Dr. Ellen Latzin, 30.07.2013
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POLITIK/525: Forderungen der BAG SELBSTHILFE zur Bundestagswahl 2013 (Selbsthilfe)




Selbsthilfe - 2/2013



Bundestagswahl 2013


BAG SELBSTHILFE übergibt Fragenkatalog und Forderungen der Selbsthilfe an die Parteien



Von Burga Torges







Die BAG SELBSTHILFE hat auf Basis der Hinweise, Stellungnahmen und Politionierungen der Mitgliedsverbände einen Forderungskatalog zur Bundestagswahl 2013 erstellt und den Parteien im Deutschen Bundestag übergeben. Zudem wurden den politischen Parteien Fragen in schriftlicher Form gestellt und um Stellungnahme gebeten, wie sie im Falle einer Regierungsbildung die einzelnen Forderungen der Selbsthilfe umzusetzen gedenken. In dieser Ausgabe finden Sie eine Kurzform der Forderungen. Die Langfassung der Forderungen sowie die Antworten der behindertenpolitischen SprecherInnen der Parteien werde wir auf dem Internetauftritt der BAG SELBSTHILFE www.bag-selbsthilfe.de veröffentlichen, sobald sie der Redaktion vorliegen.





FORDERUNGEN DER BAG SELBSTHILFE ZUR BUNDESTAGSWAHL 2013


Teilhabe von Menschen mit Behinderungen



Aus Sicht der betroffenen Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung hat sich seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) von Deutschland vor vier Jahren nur wenig verbessert. Dabei handelt es sich hierbei nicht um verhandelbares Recht, sondern um fundamentale und damit auch nicht einschränkbare Rechte der betroffenen Menschen. Vor diesem Hintergrund erhebt die BAG SELBSTHILFE mit Blick auf die kommende Bundestagswahl folgende Schwerpunktforderungen zur Umsetzung der UN-BRK in den Handlungsfeldern Bildung, Arbeit, Barrierefreiheit, Pflege und Assistenz sowie Gesundheitspolitik und Selbsthilfeförderung:



• Bildung


Die BAG SELBSTHILFE fordert die künftige Bundesregierung auf, das Recht auf inklusive Bildung zu verwirklichen. Auch wenn Bildungspolitik vorrangig Sache der Länder ist, kann der Bund durch Setzung entsprechender Rahmenbedingungen eine Grundlage dafür schaffen, dass bundesweit einheitlich höchste Standards im Bildungssektor geschaffen werden, die Menschen mit Behinderung eine umfassende Teilhabe an allen Bildungsbereichen, von der Kindertagesstätte bis hin zum Hochschulabschluss, ermöglichen.


Die BAG SELBSTHILFE fordert die künftige Bundesregierung auf, dafür Sorge zu tragen, dass der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung anerkannt sowie Gesetzes- und Ressourcenvorbehalte gestrichen werden.



• Arbeit


Schwerbehinderte Menschen - insbesondere Ältere - sind nahezu doppelt so häufig arbeitslos wie Menschen ohne Behinderung. Fast zwei Drittel von ihnen sind langzeitarbeitslos und beziehen dauerhaft Leistungen nach dem SGB II bzw. dem SGB XII. 280.000 zumeist überdurchschnittlich qualifizierte Menschen sind derzeit in Werkstätten für Menschen mit Behinderung beschäftigt, zum Teil weil es an Wahlmöglichkeiten fehlt. Die BAG SELBSTHILFE hält es vor diesem Hintergrund für notwendig, durch gesetzgeberische Maßnahmen eine arbeitsmarktpolitische Lenkung vorzunehmen: So ist die Ausgleichsabgabe für diejenigen Arbeitgeber, die ihrer Beschäftigungspflicht nicht oder nur unzureichend mit einer Quote von unter 1 Prozent nachkommen, deutlich zu erhöhen, um tatsächlich die Wirkung eines Ausgleichs (im Sinne eines Ersatzes) zu erzielen.


Zudem wird gefordert, die Übergänge von der Werkstatt für Menschen mit Behinderung auf den ersten Arbeitsmarkt deutlich zu erleichtern.



• Pflege und Assistenz


Bekanntlich stehen Politik und Gesellschaft angesichts des demographischen Wandels vor großen Herausforderungen im Bereich der Pflege. Dennoch scheint die Politik die Ernsthaftigkeit der Lage und die Notwendigkeit, grundlegende Maßnahmen zu ergreifen, immer noch nicht erkannt zu haben. So ist bereits seit langem bekannt, dass Defizite bei der Versorgung pflegebedürftiger Menschen oft auf den zu engen Begriff der Pflegebedürftigkeit zurückzuführen sind. Die Diskussion über eine Neudefinition zieht sich allerdings nunmehr seit 2006 hin. Die BAG SELBSTHILFE fordert die künftige Bundesregierung auf, umgehend einen neuen, umfassenden und teilhabeorientierten Pflegebedürftigkeitsbegriff einzuführen, ohne dass es dabei gleichzeitig zu Einschränkungen im Bereich der Eingliederungshilfe kommt.



• Barrierefreiheit


Die BAG SELBSTHILFE fordert, eine gesetzliche Verpflichtung für öffentliche und private Rechtsträger aller Art zu begründen, bei ihren der Öffentlichkeit offenstehenden Einrichtungen und/oder angebotenen Diensten sämtliche Aspekte einer umfassenden Barrierefreiheit zu berücksichtigen. Alle Fördermaßnahmen und Zuwendungen der öffentlichen Hand müssen künftig an das Kriterium der Barrierefreiheit gebunden werden. Ebenso ist die Sicherstellung von umfassender Barrierefreiheit als verbindliches Kriterium im Vergaberecht und in allen Zulassungsverfahren zu verankern. Darüber hinaus fordert die BAG SELBSTHILFE spezielle Investitionsprogramme zur Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Wohnen und Öffentlicher Personenverkehr.



• Gesundheitspolitik


Nach Artikel 25 BRK haben Menschen mit Behinderungen einen Anspruch auf eine unentgeltliche oder erschwingliche Gesundheitsversorgung in derselben Bandbreite, von derselben Qualität und auf demselben Standard wie andere Menschen. Tatsächlich ist das deutsche Gesundheitssystem jedoch nach wie vor geprägt von Benachteiligungen und besonderen Härten für Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Fehlende barrierefreie Zugänge stellen ein weiteres Problem dar. Die BAG SELBSTHIFLE fordert die künftige Regierung auf, einen allgemeinen Leistungskatalog für alle Versicherten in den gesetzlichen Krankenversicherungen zu initiieren und darüber hinaus Gesetze zu schaffen, die Transparenz für den Patienten bei der Nutzenbewertung von Arzneimitteln, Heil- und Hilfsmitteln, sowie ärztlichen Leistungen schaffen. Damit Arztpraxen und Krankenhäuser endlich barrierefrei werden, könnten die im Rahmen des Versorgungsstrukturgesetzes geschaffenen Strukturfonds dazu genutzt werden, Hilfen für den Ausbau von barrierefreien Praxen in unterversorgten Gebieten zu gewähren. Den Krankenkassen müsste auferlegt werden, bei Strukturverträgen die Vorhaltung einer barrierefreien Arzt- oder Heilmittelpraxis oder eines Geschäftsraumes eines Hilfserbringers zur Voraussetzung zu machen. Ferner könnte die Frage einer Zulassung sowohl eines Arztes als auch eines Hilfs- oder Heilmittelerbringers an die Forderung einer barrierefreien Ausgestaltung der Praxen geknüpft werden.



• Selbsthilfeförderung


Die Förderung der Selbsthilfe darf nicht auf eine kurzfristige und kleinteilige Projektförderung beschränkt sein. Es bedarf eines umfassenden verlässlichen Förderprogramms, das der Aufrechterhaltung und strukturellen Weiterentwicklung der Beratungs- und Unterstützungsangebote der Selbsthilfe und der Umsetzung der Patientenbeteiligung nachhaltig dient. Die Selbsthilfe muss insbesondere in die Lage versetzt werden, ihre fachliche Kompetenz auf Augenhöhe mit den Selbstverwaltungspartnern wahrzunehmen. Die BAG SELBSTHILFE fordert die zukünftige Bundesregierung auf, die Fördertitel des Bundeshaushalts zur Förderung der gesundheitsbezogenen Selbsthilfe aufzustocken. Auch Bund und Länder müssen die Selbsthilfe in größerem Umfang unterstützen. Die BAG SELBSTHILFE fordert die Sicherstellung eines transparenten, verlässlichen und unbürokratischen Förderverfahrens nach Paragraph 20 c SGB V durch die gesetzlichen Krankenkassen.



*



Quelle:


Selbsthilfe 2/2013, S. 8-9


Zeitschrift der BAG SELBSTHILFE e.V.


Herausgeber: Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe


von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen e.V.


BAG SELBSTHILFE


Kirchfeldstr. 149, 40215 Düsseldorf


Telefon: 0211/3 10 06-0, Fax: 0211/3 10 06-48


E-Mail: info@bag-selbsthilfe.de


Internet: www.bag-selbsthilfe.de


 


Die "Selbsthilfe" erscheint mit 4 Ausgaben pro Jahr.


Jahresbezugspreis:


Inland: 18,00 Euro zzgl. Porto und Versand


Ausland: 22,00 Euro zzgl. Porto und Versand


Einzelpreis: 5,00 Euro.
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AGRAR/180: Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung höher als erwartet




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30. Juli 2013



Antibiotikaeinsatz in der Tierhaltung höher als erwartet







Zu den heute vom Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) veröffentlichten Daten zur Antibiotikaabgabe in der Tiermedizin 2011 erklärt Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:



Die erstmals vom BVL offiziell vorgelegten Zahlen zu den in der Tierhaltung eingesetzten Antibiotikamengen bestätigen, dass das Problem deutlich größer ist, als erwartet. Mit 1.706 Tonnen lag der tatsächliche Antibiotikaverbrauch doppelt so hoch, wie von der Bundesregierung angenommen. Doch auch nach der Veröffentlichung des BVL wissen wir nicht, welche Tierärzte Antibiotika sorglos verschreiben und auf welchen Betrieben sie eingesetzt werden. Sogenannte Autobahntierärzte, die bundesweit Antibiotika vertreiben, oft ohne die Tiere gesehen zu haben, sind vermutlich für große Mengen verantwortlich. Die Dokumentation nach den ersten beiden Postleitzahlen bringt hier keine Lösung. Die Bundesregierung hat verpasst, mit der Novelle des Arzneimittelgesetzes brauchbare Rahmenbedingungen für die Einschränkung der Antibiotikagaben zu schaffen.



Bedenklich ist auch der Einsatz von über 13 Tonnen für den Menschen bedeutsamen Wirkstoffen, wie Fluorchinolone und Cephalosporine der dritten und vierten Generation, die schon in sehr geringen Dosen wirken. Sollten diese Stoffe durch Resistenzen unwirksam werden, verlieren wir wichtige Errungenschaften der Humanmedizin.



Neben einem funktionierenden System zur Erfassung und Überwachung von Antibiotika in der Tierhaltung brauchen wir dringend eine Änderung der Haltungsbedingungen. Riesige Ställe mit einer halben Million Hühner auf engstem Raum sind Brutherde für Erkrankungen. Die Einzeltierbehandlung in solchen Ställen ist schlicht nicht möglich.



Wir setzen uns ein für eine tiergerechte Haltung und vernünftige Stallgrößen. Nur so werden wir die Antibiotikagaben auf ein Minimum beschränken können.



Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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SICHERHEIT/792: Untersuchungsausschuss Euro Hawk - Minister Überflüssig




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30. Juli 2013



Untersuchungsausschuss Euro Hawk: Minister Überflüssig







Zu den Ergebnissen der Befragung der Staatssekretäre Beemelmans und Wolf im Untersuchungsausschuss Euro Hawk erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Sicherheitspolitik und Obmann im Untersuchungsausschuss:



Der Rüstungsstaatsekretär Stéphane Beemelmans hat heute versucht, die Schuld am Millionendesaster Euro Hawk auf sich zu nehmen und den Minister zu entlasten. Diese Strategie aber geht nicht auf: Entweder ist der Staatssekretär de Maizières Bauernopfer. Oder der Minister hat so viele Verantwortlichkeiten auf Beemelmans abgeschoben, dass er sich selbst überflüssig gemacht hat. In beiden Fällen wird Thomas de Maizière seiner politischen Verantwortung nicht gerecht.



Mit seinem missglückten Bauernopfer hat Beemelmans zudem mehr Fragen aufgeworfen als gelöst. Von welchem Problembewusstsein, von welcher Verantwortungskultur zeugt es, wenn der Minister zwar über "lösbare", nicht aber über "unlösbare" Probleme unterrichtet wird? Wie kann es sein, dass der Minister zwar über grundsätzliche Probleme bei der Zulassung unbemannter Fluggeräte unterrichtet war, bei einem konkreten, millionenschweren Projekt aber nicht weiter nachgefragt hat? Und warum schließlich hat er trotz der Kenntnis dieser Probleme das drohnengestützte NATO-Projekt AGS vorangetrieben, für das Deutschland auch rund eine halbe Milliarde Euro zugesagt hat?



Der andere Staatssekretär, Rüdiger Wolf, hat den Aussagen seines Kollegen an relevanten Stellen widersprochen. Dies betrifft die Frage, welche Fehler es gegeben hat, warum das Projekt überhaupt gestoppt wurde und wie der konkrete Zeitpunkt des Stopps zustandekam.



Unsere Liste der Fragen an de Maizière wird damit immer länger. Für den Verteidigungsminister wird es kaum mehr möglich sein, das Versprechen der Bundeskanzlerin zu erfüllen, er werde alle Fragen beantworten.



Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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WIRTSCHAFT/2417: Hamburger Hafen - Prognosen sind schwierig, vor allem wenn sie die Zukunft betreffen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30. Juli 2013



Hamburger Hafen: Prognosen sind schwierig, vor allem wenn sie die Zukunft betreffen







Zur Zukunft des Hamburger Hafens erklärt Dr. Valerie Wilms, Berichterstatterin für maritime Politik:



Die jetzt vorab durch die Bundesregierung veröffentlichten prognostizierten Werte von 16,3 Millionen Containern (TEU) Umschlag im Jahr 2030 erscheinen eher realistisch als die durch den Hamburger Senat berechneten 25,3 Millionen TEU. Obwohl nicht klar ist, wie sich die Weltwirtschaft oder die weltweite Arbeitsteilung entwickeln werden, hält Bundesregierung an Prognosen fest, die später womöglich weiter nach unten korrigiert werden müssen.



Dadurch besteht das Risiko, dass über Bedarf Hafenanlagen gebaut und Umwelteingriffe wie Flussvertiefungen vorgenommen werden. Realistischerweise müsste deutlich vorsichtiger als bisher in die Zukunft geblickt werden. Zielführend wäre eine besser organisierte Zusammenarbeit der drei großen deutschen Containerhäfen im Sinne einer echten Hafenkooperation.



Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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SOZIALES/1571: Neuer Teilhabebericht setzt wichtige Akzente für die Behindertenpolitik




Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Juli 2013



Neuer Teilhabebericht setzt wichtige Akzente für die Behindertenpolitik



Wendepunkt in der Berichterstattung über die Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen







Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch den neuen Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen beschlossen. Dazu erklärt die Beauftragte für Menschen mit Behinderungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Maria Michalk:



"Der neue Teilhabebericht der Bundesregierung stellt einen Wendepunkt in der Berichterstattung über die Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen dar. Anders als alle vorangegangenen Berichte legt er offen, in welchen Lebensbereichen Menschen mit Behinderungen aktive Teilhabe erfahren und in welchen nicht. Es wird deutlich, welche Faktoren ihre gleichberechtigte Teilhabe verhindern bzw. sie begünstigen.



Der Teilhabebericht bestätigt, dass die Betroffenen den bestehenden gesetzlichen Nachteilsausgleich als wirksam empfinden. Wer seine Behinderung bzw. Schwerbehinderung anerkennen lässt, hat nachweislich bessere Teilhabechancen als derjenige, der seine Behinderung verschweigt und keine Förderinstrumente beansprucht. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass sich vor allem Menschen mit Behinderung, die keinen Schul- oder Berufsabschluss haben und ohne anerkannten Behindertenstatus sind, besonders stark von der Gesellschaft abgehängt fühlen und es tatsächlich auch sind.



Es ist gut, dass inzwischen über eine Million Menschen mit Behinderungen erwerbstätig sind. Damit ist der höchste Beschäftigungsstand seit 2005 erreicht. Allerdings sind viele von ihnen im Vergleich zu Menschen ohne Behinderung öfter in Teilzeit angestellt, verdienen weniger und arbeiten häufiger unterhalb ihrer Qualifikation. Sie haben zudem längere Phasen der Erwerbslosigkeit zu überbrücken. Deshalb sind weiterhin staatliche Förderprogramme notwendig. Auch Unternehmen müssen sich noch stärker mit der Einstellung von Menschen mit Behinderung befassen. Es bleibt eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die tatsächliche Teilhabe in allen Lebensbereichen zu erreichen."





Hintergrund:



Der Teilhabebericht über die Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen erscheint einmal in der Legislaturperiode und wird vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales erstellt. Dieses Mal wurde er neu konzipiert, wofür die Universität Bielefeld mit einer Vorstudie die Grundlagen gelegt hat. Darauf aufbauend hat die Prognos AG innerhalb von zwei Jahren die Daten für den Teilhabebericht zusammengetragen. Begleitet und unterstützt wurden die Wissenschaftler von einem interdisziplinär besetzten wissenschaftlichen Beirat. Dieser hat die wesentlichen Erkenntnisse des Berichts kommentiert und eine Einschätzung der Lebenslagen geliefert. In dem neunköpfigen Gremium haben drei vom Deutschen Behindertenrat benannte Wissenschaftler mitgearbeitet.



Der über 450 Seiten umfassende Bericht befasst sich mit den Teilhabefeldern Familie und soziales Netz, Bildung und Ausbildung, Erwerbsarbeit und Einkommen, alltägliche Lebensführung, Gesundheit, Freizeit, Kultur und Sport, Sicherheit und Schutz vor Gewalt sowie Politik und Öffentlichkeit. Besondere Schwerpunktthemen sind die Situation von älteren Menschen mit Beeinträchtigungen und Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen.



Weiterführende Links:


http://www.bmas.de/DE/Themen/Teilhabe-behinderter-Menschen/Meldungen/teilhabebericht-2013.html


- Neuer Teilhabebericht der Bundesregierung
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SOZIALES/1570: Langfristige Arbeitsverhältnisse für Menschen mit Behinderungen angestrebt




Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Juli 2013



Langfristige Arbeitsverhältnisse für Menschen mit Behinderungen angestrebt



Änderung im Vergaberecht







Das Bundeskabinett hat am heutigen Mittwoch eine Änderung der Vergabeverordnung beschlossen. Dazu erklärt die Beauftragte für Menschen mit Behinderungen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Maria Michalk:



"Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss hat die Bundesregierung einen entscheidenden Schritt getan, um das Vergabeverfahren speziell für soziale Dienstleistungen zu optimieren. Dies hat die christlich-liberale Koalition mit ihrem Antrag 'Mehr Berücksichtigung von Qualität bei der Vergabe von Dienstleistungen' 2012 angestoßen. Sobald die neue Verordnung in Kraft tritt, werden vor allem erfahrene Anbieter von Maßnahmen speziell für arbeitsuchende Menschen mit Behinderungen davon profitieren. Ihre Fachkenntnisse in der Beratung, Ausbildung, Vermittlung und Begleitung von Menschen aus dieser Zielgruppe sollen künftig ein stärkeres Wettbewerbselement im Ausschreibungsverfahren sein. CDU und CSU ist es wichtig, dass die Qualität der Maßnahmen stärker gewichtet wird und nicht der Preis das Hauptgewicht hat. Das garantiert mehr langfristige Arbeitsverhältnisse zwischen Betrieben und Menschen mit Behinderungen.



Parallel findet auf europäischer Ebene die Beratung zur EU-Novelle statt. Die neue europäische Vergaberichtlinie soll unter anderem auch die sozialen Dienstleistungen differenzierter regeln."



*



Quelle:


CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag


Platz der Republik 1, 11011 Berlin


Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115


E-Mail: fraktion@cducsu.de


Internet: www.cducsu.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2013



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →PARLAMENT → DIE LINKE





ARBEIT/1324: Keine Erholung am Arbeitsmarkt




DIE LINKE - Presseerklärung vom 31. Juli 2013



Keine Erholung am Arbeitsmarkt







Zur Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt im Monat Juli erklärt der Bundesgeschäftsführer der LINKEN, Matthias Höhn:



Gutes Wetter, Ferienzeit: Hauptsaison für niedrigbezahlte Arbeitskräfte in der Tourismusbranche. Befristet und verliehen zu Minilöhnen, ohne Aussicht auf eine reguläre, sozialversicherungspflichtige Arbeit mit Perspektive. Auch im Rest des Jahres ist dies millionenfaches Schicksal - gleich nach Litauen hat Deutschland den größten Niedriglohnsektor in Europa, wie eine Studie der vergangenen Woche belegt.



Und auch sonst gibt es keine Erholung am Arbeitsmarkt, im Gegenteil: Trotz Saison stieg die Arbeitslosigkeit offiziell auf 2,914 Millionen. Ohne statistische Spielereien liegt die tatsächliche Arbeitslosigkeit sogar bei 3,766 Millionen, wie DIE LINKE auch in diesem Monat nachgerechnet hat.



Steigende Arbeitslosigkeit und ein stetig weiter wachsender Niedriglohnsektor zwängen eigentlich zum Handeln. Eigentlich. Aber weder die unverändert hohe Arbeitslosigkeit noch das beschämende Zeugnis des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), das die Studie zum Niedriglohn vorlegte, wecken die Regierung auf.



Statt arbeitsmarktpolitischem Tiefschlaf sind gesetzliche Regelungen zu Verhinderung von Lohndumping nötig ebenso wie die Gleichstellung von Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern mit der Stammbelegschaft. Ein gesetzlicher Mindestlohn von 10 Euro, wie von der LINKEN gefordert, würde neben einer besseren Entlohnung für geleistete Arbeit auch die Binnenkonjunktur ankurbeln und so neue existenzsichernde Arbeitsplätze schaffen.



Berlin, 31. Juli 2013
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RECHT/429: Free Bradley Manning!




DIE LINKE - Presseerklärung vom 31. Juli 2013



Free Bradley Manning!







Zum Urteil gegen den "Whistleblower" Bradley Manning erklärt der Bundesgeschäftsführer der LINKEN, Matthias Höhn:



Vom schwerwiegendsten Anklagepunkt "Hilfe für den Feind" ist Bradley Manning freigesprochen worden - einen kurzen Moment mag man sich darüber freuen.



Für die 20 Schuldsprüche jedoch wird Bradley Manning trotzdem viele Jahre im Gefängnis verbringen müssen. Doch wofür? Dafür, dass er beeindruckenden Mut bewiesen hat! Das ist absurd.



Die Wahrheit zu sagen, sie öffentlich zu machen und dabei die völkerrechtswidrige Kriegsführung anzuprangern darf doch nicht im Ernst eine Straftat sein. Es ist die Tat eines modernen Helden. Sein Handeln sollte Vorbild sein, beispielgebend - auch für die Regierungen dieser Welt.



Berlin, 31. Juli 2013
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RECHT/428: Freiheit für Bradley Manning




Presseerklärung - die Linke im Bundestag vom 31. Juli 2013



Karin Binder: Freiheit für Bradley Manning







"Bradley Manning ist kein Verbrecher. Der Schuldspruch gegen den Whistleblower Bradley Manning widerspricht jeglichem demokratischen Verständnis. Bereits die Inhaftierung mit Erniedrigung und Folterung des ehemaligen US-Soldaten ist ein massiver Verstoß gegen die UN-Menschenrechtskonvention", erklärt Karin Binder, Bundestagsabgeordnete der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Schuldspruchs eines US-Militärgerichts in 19 von 21 Anklagepunkten gegen Bradley Manning. Binder weiter:



"Manning hatte der Enthüllungsplattform 'WikiLeaks' als 'Whistleblower' Videos und Dokumente zugespielt, auf denen u.a. jener Videomitschnitt des weltweit bekannt gewordenen US-Hubschrauberangriffs von 2007 auf Bagdad zu sehen ist. Bei dem Einsatz schoss die Besatzung gezielt auf Zivilisten und zwei Journalisten. Insgesamt zwölf Personen fielen dem Luftangriff zum Opfer. Er hat die erschreckende Brutalität des völkerrechtswidrigen Angriffskrieges gegen den Irak weltweit für viele Menschen sichtbar gemacht. In der Öffentlichkeit lösten besonders die Kommentare der Kampfhubschrauber-Piloten Empörung aus, die den Vorfall mit 'Sieh dir diese toten Bastarde an' kommentierte, während ihm ein anderer Funkteilnehmer zu den 'guten Schüssen' gratulierte.



Damit hätte Bradley Manning im Gegensatz zu US-Präsident Barack Obama den Friedensnobelpreis wirklich verdient. Ich fordere die deutsche Bundesregierung auf, umgehend bei der US-Regierung gegen die Verurteilung Mannings zu protestieren und sich für dessen Rehabilitierung und Haftentlassung einzusetzen."
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RECHT/427: Der Prozess gegen Inge Hannemann ist ein Politikum




DIE LINKE - Presseerklärung vom 30. Juli 2013



Der Prozess gegen Inge Hannemann ist ein Politikum







Heute wurde am Hamburger Arbeitsgericht die Freistellung von Inge Hannemann, Mitarbeiterin des Jobcenters Hamburg, verhandelt. Inge Hannemann wurde dadurch bekannt, dass sie die Sanktionspraxis der Jobcenter offen kritisiert und sich klar für die Abschaffung der Hartz-IV-Sanktionen ausspricht. Dazu erklärt die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping, die beim Prozess in Hamburg anwesend war:



Im vergangenen Jahr wurden 1.025 000 Sanktionen gegen Hartz-IV-Beziehende verhängt. Das ist trauriger Rekord. Weit mehr als Zweidrittel aller Sanktionen - 69 Prozent- gehen auf Meldeversäumnisse zurück. Sanktionen meint, dass das ohnehin zu niedrige Arbeitslosengeld II gekürzt wird. Für die Betroffenen bedeutet das existenzielle Not, befördert Existenzangst.



Inge Hannemann ist eine mutige Frau, eine Rebellin gegen Sanktionen des Hartz-IV-Systems. Dafür soll sie nun selbst sanktioniert werden. Inge Hannemann bekam sowohl vor dem Gerichtsgebäude als auch im Verhandlungssaal enorme Solidarität von bundesweit angereisten Unterstützern.



Wer glaubt der Fall Hannemann sei ein rein arbeitsrechtliches Verfahren, der irrt. Verhandelt wird nicht nur ein Arbeitsrechtsprozess, öffentlich diskutiert wird hier auch das Sanktionssystem gegen Erwerbslose und insofern wird dieses Verfahren mehr und mehr zu einem Politikum.



Hamburg, 30.07.2013
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SICHERHEIT/1432: Zwei gute Kumpel schützen sich gegenseitig in der "Euro Hawk"-Affäre




Presseerklärung - die Linke im Bundestag vom 30. Juli 2013



Jan van Aken: Zwei gute Kumpel schützen sich gegenseitig in der "Euro Hawk"-Affäre







"De Maiziere und sein Staatsekretär Beemelmans sind zwei alte Kumpel, die sich jetzt nicht im Stich lassen. Im Ausschuss nahm der Staatsekretär alle Schuld auf sich, entlassen wird er aber nicht. Da schützen zwei alte Kumpel sich gegenseitig - das wäre in einem Fußballverein ja völlig in Ordnung, aber nicht an der Spitze eines Ministeriums. Nicht, wenn es um das millionenweise Verschleudern von Steuergeldern geht", so Jan van Aken, außenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der heutigen Sitzung des Untersuchungsausschusses zur "Euro Hawk"-Affäre. Van Aken weiter:



"Staatssekretär Beemelmans sagte heute im Ausschuss, das 'Euro Hawk'-Projekt sei Anfang Mai sofort und komplett eingestellt worden, weil 'das Geld besser woanders ausgegeben werden könnte'. Dem kann ich nur zustimmen, das Geld wäre in der Bildung wirklich sehr viel besser aufgehoben als bei einer Spionagedrohne.



Der größte Fehler war es, das Projekt 'Euro Hawk' überhaupt zu starten. Dafür tragen SPD und CDU in der großen Koalition die Verantwortung. Der nächste Fehler war es, nicht schon 2009 oder 2011 das Projekt zu beenden, als die Probleme sichtbar wurden. Aber es jetzt, im Mai 2013, zu beenden, ist vollkommen unlogisch, denn jetzt hat die Bundeswehr gar nichts. Das Geld ist weg und der Rüstungsindustrie werden für das Nachfolgemodell noch mal über 1 Milliarde Euro hinterhergeworfen. Gut daran ist nur, dass weiterhin keine deutsche Langstreckendrohne unterwegs ist - aber das hätte man wirklich billiger, nämlich umsonst, haben können.



Es wurde heute im Ausschuss auch deutlich, dass das Verteidigungsministerium momentan fahrlässig mit den Daten umgeht, die bei den aktuell stattfindenden 'Euro Hawk'-Testflügen erfasst werden. Innerhalb der Bundeswehr werden diese Daten anscheinend gelöscht, aber niemand kümmert sich um die Frage, ob die US-amerikanische NSA, die die Verschlüsselungstechnik für den 'Euro Hawk' geliefert hat, diese Daten nicht doch abgreift und speichert. Der 'Euro Hawk' kann bei seinen Testflügen über Deutschland flächendeckend unter anderem Handy-Daten erfassen.



Der Staatsekretär bestätigte auch, dass der 'Euro Hawk' nicht nur von der Bundeswehr, sondern auch von anderen Ministerien eingesetzt werden sollte. Als eine Möglichkeit nannte er hier das Innenministerium."



*
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SOZIALES/2003: Kitas und Betreuungsgeld - Chaos kurz vorm Stichtag




Presseerklärung - die Linke im Bundestag vom 30. Juli 2013



Diana Golze: Kitas und Betreuungsgeld: Chaos kurz vorm Stichtag







"Bisweilen fragt man sich, ob Kristina Schröder verstanden hat, dass es vor allem ihr Versagen ist, wenn Kinder künftig trotz des Rechtsanspruchs keinen Kitaplatz haben. Reden und Handeln der Bundesfamilienministerin deuten jedenfalls nicht darauf hin, dass sie die Lage überblickt, geschweige denn sie im Griff hat", erklärt Diana Golze, kinder- und jugendpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Spitzenteam der LINKEN für die Bundestagswahl, mit Blick auf das Inkrafttreten des Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz für unter Dreijährige sowie des Betreuungsgelds. Golze weiter:



"Die Situation unmittelbar vor dem Stichtag 1. August ist chaotisch und widersprüchlich: Die Familienministerin fordert Eltern auf, einen Betreuungsplatz einzuklagen. In Hessen muss überprüft werden, ob die Landkreise oder die Kommunen für die Umsetzung des Rechtsanspruchs zuständig sind. Das schwarz-gelb regierte Bayern und das grün-rot geführte Baden-Württemberg hingegen schicken allen Eltern unterschriftsreife Betreuungsgeldanträge zu. Ein solch konfuses Bild hätte man sich in den schlimmsten Träumen nicht ausmalen können.



Familienpolitik darf keine Spielwiese für unfähige Politikerinnen und Politiker sein. DIE LINKE bleibt dabei: Das Betreuungsgeld muss abgeschafft und der Kitaausbau weiter forciert werden. Wir brauchen bundeseinheitliche Mindeststandards für Umfang und Qualität der Kinderbetreuung. Und anstelle von Betreuungsgeldanträgen sollten die Ämter besser Kitaplatzanträge an alle Eltern verschicken."
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BUNDESTAG/4006: Heute im Bundestag Nr. 406 - 31.07.2013




Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 406


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Mittwoch, 31. Juli 2013 Redaktionsschluss: 10:40 Uhr



1. Generalinspekteur Wieker fordert schnellen Ersatz für "Euro Hawk"


2. Im Bundestag notiert: Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme


3. Im Bundestag notiert: Flughafen Zürich


4. Im Bundestag notiert: Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland


5. Im Bundestag notiert: Konzessionsvergabe für Strom- und Gasnetze


6. Im Bundestag notiert: Umsetzung des Prostitutionsgesetzes


7. Im Bundestag notiert: Kinder- und Familienpolitik der Bundesregierung


8. Im Bundestag notiert: Forschungsprojekte zum Thema Linksextremismus






1. Generalinspekteur Wieker fordert schnellen Ersatz für "Euro Hawk"



Untersuchungsausschuss (Euro Hawk)



Berlin: (hib/AW) Generalinspekteur Volker Wieker sieht die Einsatz- und Bündnisfähigkeit der Bundeswehr durch den Abbruch des "Euro Hawk"-Projektes beeinträchtigt. Dies betonte der ranghöchste Soldat der deutschen Streitkräfte am Dienstag Abend vor dem "Euro Hawk"-Untersuchungsausschuss. Ein signalerfassendes Aufklärungssystem, das in Echtzeit arbeite und Daten übertrage, sei dringend nötig, um Luftabwehrwaffen wirkungsvoll bekämpfen zu können. Wieker betonte, dass "so schnell wie möglich" ein Ersatz für den "Euro Hawk" beschafft werden müsse. Seit der Ausmusterung der Aufklärungsflugzeuge "Breguet Atlantic" im Jahr 2010 habe die Bundeswehr hier eine "Fähigkeitslücke". Wieker bestätigte dem Ausschuss, dass ihm bis Ende dieses Jahres Vorschläge unterbreitet werden sollen, in welches bemannte oder unbemannte Flugzeug das deutsche Aufklärungssystem "Isis" integriert werden kann. Wieker bezeichnete diese Zeitplanung allerdings als "optimistisch". Die Fähigkeiten der unbemannten Drohne "Euro Hawk" seien hinsichtlich der Flughöhe von mindestens 15 Kilometern und einer 24-stündigen Flugdauer über dem Einsatzgebiet kaum zu ersetzten. Es müsse jetzt erst ein neues Anforderungsprofil für ein solches System erstellt werden. Deshalb könne er keine seriösen Angaben über die zu erwartenden Kosten machen, sagte Wieker. Auch einen realistischen Zeitrahmen, bis wann ein solches Aufklärungssystem zum Einsatz gebracht werden kann, wollte Wieker nicht benennen.



Der Generalinspekteur verteidigte zugleich die Entscheidung, den "Euro Hawk" nicht zu beschaffen. Dies sei angesichts der Zulassungsprobleme und der Kostenexplosion nicht zu verantworten gewesen. Zugleich stellte Wieker klar, dass er mit Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) vor der Entscheidung im Mai 2013 über die Nichtbeschaffung des "Euro Hawk" nicht über die Zulassungsproblematik gesprochen habe.



*


2. Im Bundestag notiert: Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme



Verkehr und Bau/Antwort



Berlin: (hib/MIK) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung plant für den Modellversuch "Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - neue Mobilität in Städten" eine zweite Evaluationsphase in den Jahren 2013 und 2014. Erst nach Fertigstellung dieser Untersuchung könne das gesamte Projekt abschließend beurteilt werden. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/14422) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/14345).



*


3. Im Bundestag notiert: Flughafen Zürich



Verkehr und Bau/Antwort



Berlin: (hib/MIK) Es kann derzeit in Deutschland kein Zeitplan für eine Ratifizierung des Staatsvertrags mit der Schweiz zum Flughafen Zürich aufgestellt werden. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (17/14418) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/14330). Ziel der Bundesregierung bleibe es, mit dem Staatsvertrag eine seit vielen Jahren bestehende bilaterale Streitfrage mit der Schweiz positiv und im Sinne der vorhandenen guten nachbarschaftlichen Beziehungen zu lösen, heißt es weiter.



*


4. Im Bundestag notiert: Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland



Verteidigung/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung wissen, inwieweit sie sich gegenüber der Regierung der Vereinigten Staaten und innerhalb der Nato für einen Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland eingesetzt hat. In ihrer Kleinen Anfrage (17/14369) weist sie darauf hin, dass dies im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP vereinbart worden sei. Zudem will die Linksfraktion erfahren, ob und welche Schritte die Regierung eingeleitet hat, um die von US-Präsident Barack Obama angekündigte Reduzierung taktischer Atomwaffen in Europa voranzubringen.



*


5. Im Bundestag notiert: Konzessionsvergabe für Strom- und Gasnetze



Wirtschaft und Technologie/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/MIK) Über die Entwicklung der Anzahl der Gerichtsverfahren bei der Konzessionsvergabe für Strom- und Gasnetze will sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (17/14438) informieren. Die Bundesregierung soll mitteilen, in wie vielen Kommunen die Konzessionen für Strom- und/oder Gasnetze ausgelaufen sind oder in den kommenden Jahren auslaufen werden. Weiter interessiert die Abgeordneten unter anderem, wie viele Verfahren gegenwärtig an deutschen Gerichten anhängig sind, welche Streitigkeiten bei der Neuvergabe von Konzessionen zum Gegenstand haben.



*


6. Im Bundestag notiert: Umsetzung des Prostitutionsgesetzes



Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die Umsetzung des Prostitutionsgesetzes aus dem Jahr 2002. In einer Kleinen Anfrage (17/14392) will sie unter anderem wissen, ob bei den Finanzämtern eine Berufskennziffer eingerichtet wurde, um festzustellen, welche Steuereinahmen von Bordellbetrieben und von selbständigen Prostituierten erzielt wurden. Zudem erkundigt sie sich danach, ob sich das Prostitutionsgesetz durch weitere Gesetzesänderungen im Gaststätten- und Gewerberecht und im Bau- und Baunutzungsrecht niedergeschlagen hat.



*


7. Im Bundestag notiert: Kinder- und Familienpolitik der Bundesregierung



Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt Auskunft über die Kinder- und Familienpolitik der Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage (17/14387) will sie von der Regierung unter anderem wissen, welche Schritte sie unternommen hat, um neben dem quantitativen auch den qualitativen Ausbau der Kinderbetreuung zu verbessern. Zudem erkundigt sie sich nach Maßnahmen zur Gleichstellung von eingetragenen Lebenspartnerschaften im Bereich des Steuer-, Adoptions- und Beamtenrechts, nach Maßnahmen zur Verbesserung des Elterngeldes und nach Initiativen zur Stärkung von Kinderrechten.



*


8. Im Bundestag notiert: Forschungsprojekte zum Thema Linksextremismus



Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über Forschungsprojekte zum Thema Linksextremismus, die vom Bundesfamilienministerium gefördert werden. In einer Kleinen Anfrage (17/14383) will sie unter anderem wissen, welche Gesamtkosten für die Förderung der Projekte "Demokratiegefährdende Potentiale des Linksextremismus in Deutschland" an der Freien Universität Berlin und "Zwischen Gesellschaftskritik und Militanz" an der Hochschule für Wirtschaft und Recht in Berlin anfallen werden. Zudem erkundigt sich die Fraktion nach konkreten Inhalten der Forschungsprojekte.



*
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BUNDESTAG/4005: Heute im Bundestag Nr. 405 - 31.07.2013




Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 405


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Mittwoch, 31. Juli 2013 Redaktionsschluss: 10:00 Uhr



1. Staatssekretär von hoher Kostenschätzung für Euro-Hawk überrascht






1. Staatssekretär von hoher Kostenschätzung für Euro-Hawk überrascht



Untersuchungsausschuss (Euro-Hawk)



Berlin: (hib/PK) Die "fehlende Beherrschbarkeit des Musterzulassungsprozesses" beim Euro-Hawk ist nach Aussage von Verteidigungs-Staatssekretär Rüdiger Wolf erstmals Anfang 2012 deutlich geworden. Im Februar 2012 sei er von der Schätzung "überrascht" worden, dass die die geplante Musterzulassung der Drohnen-"Serie nach deutschem Recht bis zu 600 Millionen Euro zusätzlich kosten könnte, sagte der für Haushaltsfragen zuständige Staatssekretär am Dienstagnachmittag als Zeuge im Hawk-Untersuchungsausschuss.



Wolf sprach mit Blick auf den Februar 2012 von einer "neuen Weichenstellung", weil es nach Einschätzung der Fachleute auch bei einem Einsatz von zusätzlich bis zu 600 Millionen Euro keine Garantie für eine Zulassung gegeben hätte. Wegen der offensichtlich "unlösbaren" Probleme mit der Musterzulassung habe er schließlich dafür plädiert, die Serie nicht zu beschaffen. Wolf fügte hinzu, die Risiken seien lange Zeit als beherrschbar angesehen worden. "Es gab Warnhinweise, aber nicht rot, sondern allenfalls gelb."



Mit dem Generalinspekteur sei dann erörtert worden, ob es sinnvoll wäre, den fertigen Prototypen des Euro-Hawk auf der Basis einer vorläufigen Verkehrszulassung weitere vier Jahre zu testen. Dies hätte pro Jahr und 52 Millionen Euro gekostet. Der General habe sich dagegen entschieden und er sei dieser Auffassung gefolgt, sagte Wolf, weil die Kosten-Nutzen-Relation nicht gestimmt habe.



Es sei dann die Weisung ergangen, bis Ende 2013 nach Alternativen für das Trägersystem zu suchen, wobei das von der Firma Cassidian entwickelte Signalaufklärungssystem ISIS weiter mit Priorität behandelt und genutzt werden solle. Laut Wolf ist noch nicht klar, auf welchen Träger es hinausläuft, ob bemannt oder unbemannt, denkbar wäre, dass aus Kostengründen auf eine bereits bestehende bemannte Plattform zurückgegriffen werde. Konkrete Überlegungen nannte er nicht. "Als Haushälter warte ich auf die Fakten." Er gehe aber davon aus, dass die freien Planmittel für das Ursprungsprojekt in Höhe von 675 Millionen Euro genutzt würden für ein alternatives Trägersystem, um die bestehende Fähigkeitslücke bei der Aufklärung zu schließen. Möglichkeiten für Umschichtungen im Haushalt sehe er nicht.



Wolf nahm seinen Ressortchef Thomas de Maizière (CDU) gegen Anschuldigungen in Schutz, dieser hätte früher von den schwer lösbaren Problemen beim Euro-Hawk wissen müssen. Der Minister werde immer dann einbezogen, wenn seine Entscheidung zwingend erforderlich sei, dies sei nicht in jeder Phase des Euro-Hawk-Projektes automatisch gegeben. Auf die Frage, ob er selbst Fehler gemacht habe, antwortete Wolf: "Ich erkenne keine Fehler." Er würde mit Blick auf die Entwicklung des Euro-Hawk auch nicht grundsätzlich von einem fehlerhaften Verfahren sprechen.



*



Quelle:


Heute im Bundestag Nr. 405 - 31. Juli 2013 - 10:00 Uhr


Herausgeber: Deutscher Bundestag


PuK 2 - Parlamentskorrespondenz


Platz der Republik 1, 11011 Berlin


Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191


E-Mail: mail@bundestag.de


Internet: www.bundestag.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2013



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →PARLAMENT → FAKTEN





BUNDESTAG/4004: Heute im Bundestag Nr. 404 - 30.07.2013




Deutscher Bundestag


hib - heute im bundestag Nr. 404


Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen



Dienstag, 30. Juli 2013 Redaktionsschluss: 15:10 Uhr



1. Staatssekretär Beemelmans übernimmt Verantwortung für mangelnde Information von Minister de Mazière


2. Bundesregierung begrüßt Untersuchungen zur Wirksamkeit von Komplementärmedizin


3. EUBAM soll Land-, Luft- und Seegrenzen Libyens sichern helfen


4. Fortschrittsbericht Afghanistan: Vorbereitungen für Präsidentschaftswahl haben begonnen


5. Im Bundestag notiert: Informationen über das Thema Hirntod


6. Im Bundestag notiert: Auflösung der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben


7. Im Bundestag notiert: Baustellenmelder






1. Staatssekretär Beemelmans übernimmt Verantwortung für mangelnde Information von Minister de Mazière



Untersuchungsausschuss (Euro Hawk)



Berlin: (hib/AW) Staatssekretär Stéphane Beemelmans hat die Verantwortung für Defizite bei der Information von Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) während des "Euro Hawk"-Rüstungsprogramms übernommen. "Die Verantwortung dafür trage ausschließlich ich", sagte Beemelmans am Dienstag vor dem "Euro Hawk"-Untersuchungsausschuss des Bundestages. Beemelmans bestätigte, dass er de Maizière erstmals am 13. Mai 2013 über "unlösbare Probleme" bei dem Projekt informiert habe. Die zu erwartenden Mehrkosten von rund 600 Millionen Euro für die angestrebte aber nicht sichere Musterzulassung des "Euro Hawk" hätten in keinem Verhältnis mehr gestanden. Auf dieser Grundlage sei dann entschieden worden, die Aufklärungsdrohnen nicht für die Bundeswehr zu beschaffen. Es sehe bezüglich der Informationen über den "Euro Hawk" auch im Rückblick keine "Holschuld" des Ministers. "Ich habe ihn so informiert, wie ich es für nötig hielt", sagte der Staatssekretär vor dem Ausschuss. Dies entspreche dem Prinzip, dass die Staatssekretäre ihren Bereich im Ministerium eigenverantwortlich leiten.



Beemelmans ist seit dem 16. März 2011 als Staatssekretär für den Bereich Rüstung zuständig. Er habe erst später zur Kenntnis nehmen müssen, dass sich der Minister nicht ausreichend über das "Euro Hawk"-Projekt informiert fühlte, gestand Beemelmans ein. De Maizière hatte Anfang Juni öffentlich beklagt, er sei durch sein Haus unzureichend eingebunden gewesen und hatte sich deshalb personelle Konsequenzen vorbehalten. Auf die Frage des SPD-Abgeordneten Rainer Arnold, ob er dem Minister deswegen seine Entlassung angeboten habe, wollte Beemelmans nicht antworten. Beemelmans gilt als enger Vertrauter von Minister de Maizière, mit dem er bereits seit 14 Jahren in verschiedenen Funktionen zusammenarbeitet: in der Sächsischen Landesregierung, im Bundeskanzleramt und im Innenministerium. Auf die Einlassung von Arnold, dass man nach so vielen Jahren der Zusammenarbeit doch eigentlich ein Gespür dafür haben müsse, wie und über was de Maizière informiert werden möchte, ging Beemelmans nicht ein. Er wiederholte lediglich, dass er den Minister gemäß seiner Dienstauffassung informiert habe. Dies gelte auch für die E-Mail, in der ihn der Abteilungsleiter Rüstung, Detlef Selhausen, am 19. Januar 2012 vor einer "dramatischen Kostenexplosion" im Zulassungsverfahren gewarnt habe. Diese Angaben seien zu diesem Zeitpunkt noch nicht abschließend geprüft gewesen. Nachdem diese Kosten abgeschätzt worden seien, seien zunächst alternative Zulassungsmöglichkeiten geprüft worden. Bis Ende 2012 sei man davon ausgegangen, die Probleme doch noch in den Griff zu bekommen. Es mache keinen Sinn, einen Minister über jedes Problem zu informieren, wenn noch nicht alle Lösungsmöglichkeiten ausgeschöpft seien, argumentierte Beemelmans.



Der Staatssekretär führte vor dem Ausschuss aus, dass das Projekt "Euro Hawk" von Anfang an mit erheblichen technischen, finanziellen und zulassungstechnischen Risiken belastet gewesen sei. Deswegen sei im Jahr 2007 zunächst ein Entwicklungsvertrag über die Lieferung eines Prototypen, eines sogenannten "Full Scale Demonstrator", sowie die Entwicklung und Integration des Aufklärungssystems "Isis" mit der "Euro Hawk"-GmbH abgeschlossen worden. Die amerikanische Firma Northrop Grumman habe hierfür einen unbemannten Flugkörper vom Typ "Global Hawk, Block 20" geliefert, in den die von der Firma EADS Cassidian entwickelte Aufklärungssensorik "Isis" integriert wurde. Erst im Erfolgsfall und nach Abschluss aller Tests und der Zulassung hätten vier weitere Aufklärungsdrohnen bestellt werden sollen.



Beemelmans erläuterte, dass bis Ende des Jahres nun die Integration des "Isis" in einen anderen bemannten oder unbemannten Flugkörper geprüft werde, um die "Fähigkeitslücke" der Bundeswehr im Bereich der luftgestützten Signalaufklärung zu schließen. Für ein solches System seien jene 675 Millionen Euro eingeplant, die durch die Beendigung des Rüstungsprojektes nicht ausgegeben worden seien. Beemelmans führte zudem aus, dass eine Beschaffung von vier Drohnen weitere Mehrkosten von rund einer Milliarde verursacht hätten. Das Trägersystem "Global Hawk, Block 20" werde in den USA zukünftig nicht mehr genutzt und Deutschland wäre dann weltweit der einzige Nutzer, für den Ersatzteile und Wartung bereitgestellt werden müssten. Auch dieser Umstand hätte zum Abbruch des Rüstungsvorhabens geführt.



Beemelmans bestätigte auf Fragen des Abgeordneten Jan van Aken, dass der USA-Nachrichtendienst NSA die Verschlüsselungstechnik für die Aufklärungssensorik "Isis" geliefert habe. Dies sei aber nicht als Widerspruch zu dem Ziel, ein Aufklärungssystem "nur für deutsche Augen" zu entwickeln, angesehen worden. Beemelmans wies zudem den Verdacht zurück, der Prototyp des "Euro Hawk" werde bei seinen noch verbleibenden Testflügen im September dieses Jahres bei der Erprobung von "Isis" den allgemeinen Mobilfunk abhören.



*


2. Bundesregierung begrüßt Untersuchungen zur Wirksamkeit von Komplementärmedizin



Bildung und Forschung/Antwort



Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung begrüßt alle Maßnahmen, die zu einer stärkeren Evidenzbasierung und Weiterentwicklung der Qualitätssicherung von alternativen Behandlungsmethoden beitragen. Wie es in ihrer Antwort (17/14377) auf eine Kleine Anfrage der SPD-Fraktion (17/14262) weiter heißt, würden Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit der Arzneimittel der besonderen Therapierichtungen unter Berücksichtigung der spezifischen Besonderheiten bewertet werden, soweit es um den Marktzugang von Arzneimitteln gehe.



Die Sozialdemokraten hatten in ihrer Kleinen Anfrage danach gefragt, in welchem Umfang die Anwendung komplementärmedizinischer Methoden in Deutschland stattfinde, in welche Richtung sich diese zukünftig entwickeln würden und ob bezüglich des Kenntnis- und Erfahrungsstandes zur Wirksamkeit der Komplementärmedizin Forschungsbedarf bestehe. Die Abgeordneten hatten zudem ins Feld geführt, dass derzeit davon ausgegangen werde, dass die Wirkung zahlreicher Methoden und Konzepte der Komplementärmedizin in erster Linie auf Placeboeffekten beruhe und deshalb nach dem wissenschaftlich gesicherten Nutzen als auch nach den möglichen Risiken gefragt.



Im Jahr 2012 hätten die Krankenkassen für Komplementärmedizin 98.105 Euro ausgegeben, listet die Bundesregierung auf. Im Jahr 2008 seien es hingegen lediglich 50.927 Euro gewesen. Grundsätzlich habe die Bundesregierung für die Forschungsförderung im Bereich der Komplementärmedizin kein gesondertes Budget eingestellt. Entsprechende Forschungsvorhaben könnten grundsätzlich gleichberechtigt neben anderen wissenschaftlichen Ansätzen im Rahmen des "Normalverfahrens" der von Bund und Ländern gemeinsam finanzierten Deutschen Forschungsgemeinschaft sowie der Fördermaßnahmen des Rahmenprogramms Gesundheitsforschung der Bundesregierung beantragt werden.



*


3. EUBAM soll Land-, Luft- und Seegrenzen Libyens sichern helfen



Auswärtiges/Antwort



Berlin: (hib/BOB) Das Ziel der zivilen Mission EUBAM Libyen besteht nach Angaben der Bundesregierung darin, die libyschen Behörden dabei zu unterstützen, kurzfristig die Kapazitäten zur verstärkten Sicherung der Land-, See- und Luftgrenzen Libyens auszubauen. Nur so ließe sich langfristig eine umfassendere Strategie für ein "Integriertes Grenzmanagement" ausarbeiten und umsetzen, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung (17/14417) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (17/14279).



Begründet wird darin die Mission damit, dass die libysche Regierung keinerlei effektive Kontrolle über die etwa 6.000 Kilometer lange Landesgrenze ausübe. Schwer bewaffnete professionelle Banden lebten vom Schmuggel mit Drogen und Waffen und vom Menschenhandel. Um potentiell "erheblichen Bedrohungen der europäischen Sicherheit (einschließlich durch Terrorismus) zu begegnen", habe die Europäische Union ein Interesse daran, dass Libyen die eigenen Grenzen "selbstständig, sicher, effektiv und unter Wahrung internationaler menschenrechtlicher Standards" schützen kann.



*


4. Fortschrittsbericht Afghanistan: Vorbereitungen für Präsidentschaftswahl haben begonnen



Auswärtiges/Unterrichtung



Berlin: (hib/BOB) Die Vorbereitungen für die 2014 stattfindende "richtungsweisende Präsidentschaftswahl" in Afghanistan haben begonnen. Die Sicherheit der Wähler, von Wahllokalen und Wahlurnen soll im nächsten Jahr in erster Linie von afghanischen Kräften gewährleistet werden, die bei dieser Aufgabe von internationalen Einheiten unterstützt werden. Dies ist einem Fortschrittsbericht der Bundesregierung zu Lage in Afghanistan zu entnehmen, der als Unterrichtung (17/14303) vorliegt.



Wie aus dem Bericht weiter hervorgeht, seien eine ganze Reihe von Frage allerdings weiter ungeklärt: Nach wie vor seien die Rechtsgrundlagen für die Wahl durch Gesetz nicht geregelt. Der Vorsitz der unabhängigen Wahlkommission sei weiterhin nicht nachbesetzt worden. Es fehle an einem Gremium, das Beschwerden über Unregelmäßigkeiten bei der Wahl entgegennimmt und ihnen nachgeht. Darüber hinaus bestünden weiterhin große logistische und finanzielle Herausforderungen, die nur mit Hilfe der internationalen Gemeinschaft bewältigt werden könnten, heißt es in der Unterrichtung weiter.



Die Sicherheitslage bleibe weiter angespannt. Eine Reihe größerer Anschläge der regierungsfeindlichen Kräfte gegen Ziele in der Hauptstadt und den Provinzen zeige, dass diese nach wie vor die Kraft und den Willen hätten, den Wiederaufbau zu stören und dabei auch zivile Opfer in Kauf zu nehmen. Wie der Bericht weiter ausführt, sei "tiefere regionale Integration" eine "notwendige Voraussetzung für eine nachhaltiges Wirtschaftswachstum" in Afghanistan. Bis heute sei die wirtschaftliche Entwicklung des Landes nicht gesichert. Damit bleibe auch die Gefahr sozialen Unfriedens "virulent".



*


5. Im Bundestag notiert: Informationen über das Thema Hirntod



Gesundheit/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke wünscht sich von der Bundesregierung ausführliche Informationen über das Thema Hirntod. Die Linke verweist in einer Kleinen Anfrage (17/14434) auf eine verbreitete Skepsis in Fachkreisen hinsichtlich der Hirntodkonzeption und der Hirntodidagnostik. Da die Feststellung des Hirntodes auch für die Organspende entscheidend ist, muss das Thema nach Ansicht der Abgeordneten intensiv beraten werden mit dem Ziel, bestehende Verfahrensmängel zu beseitigen.



*


6. Im Bundestag notiert: Auflösung der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben



Finanzen/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/MIK) Die Rahmenbedingungen für die Auflösung der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben (BvS) und die Bund-Länder-Verhandlungen über einen Verkauf der Flächen der Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH (BVVG) an die Länder sind Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (17/14428). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie der aktuelle Stand der Planungen für die Abwicklung und Auflösung der BvS ist und welche Auswirkungen die geplante Abwicklung auf die Privatisierungstätigkeit der BVVG hat.



*


7. Im Bundestag notiert: Baustellenmelder



Verkehr und Bau/Kleine Anfrage



Berlin: (hib/MIK) Über den Baustellenmelder will sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (17/14427) informieren. Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, welche Mittel dem Bund zur Verfügung stehen, um die Bauzeit an Baustellen an Bundesstraßen und Autobahnen nach erfolgter Meldung im Baustellenmelder zu verkürzen, und wie viele Meldungen seit dem 5. Oktober 2011 erfolgt sind.



*
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BAYERN/3615: Unter Seehofer und Söder höchster Schuldenanstieg in der bayerischen Geschichte (SPD)




Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 30.07.2013



Unter Seehofer und Söder höchster Schuldenanstieg in der bayerischen Geschichte!



Finanzpolitischer Sprecher Halbleib: Äußerungen Söders offenbaren sich als dreiste Wahlkampfsprüche







Der finanzpolitische Sprecher und stellvertretende Vorsitzende der BayernSPD-Landtagsfraktion Volkmar Halbleib sieht in den Äußerungen des bayerischen Finanzministers zum heutigen Kabinettsbericht nur überaus dreiste Wahlkampfsprüche: "Die bayerischen Staatsschulden haben sich von Ende 2008 bis Ende 2010 wegen der Landesbankpleite von 22,6 auf 32,6 Milliarden Euro erhöht", so der SPD-Finanzexperte. "Das war ein Plus von 44,2 Prozent oder auch 800 Euro pro Einwohner! Unter Seehofer und Söder gab es den höchsten Schuldenanstieg in der bayerischen Geschichte!"



Auch die teilweise noch geplante Schuldentilgung von 2,5 Milliarden Euro in den Jahren 2012, 2013 und 2014 reduziere die künftigen Lasten für den Freistaat nicht, da dafür an anderer Stelle - etwa bei der Pensionsvorsorge - Milliardenlöcher aufgerissen würden: "Der Schuldentilgungsplan ist ein reines Wunschkonzert, das auf Milliarden von der Landesbank und auf die Neuordnung des Länderfinanzausgleichs spekuliert", so Halbleib. Der SPD-Abgeordnete verweist in diesem Zusammenhang auf die immer noch bestehenden Risiken bei der Landesbank und die Risiken für Bayern, die mit der Klage gegen den Länderfinanzausgleich verbunden sind. Halbleib: "Der Schuldentilgungsplan besteht aus ungedeckten Wechseln, die alle platzen können. Es können sogar zusätzliche Lasten in Milliardenhöhe auf den Haushalt zukommen."



Beim Thema Investitionen stellt Halbleib fest, dass in Bayern die staatliche Investitionsquote geradezu dramatisch verfallen sei. Halbleib: "Sie betrug Anfang der 90er Jahre noch deutlich über 20 Prozent. Im Jahr 2013 sind nur noch 12,6 Prozent vorgesehen und bis 2016 soll sie nach den Planungen der Staatsregierung noch weiter auf 11,3 Prozent sinken." Einen kurzen Höhenflug, erinnert Halbleib, hatte die Investitionsquote mit 13,7 und 13,9 Prozent in den Jahren 2009 und 2010 infolge des Kommunalen Investitionsprogramms, einem von der SPD in der großen Koalition initiierten Konjunkturprogramm, durch das 1,4 Milliarden Euro Bundesmittel in die bayerischen Kommunen geflossen sind.



Als ganz und gar nicht solide sieht Halbleib die Personalausstattung in der bayerischen Steuerverwaltung. So habe der Bayerische Oberste Rechnungshof moniert, dass 1.903 Stellen nicht besetzt seien und die Situation sogar als prekär bezeichnet. Halbleib: "Bayern muss die rote Laterne im Ländervergleich bei der Personalausstattung in der Steuerverwaltung abgeben, um auch in Bayern Steuergerechtigkeit herzustellen, mehr Steuereinnahmen zu erzielen und Steuerhinterziehung konsequent zu bekämpfen."



Beim Umgang mit den Beamtinnen und Beamten stellt der SPD-Finanzexperte klar, dass zwar das aktuelle Tarifergebnis übernommen wurde, die Bediensteten auf die Übernahme des Tarifergebnisses 2011 aber ganze 19 Monate warten mussten. Damit bleibe die Staatsregierung ihrer Linie treu. Halbleib: "Sie straft regelmäßig nach der Landtagswahl die bayerischen Beamtinnen und Beamten mit massiven Einschnitten, um dann rechtzeitig vor der Landtagswahl Kürzungen zurückzunehmen. Das ist alles andere als eine glaubwürdige Politik. Ich erinnere in diesem Zusammenhang auch an die Einführung der 42-Stunden-Woche nach der Landtagswahl 2003, die in diesem August endlich wieder komplett zurückgenommen sein wird."
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BAYERN/3614: SPD steht für Fortschritt statt Stillstand in der Landespolitik (SPD)




Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 30.07.2013



SPD steht für Fortschritt statt Stillstand in der Landespolitik



Fraktionschef Markus Rinderspacher zieht Bilanz der 16.


Legislaturperiode







Der SPD-Fraktionsvorsitzende Markus Rinderspacher hat im Landtag eine Bilanz der SPD-Politik in der vergangenen Legislaturperiode gezogen: "Wir sind das Navigationssystem in der bayerischen Landespolitik", stellte Rinderspacher fest. Die SPD habe grundlegende Zielbestimmungen vorgegeben, die dann von der CSU kopiert worden seien. Der SPD-Fraktionschef nannte als Beispiele die Abschaffung der Studiengebühren, den sanften Donauausbau oder die Energiewende. Die CSU habe diese Themen jeweils mit Zeitverzögerung übernommen. Rinderspacher: "Wir können aber nicht wieder fünf bis zehn Jahre warten, bis unsere Positionen übernommen werden. Daher haben wir den Anspruch, in den kommenden fünf Jahren zu regieren."



Zahlreiche Fragen in der Landespolitik seien offen: Die Probleme mit dem G8, das Schulsterben im ländlichen Raum, der flächendeckende Ausbau der Ganztagsschulen oder ein fairer Arbeitsmarkt, die Einführung eines flächendeckenden Mindestlohns sowie der Breitbandausbau.



Zudem sei die CSU für zentrale Fehler in der Landespolitik verantwortlich: Das Milliardengrab Landesbank, hohe Verluste bei der Landesstiftung und teure Fehlplanungen beim Digitalfunk.



Rinderspacher: "Die CSU beschäftigte sich hauptsächlich mit Fragen des Machterhalts - siehe Resonanzstudien und demoskopische Analysen und Personalfragen. Ich erinnere an zu Guttenberg und Söder."



Die SPD stehe in Bayern für Fortschritt statt Stillstand. Rinderspacher zieht Bilanz: "Selten zuvor war eine Opposition so inhaltlich so erfolgreich und durchschlagskräftig!"



Die Details der Bilanz der 16. Legislaturperiode finden Sie hier:


http://www.spd-landtag.de/downl/Bilanz_Rinderspacher.pdf
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HAMBURG/2518: Senat rechnet Kita-Bilanz schön - Hamburg ganz hinten (Die Linke)




Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft


Presseerklärung vom 30. Juli 2013



Senat rechnet Kita-Bilanz schön - Hamburg ganz hinten







Bei der Vorstellung seiner Bilanz zum Ausbau der Hamburger Kindertagesbetreuung hat Sozialsenator Detlef Scheele heute erklärt, dass das seit Anfang des Jahres geltende "Kita plus"-Programm in den sozialen Brennpunkten für mehr Qualität und mehr Sprachförderung sorge. "Wir unterstützen den Platzausbau in den Hamburger Kitas, dafür haben wir mit der Volksinitiative frühkindliche Bildung mit gesorgt. Aber die Qualität der Kindertagesbetreuung - vor allem im Krippenbereich - darf nicht weiter auf die lange Bank geschoben werden", erklärt dazu Mehmet Yildiz, Sprecher für Kinder, Jugend und Familie der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Aber wenn Bürgermeister und Sozialsenator die Verbesserung der Krippenschlüssel wie angekündigt 'auf nach 2014' verschieben, wird das katastrophale Auswirkungen auf die nachhaltigen Bildungserfolge und die Persönlichkeitsbildung von vielen Kindern haben."



Hamburg habe schon jetzt die schlechtesten Betreuungsschlüssel aller westlichen Bundesländer, rechnet Yildiz vor. Offiziell würden zwar 5,2 Kinder auf eine Erzieherin genannt. In der Drucksache 20/3417 gibt der Hamburger Senat aber Betreuungsschlüssel je nach Gutscheinart von 5,7 bis zu 6,8 Kindern pro Erzieherin an. Und dabei sind die mittelbare pädagogische Arbeit und Ausfallzeiten noch nicht mit einberechnet. "Diese Personalschlüssel genügen nur für die Methode 'satt und sauber' und sind meilenweit von dem entfernt, was Fachleute für angemessen halten. Wenn ich jetzt noch eine Pauschale von rund 25 Prozent für mittelbare pädagogische Arbeit und die Ausfallzeiten hineinrechne, komme ich auf Betreuungsschlüssel von 1:7,6 bis 1:9,1 je nach Gutscheinart", sagt Yildiz.



Bereits vor einigen Wochen hatte die Bertelsmann-Stiftung die Qualität der Betreuung in den Hamburger Kitas kritisiert und einen Schlüssel von 1:3 als fachlich gerecht angegeben. Die Stiftung kommt für Hamburg auf einen Schlüssel von einer Erzieherin auf 5,2 Kinder. Um Vergleichbarkeit zu erreichen, wurden hierbei aber Zeiten für Leitungen und sonstige Leistungen einbezogen. Für diese Tätigkeiten rechnet die Stiftung zusätzlich mit einem Faktor von 25 Prozent. Die von der Behörde in Drucksache 20/3417 angegebenen Personalschlüssel sind dagegen Bruttoarbeitszeiten ohne Abzug von Ausfallzeiten wie Urlaub, Krankheit oder Fortbildung. Außerdem wird die mittelbare pädagogische Arbeit wie Vor- und Nachbereitungszeiten oder Elterngespräche nicht berücksichtigt.
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HAMBURG/2517: ProfessorInnen-Besoldung - Endlich reagiert der Senat (Die Linke)




Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft


Presseerklärung vom 30. Juli 2013



ProfessorInnen-Besoldung: Endlich reagiert der Senat







Der Senat hat heute beschlossen, künftig die Besoldung von W2- und W3-ProfessorInnen zu erhöhen. "Endlich reagiert der Senat auf das Urteil zur W-Besoldung in Hessen", erklärt Dora Heyenn, hochschulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Andere Länder wie Rheinland-Pfalz, Hessen, Bayern haben längst eine Neuordnung der W-Besoldung auf dem Weg gebracht." Sie kritisiert die bisherige Untätigkeit des Senats und die Missachtung des Urteils. Das Bundesverfassungsgericht hatte in einem Urteil vom 14. Februar 2012 die Bundesländer aufgefordert, bis zum 1. Januar 2013 verfassungskonforme, amtsangemessene Besoldungsregelungen für W2- und W3 Professorinnen und Professoren zu erlassen.



"Wir begrüßen eine Erhöhung des Grundgehalts in der Besoldungsgruppe W2 und W3 um jeweils 606,88 Euro", so Dora Heyenn. "Wir werden zusammen mit den Hochschulen und den Gewerkschaften klären, ob der heute vorgelegte Gesetzentwurf überhaupt ein zukunftsfähiges Modell ist. Die W-Besoldung darf nicht zu einem Sparmodell verkommen."
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HAMBURG/2516: hamburg.de gehört in öffentliche Hand! (Die Linke)




Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft


Presseerklärung vom 30. Juli 2013



hamburg.de gehört in öffentliche Hand!







Die Axel Springer AG will ihre Kapitalanteile am Internetportal hamburg.de erhöhen. "hamburg.de gehört nicht in private Hand", kritisiert Kersten Artus, medienpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Es muss eine öffentliche, demokratisch kontrollierte Plattform werden, die Hamburg im Netz präsentiert und allen Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung steht. Jetzt dient es nur der Wettbewerbsstrategie zur Marktbeherrschung der Axel Springer AG."



Die Fraktion hatte wiederholt die Überführung von hamburg.de in die öffentliche Hand an die Bürgerschaft herangetragen. "Diese Transaktion zu diesem Zeitpunkt macht zudem deutlich, wie sehr die Medienpolitik des Senats an den Interessen der Medienkonzerne ausgerichtet ist", so Artus. Dies habe der Erste Bürgermeister kürzlich auch durch die Inszenierung seines Beitrags auf dem Hamburger Mediendialog deutlich gemacht. "Insofern liest sich die jüngste Erklärung von Scholz zum Verkauf von 900 Arbeitsplätzen von Springer an die Funke-Gruppe wie Makulatur, die mit Krokodilstränen geträufelt ist."
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HAMBURG/2515: Die SPD-Fraktion kupfert schon wieder ab (Die Linke)




Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft


Presseerklärung vom 30. Juli 2013



Die SPD-Fraktion kupfert schon wieder ab







Die SPD Bürgerschaftsfaktion hat einen Antrag zur Einrichtung einer Landesgeschäftsstelle für den Landeselternausschuss (LEA) vorgelegt. Zuvor hatte schon die Fraktion der Grünen am 20. Juni 2013 einen ähnlich lautenden Antrag vorgelegt. "Wir unterstützen den Antrag der Grünen, der für die Einrichtung und den Betrieb einer Geschäftsstelle 36.000 Euro vorsieht. So viel bekommt die Elternkammer und so viel braucht auch der LEA", erklärt Mehmet Yildiz, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Dass die SPD auch diesen Antrag mit einem abgekupferten Gegenantrag kontert, kennen wir aus eigener Erfahrung. Das ist nicht schön, aber es ist ihr übliches Vorgehen. Besonders übel ist aber, dass die SPD nach Medienberichten nur rund 20.000 Euro für die LEA-Geschäftsstelle ausgeben will und in ihrem Antrag überhaupt keine Zahl nennt."
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AUSSEN/1228: Nahost-Gespräche sind ein Zeichen der Hoffnung




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Juli 2013



Arbeitsgruppe: Außenpolitik



Nahost-Gespräche sind ein Zeichen der Hoffnung







Anlässlich des Beginns der Nahost-Gespräche in Washington, erklärt der Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Frank-Walter Steinmeier:



Der gesamte Nahe Osten befindet sich im Aufruhr. In einer Zeit, in der in dieser Region nichts sicher ist, ist die Tatsache, dass mit Israel und den Palästinensern zwei Konfliktparteien wieder an einem Tisch sitzen, ein Zeichen der Hoffnung.



Dies ist vor allem dem amerikanischen Außenminister John Kerry zu verdanken, der seit Monaten dafür gearbeitet hat. Und es zeigt wie unverzichtbar ein starkes und selbstbewusstes Amerika ist, das seine Verantwortung und seinen Einfluss in der Außenpolitik kennt und wahrnimmt. Das verdient volle Unterstützung. Auch Deutschland könnte weit mehr leisten.



Die Hürden sind gewaltig, die noch überwunden werden müssen. Doch der erste Schritt ist gemacht. Die Verantwortung, die beide Seiten dabei tragen, geht weit über die Grenzen Israels und Palästinas hinaus. Ein Signal der Annäherung in diesem Konflikt kann zur Stabilisierung der Region einen wichtigen Beitrag leisten.



Copyright 2013 SPD-Bundestagsfraktion



*



Quelle:


Pressemitteilung Nr. 878 vom 30. Juli 2013


SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle


Platz der Republik 1, 11011 Berlin


Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69


E-Mail: presse@spdfraktion.de


Internet: www.spdfraktion.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2013



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →PARLAMENT → SPD





BILDUNG/1078: "Elitenbeauftragte" Wanka lässt Ganztagsschulen im Stich




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Juli 2013



Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung



"Elitenbeauftragte" Wanka lässt Ganztagsschulen im Stich







Anlässlich der Debatte zur Zukunft von Hausaufgaben erklärt der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Ernst Dieter Rossmann:



Der Aufschrei gegen eine vermeintliche Abschaffung von Hausaufgaben ist schon erstaunlich. Die Kritiker übersehen offenbar bewusst, dass bei guten Ganztagsschulen und Horten das Thema Hausaufgaben als Stressfaktor für Schülerinnen und Schüler, Lehrkräfte und Eltern längst Geschichte ist.



Ein flächendeckender Ganztagsschulausbau, wie ihn die SPD fordert, steigert die Möglichkeiten, die Schülerinnen und Schüler individueller und leistungsangemessen zu fördern. Denn natürlich sollen alle Kinder selbständiges Arbeiten lernen und Freude am Leisten entwickeln. Bildungsministerin Wanka weigert sich aber, das Kooperationsverbot so aufzuheben, dass auch ein zweites Ganztagsschulprogramm möglich wird.



Stattdessen setzen die Kritiker weiter auf gleiche Hausaufgaben für alle, die aufgrund des wachsenden schulischen Zeitdruckes zunehmen und die Familien oft psychisch wie physisch bis an ihre Grenzen belasten. Sie sind eben ein Instrument von einem begrenzten pädagogischen Wert. Mit dem flächendeckenden Ausbau guter Ganztagsschulen sind diese verzichtbar und nur noch in besonderen Fällen sinnvoll. Zudem ist es verblüffend wenn etwa der Philologenverband in seiner Not erklärt, dass Hausaufgaben nun auch ein unverzichtbares Mittel der Begabtenförderung sein sollen. Das geht an der Schulwirklichkeit vorbei.



Umso bedauernswerter ist der Stillstand dieser Bundesregierung beim Ganztagsschulausbau. Wer lieber über Eliteuniversitäten und neue "Begabtenschulen" nachdenkt als Ganztagsschulen fordert, wie Wanka jüngst im Interview, der schadet den Bildungschancen vieler Kinder und Jugendlichen und lässt die Lehrerinnen und Lehrer sowie Eltern mit ihren echten Problemen alleine zurück. Wanka ist Bildungsministerin, nicht Elitenbeauftragte der Bundesregierung.
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BILDUNG/1077: Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht mehr ...




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Juli 2013



Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung



Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht mehr ...







Anlässlich der jüngsten Äußerungen von Bundesforschungsministerin Wanka im Handelsblatt zum Thema "steuerliche Forschungsförderung" erklärt der stellvertretende forschungspolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion René Röspel:



Viel heiße Luft im Wahlkampfsommer - nicht nur beim Wetter. Die Bundesregierung hat - entgegen ihrer vorlauten Ankündigung im Koalitionsvertrag 2009 - die steuerliche Forschungsförderung für Unternehmen in den letzten vier Jahren nicht umgesetzt. Vier Jahre lang hat die schwarz-gelbe Koalition immer wieder versichert, man sei kurz vor dem Durchbruch. Die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD im Spetember 2010 (Bt-Drs. 17/2942) machte allerdings deutlich, dass sich Schwarz-Gelb offenbar nicht einmal mit dem Konzept und den Einzelheiten einer solchen Förderung befasst. Mehrfach hängten sich Spitzenpolitiker von Union und FDP so weit aus dem Fenster, dass man Angst haben musste. Passiert ist allerdings - nichts. Jetzt soll es nach vier Jahren Stillstand angeblich so weit sein. Kurz vor der Bundestagswahl.



Wie wenig Substanz hinter dieser Aussage von Frau Wanka steht, wird deutlich, als die Frage nach der Ausgestaltung und Begrenzung der geplanten Steuer aufkommt. Mit dem lapidaren Satz "das steht noch nicht fest" entlarvt sich die Bundesministerin selbst. Oder hat sie nicht mit dem Finanzminister gesprochen? Da stellt man sich die Frage, wie denn eine schnelle Umsetzung erfolgen soll ohne konkretes Konzept? Wahrscheinlich wie so häufig in den letzten vier Jahren auch: schlampig oder gar nicht!



In der Frage der steuerlichen Forschung und Entwicklung hat die Merkel-Regierung ihre Glaubwürdigkeit schon lange verloren. Da helfen auch keine neue Versprechungen.
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SOZIALES/2143: Mehr Kitas statt Betreuungsgeld




SPD-Pressemitteilung 386/13 vom 31. Juli 2013



Elke Ferner: Mehr Kitas statt Betreuungsgeld







Anlässlich des am 1. August 2013 in Kraft tretenden Rechtsanspruches auf einen Kitaplatz für Unter-Dreijährige und der parallelen Einführung des schwarz-gelben Betreuungsgeldes erklärt die Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Frauen (ASF), Elke Ferner:



Die SPD hat in der großen Koalition 2007 den Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab dem 1. Geburtstag durchgesetzt. Deshalb hat sich beim Kita-Ausbau in den letzten Jahren enorm viel, aber noch nicht genug bewegt. Anstatt die Kommunen zusätzlich zu unterstützen, bei denen die angestrebte Betreuungsquote von 35 Prozent zu gering ist, hat Schwarz-Gelb ein unsinniges Betreuungsgeld beschlossen. Der Bund gibt rund zwei Milliarden Euro dafür aus, dass Kinder von frühkindlicher Bildung ferngehalten werden. Das ist mehr als absurd! Diesen Unsinn werden wir zugunsten einer weiteren Bundesförderung des Infrastrukturausbaus und der schrittweisen Kostenfreistellung rückgängig machen.



Wahlfreiheit und gute Bildung gibt es vor allem durch flächendeckende, möglichst kostenfreie und qualitativ hochwertige Bildungs- und Betreuungsangebote.



Dafür setzt sich die SPD ein. Unter einer SPD-geführten Bundesregierung wird sich der Bund am Kita-Ausbau intensiver beteiligen sowohl an den Investitionskosten als auch an den Betriebskosten - und zwar entsprechend dem tatsächlichen Bedarf.



Die SPD wird den Rechtsanspruch ab eins zu einem Anspruch auf Ganztags- Kita weiterentwickeln, damit Eltern unabhängig von ihrem Wohnort im gewünschten Umfang berufstätig sein können. Wir wollen auch die Qualität in den Einrichtungen verbessern - durch mehr und besser ausgebildete Erzieher/innen. Und wir wollen die Elternbeiträge für alle Krippen und Kitas schrittweise abschaffen. Das entlastet Familien im Durchschnitt um bis zu 160 Euro im Monat.



Moderne und zukunftsorientierte Familienpolitik gibt es nur mit der SPD.



*



Quelle:


SPD-Pressemitteilung 386/13 vom 31. Juli 2013


Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle


Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus


Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin


Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507


E-Mail: pressestelle@spd.de


Internet: www.spd.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2013



Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL →PARLAMENT → SPD





SOZIALES/2142: Rechtsanspruch ist da - Kinderbetreuung muss besser werden




Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Juli 2013



Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend



Rechtsanspruch ist da - Kinderbetreuung muss besser werden







Anlässlich des zum 1. August geltenden Rechtsanspruchs für Kinder ab dem ersten Geburtstag auf einen Betreuungsplatz in einer Kita oder Tagespflegeeinrichtung erklärt die Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Caren Marks:



Ab dem 1. August 2013 besteeht ein Rechtsanspruch für einen Betreuungsplatz ab dem ersten Geburtstag. Damit bekommen alle Kinder die gleiche Chance auf frühkindliche Bildung von Anfang an. Eltern bekommen die Möglichkeit, ihr Familienleben besser mit ihrem Erwerbsleben zu vereinbaren. Den Rechtsanspruch hatte die SPD in der Großen Koalition 2007 durchgesetzt und damit dem Ausbau von Kita und Tagespflege bundesweit einen gewaltigen und dringend notwendigen Schub verliehen.



Dabei hat die SPD auch dafür gesorgt, dass sich der Bund mit 4 Milliarden Euro am Ausbau und auch danach an den Betriebskosten der Einrichtungen beteiligt, um die Länder und Kommunen bei der wichtigen Aufgabe des Kitaausbaus zu unterstützen.



Trotz großer Anstrengungen in den Ländern und Kommunen fehlen aktuell noch Betreuungsplätze. Merkel und ihre Familienministerin Schröder können die Tatsache nicht schön reden, dass sie ihrer Verantwortung für den Kitaausbau nicht genug nachgekommen sind. So hatte die SPD-Bundestagsfraktion die letzten Jahre immer wieder beharrlich einen Kitagipfel sowie eine Fachkräfteoffensive gefordert, war damit aber bei der schwarz-gelben Bundesregierung auf taube Ohren gestoßen.



Obwohl Deutschland im europäischen Vergleich zu wenig in frühkindliche Bildung und Betreuung für Kinder unter drei Jahren investiert - nämlich nur 0,1 Prozent des Bruttoinlandprodukts - leistet sich diese Bundesregierung ein teures und kontraproduktives Betreuungsgeld. Dieses geht an den Bedürfnissen der Eltern vorbei, wie auch die niedrigen Zahlen der gestellten Anträge auf das Betreuungsgeld zeigen. Viel wichtiger ist statt dessen, dass mehr in die Fachkräftegewinnung und in die Qualität der Betreuungsangebote investiert wird.



Zukunftsfähige Politik, die sich an den wirklichen Bedürfnissen der Familien orientiert, gibt es nur mit der SPD in Regierungsverantwortung.



Copyright 2013 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/006: Coskun Kesici zur Demokratiebewegung in der Türkei (SOLIDAR WERKSTATT)




SOLIDAR WERKSTATT für ein solidarisches, neutrales und weltoffenes ÖSTERREICH


WERKSTATT-Blatt Nr. 2/2013





"Die Tage seiner Regierung sind gezählt"



Interview des Werkstatt-Blatts mit Coskun Kesici, Vorsitzender der Föderation demokratischer Arbeitervereine (DIDF), über die Demokratiebewegung in der Türkei, ihre neue Qualität und ihre nachhaltigen Auswirkungen.







Werkstatt-Blatt: Was sind die politischen Hintergründe für das Entstehen der Demokratiebewegung in der Türkei. Warum hat sich soviel Wut angestaut?



Coskun Kesici: In den 11 Jahren Regierungszeit war die AKP-Regierung stets ein treuer Verbündeter westlicher Imperialisten bei ihren Bemühungen um die Neugestaltung des Nahen Ostens. Ihre zu Lasten der Arbeiter konsequent umgesetzte neoliberale Wirtschaftspolitik machte die Türkei zum Musterschüler des globalen Kapitalismus. Privatisierungen, Massenentlassungen, Prekarisierung, Ausweitung der Leiharbeit, der Abbau von sozialen und Gewerkschaftsrechten waren nicht nur die Ursache für die steigende Armut, sondern auch für Tausende von Streiks und anderen Gewerkschaftsaktionen. Mit ihrer neo-osmanisch ausgerichteten Außenpolitik und der Kriegshetze im Dienste der Imperialisten untermauerte die Regierung von Erdogan nicht nur ihre Ambitionen als Regionalmacht in der Region. Diese Politik wie zuletzt im Falle von Syrien, wo sie offen fundamentalistischreaktionäre Kräfte unterstützt, rief auch eine Friedensbewegung hervor, die sich mit unzähligen Demonstrationen und Aktionen der Kriegshetze entgegenstellte. In der kurdischen Frage hielt sie lange Zeit an einer militärischen Lösung fest und verhaftete Tausende von kurdischen Politikern, Journalisten, Gewerkschaftern und Intellektuellen. Auch der Krieg in Kurdistan wurde mit der Freiheitsbewegung eines ganzen Volkes beantwortet. Der Ausgang des Anfang des Jahres gestarteten Friedensprozess, zu dem sie sich gezwungen sah, ist nicht vorhersehbar.



Das Kleinbürgertum in den Städten störte sich an der teilweise religiös motivierten Politik, mit der die AKP-Regierung in vielen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens tiefgehende Veränderungen durchsetzte. In der Bildungspolitik wurde eine "Reform" durchgeführt, die Erdogan mit der Absicht begründete, eine "fromme Generation aufziehen" zu wollen. Die Unzufriedenheit über diese Veränderungen Der Ausbau von Religionsschulen, Alkoholverbote, religiös motivierte und begründete Einschränkungen des Rechts auf Abtreibung, eine die Ungleichheit fördernde und Frauen diskriminierende Familienpolitik und vieles mehr waren Anlässe für unzählige Demonstrationen, mit denen das Kleinbürgertum, Jugendlich, Frauen und die Aleviten ihre Unzufriedenheit zeigten.



Die weltweite Finanzkrise konnte die AKP-Regierung relativ unbeschadet überstehen, weil sie bei der Privatisierung öffentlichen Eigentums keine Grenzen kannte und internationale Spekulanten ins Land lockte. Die Baubranche war der Motor der hohen Wachstumsraten in den letzten Jahren. Die Grundstücke für den boomenden Immobilienmarkt wurden durch das Abholzen von Wäldern an den Stadträndern gewonnen und zu Tiefpreisen an Parteifreunde verramscht. Durch die Abschaffung von gesetzlichen Naturschutzbestimmungen ermöglicht, baute die Regierung Hunderte von Staudämmen und Wasserkraftwerken. Angesichts dieser Entwicklungen formierte sich eine Umweltbewegung, die Hunderte Demonstrationen gegen die Zerstörung der Natur organisierte.



Werkstatt-Blatt: Was ja auch der Beginn der Gezi-Park-Bewegung war.



Coskun Kesici: Ja, aber auch hier ging es von Anfang an um mehr als um Bäume. Die Pläne, an der Stelle des Gezi-Parks am Taksim-Platz die Topçu-Kaserne wieder aufzubauen, haben einen ideologischen Hintergrund. Die Kaserne, die zurzeit vom Sultan Abdulhamit, I. im Jahre 1780 gebaut worden war, war 1940 vom sozialdemokratischen Oberbürgereister von Istanbul abgerissen worden. Während der bürgerlichen Revolution der Jungtürken im Jahre 1908 hatte er den reaktionären Kräften als Hauptquartier gedient. Obwohl die rekonstruierte Kaserne nach Erdogans Plänen Platz für ein Einkaufszentrum und Luxuswohnungen bieten soll, begründete er die seine Entscheidung mit "Geschichtspflege".



Werkstatt-Blatt: Was ist das Neue an dieser Bewegung, die sich ausgehend vom Taksim entwickelt hat?



Coskun Kesici: Am Ende der ersten Woche der Proteste veröffentlichte die Istanbuler Bilgi Universität die Ergebnisse einer Blitzumfrage, die sie unter 3.000 Demonstranten durchgeführt hatte. Danach nehmen knapp 54 Prozent der Teilnehmer erstmals in ihrem Leben an einer Demonstration teil und 70 Prozent gehören keiner Partei an. Über 90 Prozent sind zwischen 19 und 30 Jahre alt. Genauso viele geben als Grund ihres Protests den autoritären Regierungsstil der AKP, die brutale Polizeigewalt und die Verletzung demokratischer Grundrechte an. Diese Motive der Demonstranten waren auch der Antrieb für unzählige und nicht miteinander verbundene Demonstrationen in der 11jährigen Regierungszeit von Erdogan und seiner AKP. Doch diese Protestbewegungen waren bis dato nicht miteinander verbunden. Mit ihrer Teile-und-Herrsche-Politik schaffte es die AKP-Regierung zu verhindern, dass einzelne Protestbewegungen ihre Kräfte bündeln und sich gegenseitig unterstützen. Das Neue an den heutigen Protesten ist, dass sie diese Trennlinie überwunden und zunächst am Taksim-Platz, dann im ganzen Land zusammengefunden haben. Auch wenn die verschiedenen Teile der Bewegung unterschiedliche Anliegen verfolgen, haben sie eine gemeinsame Forderung: Rücktritt der AKP-Regierung.



In der Tat erleben wir historische Momente in der Türkei. Die Widerstandsbewegung organisiert die größten Demonstrationen in der 90jährigen Geschichte der Republik. Noch lehnt Erdogan jeglichen Kompromiss ab, bezeichnet die Demonstranten als Vandalen und Terroristen. Er droht, die Hälfte der Bevölkerung, die ihn gewählt habe, nicht mehr im Zaum halten zu können. Niemand kann vorhersagen, wohin diese Eskalationsdrohung führen kann oder wie weit der Widerstand gehen wird. Eines steht jedoch fest: dieser Regierungsstil und der Polizeiterror, mit dem die AKP-Regierung jeder gesellschaftlichen Opposition begegnet, wird neuen Unmut und mehr Wut hervorrufen. Und irgendwann werden sie nicht mehr mit mehr Terror zu unterbinden sein. Und das ist das Dilemma, in dem Erdogan und seine Regierung stecken. Die Tage seiner Regierung sind jedenfalls gezählt.



Werkstatt-Blatt: Was kann man derzeit über die Folgen der Polizeigewalt sagen? Wie reagieren die Menschen darauf?



Coskun Kesici: Die Polizei geht mit enormer Brutalität vor. Zurzeit muss man davon ausgehen, dass zumindest vier Menschen durch die Polizeigewalt getötet worden sind, 210 Menschen ihr Augenlicht verloren haben und tausende zum Teil schwer verletzt worden sind. Die Tränengasgranaten werden gezielt auf die Köpfe der Menschen abgeschossen. Die Polizei hat bereits 100.000 Tränengasgranaten abgefeuert; diese sind jetzt knapp geworden, deshalb hat die Regierung 130.000 neue bestellt.



Doch die Menschen lassen sich nicht mehr länger einschüchtern, sie verlieren zunehmend ihre Angst. Sie reagieren auf die regelrechte Hexenjagd mit kreativen gewaltfreien Aktionsformen, so zum Beispiel mit der Aktion "Der stehende Mann/die stehende Frau", einem friedlichen, stummen Protest, dem sich immer mehr Menschen anschließen. Die auf Eskalation erpichte Polizei steht dem oft hilflos gegenüber.



Auch das Kalkül der Erdogan-Regierung mit Hilfe von Zensur die Bewegung zu unterdrücken, ist nicht aufgegangen. Die türkischen Medien sind seit 25 Jahren fest in der hand von Großkonzernen, die auf die Regierung als ihr wichtigster Auftraggeber angewiesen sind. Um rentable Großaufträge nicht zu verlieren, verbieten sie ihren Medien eine regierungskritische Berichterstattung. Die DemonstrantInnen konnten diese Zensur mithilfe von social media umgehen. Die erste Demonstration wurde auf Twitter organisiert. Die User informieren sich gegenseitig über bevorstehende Aktionen, laufende Polizeieinsätze, Festnahmen etc. Am fünften Tag der Bewegung errichte die Zahl von entsprechenden Tweets die Marke von 1,2 Millionen.



Werkstatt-Blatt: Wie stark beteiligen sich die Kurden und ihre Organisationen an der Demokratiebewegung in der Türkei?



Coskun Kesici: Viele Kurdinnen und Kurden beteiligen sich aktiv an dieser Bewegung, auch wenn sich die Führung der BDP zurückhält, um den eben begonnen Friedensprozess mit der Regierung nicht zu gefährden. Doch auch in der BDP-Führung wächst die Kritik, dass Erdogan im Friedensprozess mit den Kurden den Ankündigungen keine Taten Folgen lässt. Erst vor kurzem hat der BDP-Vorsitzende die AKP-Regierung öffentlich angegriffen: "Wir haben unser Aufgaben gemacht, aber was macht ihr?" Die Demokratiebewegung könnte dazu beitragen, alte nationalistische Gräben zu überwinden. Es gibt Bilder, wo Menschen mit türkischen und kurdischen Fahnen sich Hand in Hand gemeinsam der Polizeigewalt entgegenstellen. Das wäre früher undenkbar gewesen.
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FRAGEN/005: Südafrikas Bergbaugewerkschaftschef Frans Baleni über das Verhältnis zum ANC (afrika süd)




afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika


Nr. 2, März/April/Mai 2013



"In Marikana lief vieles falsch"



Südafrikas Bergbaugewerkschaftschef Frans Baleni im Gespräch über das Verhältnis zum ANC, die Krise im Bergbau und Energiepolitik







Südafrikas Gewerkschaftsdachverband Cosatu ist in die Krise geraten. Gespalten zwischen Anhängern und Gegnern des ANC-Präsidenten Jacob Zuma verwickeln sich die Gewerkschafter immer mehr in interne Machtkämpfe. Zwelenzima Vavi, Cosatu-Generalsekretär und Kritiker Zumas, ist nun in die Schusslinie geraten. Ihm wird finanzielles Missmanagement im Zusammenhang mit dem Erwerb des neuen Gewerkschaftshauses in Johannesburg vorgeworfen. Für ANC-Generalsekretär Gwede Mantashe befindet sich Cosatu u.a. wegen des inneren Zerwürfnisses bereits in einer gefährlichen Abwärtsspirale, da sich die Arbeitnehmer beginnen von Cosatu abzuwenden.



Frans Baleni, Generalsekretär der südafrikanischen Bergarbeitergewerkschaft NUM, der größten Einzelgewerkschaft Südafrikas, gehört zu den Unterstützern von Präsident Zuma. Einzelne Stimmen bringen Baleni immer wieder auch als einen möglichen Nachfolger von Zwelenzima Vavi an der Spitze von Cosatu ins Gespräch.



Über die Lage der Gewerkschaften in Südafrika, nach dem Massaker von Marikana sowie Südafrikas Energie- und Klimapolitik sprach Armin Osmanovic, Leiter des Büros der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Johannesburg, mit Frans Baleni.





Armin Osmanovic: Südafrikas Gewerkschaftsdachverband Cosatu scheint gespalten zwischen jenen, die an einer engen Bindung zum ANC festhalten wollen, und denen, die zur Regierung auf Distanz gehen wollen. Was ist Ihre Position?



Frans Baleni: Ich denke, dass die enge Bindung an den ANC weiter wichtig ist und dass an ihr weiter festgehalten werden muss, doch alle drei Partner der Allianz, also Gewerkschaften, ANC und kommunistische Partei (SACP), müssen voneinander unabhängig bleiben. Wir als NUM wollen nicht die Fehler wiederholen, die etwa die australischen oder britischen Gewerkschaftskollegen begangen haben. Die Gewerkschaften in Großbritannien wollten die Labourregierung stützen und etwa auf Streiks verzichten, daraufhin wendeten sich die Gewerkschaftsmitglieder von ihren Funktionären ab. Wir in Südafrika wollen weiter konsistent für die Belange unserer Mitglieder eintreten. Auch wenn der ANC regiert, lassen wir uns nicht von Streiks abhalten.



Armin Osmanovic: Nach der Tragödie von Marikana, als 34 Bergarbeiter Mitte August 2012 bei einem Arbeitskampf auf einer Platinmine von Polizeikräften erschossen wurden, wurden Stimmen laut, die Cosatu vorwarfen, sich von den Arbeitern entfernt zu haben. Zwelenzima Vavi, Cosatus Generalsekretär, selbst sprach von wachsender sozialer Distanz und Karrierismus in den Gewerkschaften. Wie sehen Sie das?



Frans Baleni: Ich glaube nicht, dass es diese soziale Distanz gibt. Diese Einschätzung weise ich zurück, denn wir sind als Bergarbeitergewerkschafter nah dran an den Arbeitern. Wir reden nicht am Arbeitsplatz über große Politik, unsere Funktionäre in den Betrieben wollen nicht Karriere in der Politik machen. Das ist Quatsch. Ein NUM-Betriebsrat kümmert sich um Arbeitskleidung und Auseinandersetzungen etwa vor dem Arbeitsgericht, dass sind seine Aufgaben. Die Schwächen, die wir als Gewerkschaften haben, sind die mangelnde Fortbildung unserer Funktionäre, daraus resultieren Probleme in der Vertretung der Interessen der Arbeitnehmer; so verlieren wir etwa Arbeitsgerichtsprozesse, weil die Betriebsräte nicht gut genug vorbereitet sind.



Armin Osmanovic: Lassen Sie uns über Marikana und die Folgen für NUM sprechen. Viele Mitglieder haben sich von NUM abgewandt, die Gewerkschaft AMCU konnte viele neue Mitglieder gewinnen. Ist NUM in der Krise?



Frans Baleni: In den 1990er Jahren waren die Arbeiter unzufrieden mit den Arbeitsbedingungen und begannen für ihre Interessen zu kämpfen. Dabei bildeten sie eigene Vertretungen in einer Goldmine, auch damals war es sehr gewalttätig. Wir als NUM haben 18 Jahre gebraucht, um die damaligen Mitgliederverluste wieder gut zu machen. Marikana und die Streiks im vergangenen Jahr sind anders, denn die Streiks und die Eskalation haben sich nicht spontan entwickelt, sondern wurden geplant. AMCU ist eine gelbe Gewerkschaft, die anfänglich vom Bergbaumulti BHP Billiton bezahlt wurde, um NUM in den Tarifverhandlungen zu schwächen. Lange wuchs deren Mitgliedschaft nicht. Erst seit 2011 ist AMCU erfolgreicher, vor allem, weil sie Gewalt zur Durchsetzung ihrer Ziele einsetzen. Die Gewalt im Fall Marikanas ist ohne Beispiel. Menschen wurden misshandelt, verstümmelt und getötet. Größte Grausamkeiten wurden verübt.



Armin Osmanovic: Wer ist für Marikana verantwortlich, welche Fehler hat NUM begangen?



Frans Baleni: In Marikana ist vieles falsch gemacht worden. Keine Seite ist ohne Schuld. Auch wir haben Fehler gemacht, wir haben nicht rechtzeitig erkannt, dass sich in Marikana was zusammenbraut. Unsere Betriebsräte haben es versäumt, richtig hinzuschauen, dies gilt aber auch für die Sicherheitsdienste des Staates. Die Sicherheitsdienste hätten die Lage rechtzeitig erkennen müssen. Jetzt wissen wir, dass vor Marikana einige Leute im Eastern Cape an Waffen ausgebildet wurden, warum wussten die Geheimdienste das nicht? Die Waffen und das Training kommen von Leuten aus dem Umfeld trotzkistischer Gruppen wie der DSM (Democratic Socialist Movement). Die Polizei war auch nicht vorbereitet auf Marikana. Man hat Polizeikräfte nach Marikana gesandt, die für Demonstrationen dieser Art mit höchster Gewaltbereitschaft nicht ausgebildet waren.



Armin Osmanovic: Warum diese extrem brutale Gewalt in Südafrika? Wie erklären Sie sich, dass allein letztes Jahr über 200 Menschen bei Arbeitskämpfen in Südafrika starben?



Frans Baleni: Der ANC hat gegen das Apartheidregime mit Gewalt gekämpft. Unsere Geschichte ist voller Gewalt. Fast kein Protest läuft ohne Gewalt ab, es ist einfach normal. Ich gebe ihnen ein Beispiel: Die Einwohner einer Gemeinde kämpfen für eine neue Straße, was passiert? Die neu gebaute Bibliothek wird niedergebrannt. Das macht keinen Sinn, aber so ist das. Wir brauchen als Land endlich eine Art von psychologische Beratung, um diese Gewalt hinter uns zu lassen.



Armin Osmanovic: Lassen Sie uns über den für Südafrika weiterhin wichtigen Bergbausektor sprechen, in dem immer noch über 500.000 Menschen Arbeit finden. Seit Marikana und den zahlreichen, bis heute andauernden Streiks und Entlassungen im Bergbau haben wir eine Diskussion im Land über die Zukunft der Bergwerke. Welche Zukunft geben Sie dem Bergbau?



Frans Baleni: Zunächst muss ich sagen, dass die Unternehmen im Bergbau bislang nicht genügend dazu beigetragen haben, den Sektor nach Ende der Apartheid umzugestalten. Die Bergbaumultis haben nichts für mehr und bessere Arbeitsbedingungen für die ehemals durch die Apartheid benachteiligten Bevölkerungsgruppen gemacht, obwohl die Bergbauunternehmen von der Apartheid, dem institutionalisierten System billiger Arbeitskräfte profitiert haben. Stattdessen haben sie nach Ende der Sanktionen die internationalen Chancen ergriffen und haben ihre Firmensitze teilweise ins Ausland nach London oder anderswohin verlagert. Wir brauchen endlich in Südafrika ein Gesetz mit Strafen, das die Unternehmen zwingt, sich zu transformieren, mehr für die benachteiligten Bevölkerungsgruppen zu tun. Vereinbarungen wie die Mining-Charter, die den Anteil von Schwarzen u.a. in Führungsetagen der Unternehmen regeln, sind nicht genug, da es keine Konsequenzen gibt, wenn die Verpflichtungen nicht eingehalten werden. Nun, Marikana und die Streiks zeigen, wir alle zahlen den Preis für die fehlende Transformation.



Armin Osmanovic: Aber was ist mit dem Argument, wonach Bergbau in Südafrika nicht profitabel genug sei, gerade auch weil die Arbeitnehmer nicht produktiv genug sind?



Frans Baleni: Wir haben ein Produktivitätsproblem, aber das können wir nur ändern, wenn sich das Verhältnis von Arbeitgeber und Arbeitnehmer ändert. Wir brauchen klare Entwicklungspläne für die verschiedenen Arbeitnehmergruppen, damit diese erkennen, dass der Erfolg des Unternehmens auch zu ihrem persönlichen Erfolg beiträgt, dass sie etwas davon haben. Bislang herrscht eine große Kluft zwischen Bossen und Arbeitern. Ich bin der festen Überzeugung, dass die hohen Fehlzeiten, teilweise von 25 Prozent und mehr, wodurch die Produktivität gedrückt wird, nur überwunden werden können, wenn sich die Unternehmen bereit erklären, spezifische Entwicklungsprogramme etwa für die jungen Arbeiter aufzulegen.



Armin Osmanovic: Glauben Sie denn, dass im Bergbau in Südafrika wieder mehr Arbeitsplätze entstehen können? Oder geht der Arbeitsplatzabbau im gleichen Tempo weiter? Vor zehn Jahren gab es noch eine Million Arbeitsplätze in den Bergwerken.



Frans Baleni: In unseren Prognosen gehen wir von einem leichten - Zuwachs aus. Wir werden aber kaum wieder eine Million Arbeitsplätze bekommen, doch sollte die globale Krise langsam zu Ende gehen, und die Zeichen deuten darauf hin, glauben wir an einen leichten Beschäftigungszugewinn. Die Mechanisierung läuft weiter und die Ansprüche an die Qualifikationen der Arbeiter wird weiter steigen. Aber klar ist, der Bergbau ist in Südafrika noch immer von wachsender Bedeutung.



Armin Osmanovic: Mamphele Ramphele, die frühere Vorsitzende des Bergbauunternehmens Goldfields und Witwe des ehemaligen Anti-Apartheidkämpfers Steve Biko, die eine eigene Partei ins Leben rufen will, hatte NUM beschuldigt, angesichts der Krise des Bergbaus nicht genügend über neue Arbeitsplätze jenseits der Minen nachzudenken. Was entgegnen Sie ihr?



Frans Baleni: Ich habe Ramphele einst geschätzt, doch als Vorsitzende von Goldfields kam sie zu keiner einzigen Krisensitzung. Wenn man wie sie nicht mit den Menschen spricht, sondern sich nur in Businessmeetings äußert, dann habe ich keinen Respekt mehr. Wir als NUM sehen die Notwendigkeit eines Umbaus. Aber Umbau kann nicht allein heißen: Arbeitsplatzabbau.



Armin Osmanovic: Wie sehen Sie den Kohlebergbau angesichts der hohen Belastungen, die von der Kohleverstromung in Südafrika für den Klimawandel ausgehen? Muss Südafrika sich von der Kohle nicht Schritt für Schritt verabschieden?



Frans Baleni: Wir sehen die Probleme in Sachen Klimawandel, wir sind aber ein Entwicklungsland. Wir sind nicht Deutschland. Wir können uns nicht mit Deutschland vergleichen. Wir können nicht das gleiche machen. Wir sind zwar auch für erneuerbare Energien, doch klar ist, Kohle ist billiger. Sonne und Wind sind viermal so teuer wie unsere eigene Kohle. Auch müssten wir alles importieren, wir haben keine "grüne" Industrie. Erneuerbare Energie, so sehen wir es, ist nur zusätzlich zur Kohle denkbar, für die große Industrie brauchen wir die Kohle. Wir haben riesige Kohlereserven, warum sollten wir die unter der Erde lassen? Wir brauchen weitere neue Kohlekraftwerke, nicht nur die zwei, die im Bau sind.



Armin Osmanovic: Zu einem anderen Thema: In Durban tagen gerade die Staatschefs der Gruppe der BRICS, also Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika. Welche Bedeutung hat die Mitgliedschaft Südafrikas für Sie als Gewerkschafter?



Frans Baleni: Ich denke, wir können als Südafrika von BRICS durchaus profitieren. Die anderen Länder in dieser Gruppe haben größere Volkswirtschaften, sie sind wichtig für unsere Exporte. Aber auch der Austausch von Wissen zwischen den Ländern ist bedeutsam. Als früheres Aufsichtsratsmitglied der Afrikanischen Entwicklungsbank begrüße ich zudem die Pläne der BRICS-Gruppe, eine Entwicklungsbank einzurichten. Das kann ganz Afrika nutzen. Die einzelnen Strategien der BRICS-Länder sind aber nicht unproblematisch. Denn China etwa ist natürlich vor allem daran interessiert, Mineralien aus Afrika für die eigene wirtschaftliche Entwicklung zu erhalten. Wir müssen angesichts dessen in der Zusammenarbeit vorsichtig sein. Was uns aber als Gewerkschaften vor allem Sorgen bereitet ist, dass es zwischen den Ländern nur auf Regierungsebene eine Zusammenarbeit gibt. Die Gewerkschaften, die organisierte Arbeitnehmerschaft, arbeitet noch nicht wirklich zusammen. Wir brauchen auch in dieser Gruppe eine Stimme. Bei NUM sagen wir immer "Nothing about us, without us".



Armin Osmanovic: Vielen Dank für das Gespräch.



*


Weitere Artikel in afrika süd Nr. 2, März/April/Mai 2013



AUFBRUCH IN SIMBABWE?


Ein Kommentar von Hein Möllers zum erfolgreichen Referendum über die neue Verfassung Simbabwes.



AKTUELL





SÜDAFRIKA



NEUER BESEN ODER ZUMAS SCHACHZUG?


Cyril Ramaphosa ist der neue Vizepräsident des ANC. Ob er in der Partei etwas verändern kann, hängt sehr von seinem Verhältnis zu Präsident Jacob Zuma ab, meint William Gumede.



EIN GEBORSTENES DACH


Der größte Dachverband der südafrikanischen Gewerkschaften Cosatu ist aus der Spur. Die Führung ist gespalten, die Basis sieht sich immer weniger vertreten. Von Hein Möllers.



"IN MARIKANA LIEF VIELES FALSCH"


Südafrikas Bergbaugewerkschaftschef Frans Baleni äußert sich in einem Gespräch mit Armin Osmanovic über das Verhältnis zum ANC, die Krise im Bergbau und die Energiepolitik.



ETHNO-RAGGA AND SOUL


Nkulee Dube ist ein neuer Stern an Südafrikas Reggae-Himmel. Andreas Nöthen stellt die Musikerin vor.





MOSAMBIK



DIE LANGMÜTIGEN ORGANISIEREN


Ausdauer und Geduld zeichnet sie aus, die Hausangestellten in Mosambik. Ruth Castel-Branco zeigt am Beispiel von Albertina die prekären Arbeitsverhältnisse und die Mühen der Organisierung.





ANGOLA



KONTROLLE DURCH AUFKAUF


Angolas Medien werden weitgehend von der Regierung kontrolliert. Kritische Privatmedien werden einfach durch dubiose regierungsnahe Privatfirmen aufgekauft und auf Linie gebracht. Jose Gama berichtet.





NAMIBIA



WAS LÄUFT FALSCH IM "LAND OF THE BRAVE"?


Die Sozialindikatoren in Namibia sehen düster aus. Der Großteil der Bevölkerung lebt in einer harten Realtität, die mit der touristischen Parallelwelt der meisten Besucher des Landes wenig zu tun hat. Thomas Christiansen berichtet.



EINE LEIDIGE GESCHICHTE


Die deutsch-namibische Vergangenheit verleitet deutsche Diplomaten und Politiker immer noch zu merkwürdigen Reaktionen, meint Henning Melber. "DAS WORT VÖLKERMORD MACHT DIE DEUTSCHEN NERVÖS"


Mit dem namibischen Parlamentarier Anton von Wietersheim unterhielt sich Rolf-Henning Hintze.





DR KONGO/RUANDA



DER KRIEG NÄHRT SEINE VÄTER


Der Krieg an den Großen Seen hat viele Väter und Nutznießer. Zu den größten gehört die Regierung Ruandas. Von Kris Berwouds.





AFRIKA: AU



WER FINANZIERT DIE AU?


Die Afrikanische Union braucht eine solide Finanzierung, um die Einheit des Kontinents und die Integration ihrer Mitgliedsstaaten voranzutreiben. Janah Ncube und Achieng Maureen Akena möchten eine selbstbestimmtere AU sehen.





SÜDAFRIKA: APARTHEID-GESCHICHTE



SIR SIDNEY KENTRIDGE UND WILLIAM KENTRIDGE


Der Künstler William Kentridge und ein Vater Sir Sydney Kentridge kämpften auf ihre je eigene Art gegen die perfide Rassentrennung in Südafrika. Beide waren Gast einer Fotoausstellung zur Geschichte der Apartheid im Haus der Kunst in München. Rita Schäfer berichtet.
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Karibik: Region will für Sklaverei und Völkermord durch Europäer entschädigt werden



von Peter Richards
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Hütten der niederländischen Kolonialverwaltung für Arbeitssklaven in Bonaire


Bild: © V.C.Vulto/GNU-Lizenz





Port of Spain, Trinidad, 30. Juli (IPS) - In den Ländern der Karibik wird derzeit über die Möglichkeit diskutiert, die ehemaligen Kolonialmächte um Entschädigungszahlungen für Sklaverei und Völkermord anzugehen.



Wie der Premierminister von St. Vincent und den Grenadinen, Ralph Gonsalves, gegenüber IPS erklärte, wird er in der Frage nicht nachgeben. Er zeigte sich überzeugt, "dass ein solcher Rechtsstreit, würde er vor einem adäquaten Gericht verhandelt, recht aussichtsreich wäre."



Bei seinem jüngsten Kuba-Besuch am 26. Juli anlässlich der dortigen Feierlichkeiten zum Nationalen Tag der Revolution hatte er erklärt, dass die Karibik Europa für den Völkermord und die Versklavung der ersten Bewohner der Region als den Hauptverursacher der regionalen Unterentwicklung zur Verantwortung ziehen werde.



Bereits auf dem Gipfel der Karibischen Gemeinschaft (CARICOM) vom 4. bis 6. Juli hatte Gonsalves seinen karibischen Amtskollegen drei Positionspapiere vorgelegt, darunter auch das von Hilary Beckles, Professorin und Vizekanzlerin der 'University of the West Indies'. Beckles gilt als eine Koryphäe auf dem Gebiet und hat mit ihrem Buch 'Britain's Black Debt: Reparations owed the Caribbean for Slavery and Indigenous Genocide' einen wichtigen Beitrag zur Diskussion um die Entschädigungsforderungen der karibischen Staaten geleistet.





Regionale Vorgehensweise



Gonsalves setzt sich für eine gemeinsame Position der Karibikstaaten in dieser Frage ein und hat in diesem Sinne eine regionale Entscheidung begrüßt, ein Komitee unter dem Vorsitz des Regierungschefs von Barbados, Freundel Stuart, zu gründen, das die Entschädigungsforderungen voranbringen soll.



Das Komitee, das die Arbeit einer sogenannten CARICOM-Reparationskommission überwachen soll, wird sich aus Trinidad und Tobago, Guyana, Haiti, St. Vincent und die Grenadinen sowie Suriname, den Vorsitzenden der nationalen Reparationskomitees und einem Vertreter der University of the West Indies zusammensetzen.



Wie Kafra Kambon, Vorsitzender des Anti-Sklaverei-Komitees 'Emancipation Support Committee' in Trinidad and Tobago im IPS-Gespräch erklärte, ist es wichtig, dass sich auch die Nichtregierungsorganisationen und die Bevölkerung hinter die Initiative ihrer Staaten stellten.



Die karibischen Entscheidungsträger könnten angesichts des zu erwartenden Drucks von Seiten der europäischen Regierungen, ihre Entschädigungsforderungen aufzugeben, jede Unterstützung gebrauchen, meinte Kambon, dessen Organisation die Feierlichkeiten zum alljährlichen 'Emancipation Day' am 1. August auf Trinidad und Tobago organisiert.



"Wir müssen dem Ruf nach Entschädigungen Nachdruck verleihen", meinte Kambon und bezeichnete den Sklavenhandel als "massives Verbrechen, das weit über die menschliche Vorstellungskraft hinausgeht". Die Sklaverei stehe für eine Generation von Menschen, "die einfach ausradiert worden sind".



In Suriname hat das Nationale Komitee für Reparationen angekündigt, sich um Konsens und Bewusstsein für die richtige geschichtliche Darstellung der Sklaverei einzusetzen. "Wir werden diesen toten Informationen über Entschädigungen für die an unseren ersten Bewohnern begangenen Verbrechen von Sklaverei und Völkermord Leben einhauchen", sagte der Vorsitzende Armand Zunder, ein erklärter Befürworter der CARICOM-Initiative.



"Wir hatten gedacht, den Kampf allein führen zu müssen. Noch nun wissen wir, dass wir Hilfe bekommen", freute sich der Ökonom Zunder, der ebenfalls im Juli den Niederlanden als ehemalige Kolonialmacht Surinames die erste Forderung nach Entschädigungszahlungen für die Nachfahren der schwarzen Sklaven zugestellt hatte. Zunder beruft sich auf Forschungsergebnisse, denen zufolge die Niederlande während der Sklaverei in Suriname Einnahmen im heutigen Wert von 166 Milliarden US-Dollar erzielt hätten.



Doch die 'Pan-Afrikan Reparations Coalition in Europe' (PARCOE) hat die Staats- und Regierungschefs der karibischen Staaten am 13. Juli in einem Brief vor den Gefahren eines Top-down-Ansatzes gewarnt. Ein solcher Ansatz könne sich kontraproduktiv für die Forderungen so vieler Nachkommen schwarzer Sklaven und Indigenen in der Karibik auswirken, hieß es in dem Schreiben.





Fehler der Vergangenheit vermeiden



Die PARCOE-Vize-Vorsitzenden Esther Stanford-Xosei und Kofi Mawuli Klu empfahlen den CARICOM-Staaten, nicht die gleichen Fehler zu begehen wie einst die Gruppe eminenter Persönlichkeiten der Organisation für Afrikanische Einheit, dem Vorläufer der Afrikanischen Union. Es sei besser, den Kampf mit Einzelpersonen und Gruppen auf Graswurzelebene zu führen, als Richtern, Anwaltsorganisationen und Wirtschaftsverbänden zu trauen, denen am Status quo gelegen sei.



PARCOE warnte die karibischen Staaten ferner davor, sich von dem jüngsten historischen Sieg für die kenianischen Überlebenden von Folter und Übergriffen durch die britische Kolonialmacht während des Mau-Mau-Aufstands von 1952 und 1963 blenden zu lassen.



Im Rahmen des Abkommens anerkannte und bedauerte die britische Regierung, dass kenianische Unabhängigkeitskämpfer Folter und anderen Misshandlungen durch die damalige britische Kolonialverwaltung ausgesetzt waren, kündigte Entschädigungen für 5.228 Opfer in Höhe von insgesamt 19,9 Millionen Pfund (30,6 Millionen US-Dollar) und die Unterstützung für den Bau eines Denkmals für die Opfer des Kolonialismus in Kenias Hauptstadt Nairobi an.



Doch PARCOE wies demgegenüber darauf hin, dass die die 3.000 Sklavenhalterfamilien für den Verlust ihres 'Eigentums' nach der Abschaffung der Sklaverei in den britischen Kolonien 1833 mit nach heutigem Wert 16,5 Milliarden Pfund (25,3 Milliarden Dollar) entschädigt wurden. (Ende/IPS/kb/2013)






Links:


http://duguma.tripod.com/


http://www.caricomnews.net/index.php/caricom/caricom-news/caricom-features/3003-pan-african-reparations-coalition-writes-to-caricom


http://www.ipsnews.net/2013/07/caribbean-may-seek-reparations-for-slavery/
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Iran: Neuer Präsident weckt in USA Hoffnung auf Atomabkommen - Ex-UN-Diplomat soll Außenminister werden



von Jim Lobe





[image: Bild: © Tabarez2/cc by 2.0]


Irans neuer Präsident Ruhani will den früheren UN-Botschafter Mohammed Javad Zarif zum Außenminister machen


Bild: © Tabarez2/cc by 2.0





Washington, 31. Juli (IPS) - Kurz vor der Vereidigung des neuen iranischen Staatschefs Hassan Ruhani Anfang August scheint die Verständigung zwischen Teheran und Washington gut zu funktionieren. Dass Ruhani nun offenbar den früheren UN-Botschafter Mohammed Javad Zarif als Außenminister berufen will, stimmt politische Beobachter in den USA weiter zuversichtlich.



"Wenn dies zutrifft, ist es ein ziemlich starkes Signal", sagt der Iran-Experte Alireza Nader, der für den Washingtoner Think Tank 'Rand Corporation' tätig ist. "Für Zarif zählt Pragmatismus mehr als Ideologie. Und wenn Ruhani die Beziehungen des Irans mit dem Rest der Welt verbessern und eine Lösung für die Atomkrise finden will, ist es nur logisch, dass seine Wahl auf Zarif fällt", meint Nader.



Der Diplomat kenne die USA und ihre Politik sehr gut, sagt Gary Sick, Iran-Experte von der Columbia-Universität in New York. Dort lernte er Zarif während dessen fünfjähriger Amtszeit bei den Vereinten Nationen 2002 bis 2007 gut kennen. "Sein Englisch ist perfekt. Er ist außergewöhnlich intelligent und wird von den Leuten, die mit ihm in New York und Washington zu tun hatten, hoch respektiert. "



Über eine bevorstehende Ernennung Zarifs zum Minister wird spekuliert, seit die 'New York Times' am 26. Juli berichtete, dass der iranische Ministerpräsident Nuri al-Maliki kommuniziert hat, Ruhani sei an einer raschen Aufnahme direkter Gespräche mit den USA interessiert.



Kürzlich kündigte zudem die Regierung von US-Präsident Barack Obama an, dass sie Restriktionen lockern wolle, die sich auf den Verkauf von Sanitätsartikeln und Agrarerzeugnissen an den Iran bezögen. Auch die humanitäre Hilfe für das Land soll demnach erleichtert werden. Viele Beobachter interpretierten dies als Geste des guten Willens vor der Vereidigung Ruhanis am 3. und 4. August. Vertreter der US-Regierung haben sich außerdem deutlicher als bisher gegen neue Iran-Sanktionen ausgesprochen, über die in Kürze im Repräsentantenhaus beraten werden soll.





Obama will Stärkung von Hardlinern in Teheran verhindern



Die Regierung und ihre Verbündeten im Parlament fürchten, dass neue Strafmaßnahmen die Hardliner in Teheran bestärken und Aussichten für Fortschritte bei den Atomverhandlungen zwischen dem Iran und der sogenannten P5+1-Gruppe (USA, Großbritannien, Frankreich, Russland und China plus Deutschland) schmälern werden. Die Gespräche sollen voraussichtlich im September wiederaufgenommen werden.



Das geplante Gesetz hat einen starken Anschub von dem einflussreichen amerikanisch-israelischen Ausschuss für öffentliche Angelegenheiten (AIPAC) erhalten, der die Vorhut der israelischen Lobby in den USA bildet. Ziel der Initiative ist es, ein De-facto-Verbot iranischer Erdölexporte zu verhängen, jeglichen Handel mit Euro-Beteiligung zu unterbrechen sowie den iranischen Reederei- und Automobilsektor zu treffen. Das Gesetz würde zudem Obamas Handlungsspielraum bei der Aufhebung von Sanktionen gegen Drittstaaten und ihre Unternehmen einschränken, wenn sie Handel mit dem Iran treiben.



Die Unterstützer des Gesetzentwurfs drängen auf eine rasche Verabschiedung vor der Amtseinführung Ruhanis und der Sommerpause des US-Kongresses im August, nachdem der israelische Premier Benjamin Netanjahu vor wenigen Wochen in einer politischen Fernsehsendung mit hohen Einschaltquoten dazu aufgerufen hatte, den Druck auf den Iran zu verstärken. Die USA sollten "glaubwürdig" mit Militäraktionen drohen, um Teheran dazu zu bewegen, seine Atompläne aufzugeben. Netanjahu nannte Ruhani einen "Wolf im Schafspelz".



Fünf Tage nach Netanjahus TV-Auftritt hatten 131 Abgeordnete, darunter 17 Republikaner, ein Schreiben an Obama unterzeichnet, in dem sie ihn aufforderten, "die Bemühungen der USA zur Sicherung eines ausgehandelten Atomabkommens zu verstärken", da die Wahl Ruhanis eine "potenzielle Chance" dazu biete. Irans künftiger Präsident hatte die Notwendigkeit betont, die Spannungen mit den Nachbarländern des Irans sowie dem Westen während und nach dem Wahlkampf abzubauen.



In dem Brief hieß es ferner, Washington solle zu einer Lockerung bilateraler und multilateraler Sanktionen gegen den Iran bereit sein, wenn am Verhandlungstisch "signifikante und überprüfbare Zugeständnisse" der Gegenseite erfolgten. Implizit wird in dem Brief vor neuen Sanktionen in einem so heiklen Moment gewarnt.



Mehrere Unterzeichner fordern jetzt ihre Kollegen auf, das Votum zu verschieben oder das Gesetz zumindest insoweit zu ergänzen, um Obamas Befugnis zur Aufhebung von Sanktionen zu erweitern statt zu beschränken. Während AIPAC zu dem Appell nicht öffentlich Stellung nahm, versuchte der Ausschuss informierten Kreisen zufolge Abgeordnete davon abzubringen, sich dem Vorstoß anzuschließen.





Twitter-Botschaft von Ruhani



Ruhani selbst begrüßte das Schreiben in dem sozialen Netzwerk 'Twitter': "131 Kongressabgeordnete haben einen Brief unterzeichnet, in dem Obama aufgefordert wird, mit Irans neuem Präsidenten dem Frieden eine Chance zu geben."



In dem von den Demokraten dominierten Oberhaus zirkuliert nun offenbar ein ähnliches Schreiben, das die kalifornische Senatorin Dianne Feinstein verfasst haben soll. Dass dieser Vorstoß Einfluss auf die neue Sanktionsgesetze nimmt, wird allerdings frühestens im Herbst erwartet.



Mehrere europäische Diplomaten, die mit Ruhani in den frühen 2000er Jahren zu tun hatten, als er für den Nuklearsektor zuständig war, betonten unterdessen, dass seine Präsidentschaft eine große Chance auf einen Durchbruch an dieser Front biete.



In einem Kommentar in der 'International Herald Tribune' schrieb François Nicoullaud, ein ehemaliger Botschafter Frankreichs im Iran, dass Ruhani nicht nur eine zentrale Rolle bei der Aushandlung eines Abkommens mit Frankreich, Großbritannien und Deutschland gespielt habe, das Teheran zur Beendigung seines Urananreicherungsprogramms verpflichtete. Er habe zudem ein geheimes Bewaffnungsprogramm der Revolutionsgarden beendet.



Zarifs Ernennung würde mit der wachsenden Überzeugung einhergehen, dass Ruhani ein geeigneter Gesprächspartner für Washington wäre - nicht nur bei Atomangelegenheiten, sondern auch mit Blick auf regionale Problemfälle wie Afghanistan und Irak.





Einflussreiche US-Kontakte



Während seiner Zeit bei den Vereinten Nationen schloss Zarif Bekanntschaft mit einflussreichen Politikern wie den damaligen Senatoren Feinstein, Joe Biden und Chuck Hagel. "Zarif ist ein harter Verhandlungspartner, aber er ist auch pragmatisch und nicht dogmatisch", erklärte der heutige US-Vizepräsident Biden gegenüber der 'Washington Post', als er 2007 nach Teheran zurückbeordert wurde. Der amtierende Verteidigungsminister Hagel fordert "direkte Kontakte" zwischen Washington und Teheran.



Zarif soll 2003 auch eine Schlüsselrolle bei der Abfassung eines Vorschlags für ein Abkommen zwischen dem Iran und den USA über alle offenen Fragen ausgeübt haben. Der Entwurf wurde über den Schweizer Botschafter in Teheran heimlich nach Washington geleitet, wo er von der damaligen Regierung von Präsident George W. Bush ignoriert wurde, die sich nach der raschen Einnahme des Iraks stark fühlte.



"In New York hat Zarif erfolgreich Brücken gebaut, ohne dass er von der offiziellen Position der Islamischen Republik abgewichen wäre", sagt Sick. "Er war aber in der Lage, diese Position auf eine nicht konfliktträchtige und fantasievolle Art vorzustellen, sodass die Leute die Worte und Handlungen des Irans verstehen konnten."



Nach einer Ernennung wäre Zarif aber auch auf die Zustimmung des iranischen Parlaments angewiesen, wo er starken Widerstand seitens der Hardliner zu erwarten hätte. Denn Zarif gilt als Vertrauter des früheren Präsidenten Mohammed Chatami. Das letzte Wort in dieser Sache könnte nun - wie bei anderen wichtigen außenpolitischen Fragen auch - der politische und religiöse Führer Ajatollah Chamenei haben. (Ende/IPS/ck/2013)






Links:


http://www.aipac.org/


http://www.ipsnews.net/2013/07/positive-signals-between-iran-and-u-s-intensifying/
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BERUF/1544: Vietnamesisches Schulungs- und Praktikantenprogramm im Agrarbereich gestartet (DBV)




Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 30. Juli 2013



Vietnamesisches Schulungs- und Praktikantenprogramm gestartet



Hemmerling: "Ausbildung ist immer die Basis für erfolgreiche Agrarwirtschaft"







Mit einem Seminar über die landwirtschaftliche Aus- und Weiterbildung wird das bilaterale Kooperationsprojekt zwischen dem Deutschen Bauernverband (DBV) und der Vietnamese National Farmers Union (VNFU) fortgesetzt. Wie der DBV mitteilt, informieren sich derzeit zehn Delegierte des VNFU unter Leitung von Dr. Ha Phuc Mich, Erster Vizepräsident der VNFU, sowie sieben junge Berufsschullehrer und Landwirte dabei auch über die Agrarwirtschaft in Deutschland und die Tätigkeit der Bauernverbände. Zum Auftakt des Seminars in Heidelberg sagte der stellvertretende DBV-Generalsekretär, Udo Hemmerling, dass "Ausbildung immer die Basis für eine erfolgreiche Entwicklung der Agrarwirtschaft ist, egal wo auf der Welt." Da sich die Agrarwirtschaft immer mehr den globalen Herausforderungen wie Welternährung, Umwelt- und Klimaschutz stellen müsse, sei ein Erfahrungs- und Wissensaustausch wie der zwischen Deutschland und Vietnam ein Gewinn für beide Seiten. Grundlage für die Zusammenarbeit ist eine Vereinbarung zwischen dem DBV und der VNFU zur gemeinsamen Durchführung eines Partnerschaftsprojektes im Zeitraum 2012 bis 2014, die im April 2012 in Berlin unterzeichnet wurde, so Hemmerling. Darin wurde vereinbart, Vertretern der VNFU, Berufsschullehrern aber auch Haupterwerbslandwirten einen internationalen Erfahrungsaustausch zu ermöglichen.



Im Mittelpunkt des jetzt laufenden Seminars steht die in Deutschland bestehende duale Berufsausbildung. Dazu werden die Teilnehmer Gespräche in der Lehr- und Versuchsanstalt für Gartenbau in Heidelberg, in der Lehr- und Versuchsanstalt für Schweinezucht in Boxberg sowie in genossenschaftlichen Einrichtungen und landwirtschaftlichen Familienbetrieben mit Erfahrung in der Aus- und Weiterbildung von Lehrlingen und Praktikanten führen.



Im Anschluss werden einige Teilnehmer bis zum November 2013 ein viermonatiges Praktikum im Gebiet Oberschwaben/Bodensee absolvieren. Durch das Zusammenleben und -arbeiten in deutschen Gastbetrieben sollen praktische Kenntnisse und Methoden sowohl im Management eines landwirtschaftlichen Familienbetriebes, als auch in der praktischen Vermittlung von Lehr- und Arbeitsmethodik in der Aus- und Weiterbildung von jungen Landwirten vermittelt werden. Das Praktikum wird ergänzt durch eine Schulung in Zusammenarbeit mit der Andreas-Hermes-Akademie.



Die Projektorganisation wird gemeinschaftlich vom DBV, dem Landesbauernverband Baden-Württemberg und der AgrarKontakte International (AKI) sowie mit dem Praktikantenprogramm der Schorlemer Stiftung des DBV durchgeführt. Das Projekt wird aus Mitteln des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) im Rahmen des bilateralen Kooperationsprogramms gefördert.
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JUSTIZ/686: Wikileaks-Informant Manning schuldig gesprochen (SB)




Wikileaks-Informant Manning schuldig gesprochen



Von Fort Meade gehen für die Menschheit die falschen Signale aus







Nach monatelangen Verhandlungen wurde im Prozeß gegen den Gefreiten Bradley Manning am 30. Juli in Fort Meade, Maryland, das Urteil gefällt. Die Richterin des Militärtribunals, Oberst Denise Lind, erklärte Manning in 17 von 22 Anklagepunkten für schuldig, vertrauliche Regierungsinformationen widerrechtlich an Dritte weitergegeben und damit bewußt für ihre öffentliche Verbreitung gesorgt zu haben. Den schwersten Anklagepunkt, Unterstützung des Feindes, der bei einem Schuldspruch die Todesstrafe hätte bedeuten können, sah sie dagegen als nicht erwiesen an. Nichtsdestotrotz drohen dem 25jährigen Manning nun 136 Jahre Gefängnis.



Eine wirkliche Überraschung war der Prozeßausgang nicht. Schon zum Verfahrensbeginn hatte sich Manning, was den ungesetzlichen Umgang mit vertraulichem Material des Staates betrifft, in zehn von 22 Anklagepunkten schuldig bekannt. Die Möglichkeit eines Freispruchs hat Richterin Lind zudem ausgeschlossen, als sie dem frühen Antrag der Verteidigung, die Motive des Angeklagten für sein Handeln darzulegen, nicht stattgab. Damit war Manning von vornherein der Versuch genommen worden, seine Verstöße gegen das Militärrecht als notwendig und gerechtfertigt im Sinne der Nürnberger Prinzipien geltend zu machen.



Tatsächlich haben ihn die Erlebnisse nach seiner Verlegung 2009 als Militärgeheimdienstler in den Irak dazu veranlaßt, das Vorgehen der US-Streitkräfte im Zweistromland in Frage zu stellen. Entscheidend soll eine Episode gewesen sein, bei der Manning die Verhaftung mehrerer friedlicher Kritiker der Regierung von Nuri Al Maliki in Bagdad als "mutmaßliche Terroristen" durch die irakischen Sicherheitsbehörden miterlebte. Aus berechtigter Sorge, die Männer könnten im Gewahrsam gefoltert und umgebracht werden, wandte sich Manning an seinen Vorgesetzten, der mit einem rassistischen, abweisenden Spruch zu erkennen gab, daß er nichts für die Verhafteten zu tun gedenke. Dies empfand Manning als Mißachtung und Nicht-Einhaltung geltender US-Militärgesetze und des internationalen Rechts. Um den menschenverachtenden Umgang von Teilen der amerikanischen Streitkräfte mit der irakischen Bevölkerung anzuprangern, hat Manning Anfang 2010 die Videoaufnahme eines drei Jahre zuvor von der Besatzung eines US-Kampfhubschraubers verübten Massakers an einer Gruppe Zivilisten, unter ihnen zwei Reporter der Nachrichtenagentur Reuters, am Rande eines Feuergefechts in Bagdad an Wikileaks überspielt. Die 39minütige Bildersequenz mit dem Titel "Collateral Murder" hat nach ihrer Veröffentlichung im Sommer 2010 weltweit für Entsetzen gesorgt.



Im Verlauf seiner Arbeit hatte Manning auch Zugang zu Depeschen des Washingtoner Außenministeriums, die ihm Einblicke in die rücksichtslose Art von Diplomatie gewährten, welche die USA hinter den Kulissen betreibt. Zahlreiche solcher Depeschen hat Manning zusammen mit Lageberichten des US-Militärgeheimdienstes aus dem Irak und Afghanistan - insgesamt 700.000 Einzeldokumente - WikiLeaks auf elektronischem Wege zur Verfügung gestellt. Das Publikwerden geheimer Absprachen zwischen Washington und zahlreichen ausländischen Regierungen hat das State Department unter seiner damaligen Chefin Hillary Clinton bloßgestellt. Die Empörung über die Enthüllungen sollen zum Ausbruch des sogenannten "Arabischen Frühlings" Anfang 2011, einschließlich des Sturzes der langjährigen Despoten Ben Ali in Tunesien und Hosni Mubarak in Ägypten, beigetragen haben.



Zwischen der Motivlage Mannings und dem Urteil Linds klafft ein unüberwindbarer Widerspruch. Aus den Gesprächen, die Manning vor seiner Verhaftung im Sommer 2010 im Internet mit Mitgliedern der Hackergemeinde führte, geht ganz klar hervor, daß er mit den Enthüllungen den USA dienen wollte, indem er ganz im demokratischen Sinne eine Debatte unter seinen eigenen Landsleuten über die neo- imperialistische Außen- und Militärpolitik Washingtons auslöste. Dies ist ihm sehr wohl gelungen. Ganz anders sah die Militärrichterin die Sache. In ihrem Urteil stellte Lind fest, Manning hätte dem Ansehen der USA schwer geschadet. Bedenkt man, in welchem Ausmaß das den Regierungen von George W. Bush und Barack Obama bereits gelungen war - durch das Sonderinternierungslager Guantánamo Bay, den völkerrechtlich illegalen Einmarsch in den Irak, Folterflüge und Geheimgefängnisse, den Überfall auf die Rebellenhochburg Falludscha, die Bilder aus dem Skandalgefängnis Abu Ghraib, die Verseuchung weiter Teile des Zweistromlands mit DU-Munition, Drohnenangriffe auf Ziele in Pakistan und im Jemen, die zahlreichen Zivilisten das Leben kosten, u. v. m. - kann man über das Manning-Urteil nur den Kopf schütteln. In den USA des 21. Jahrhunderts ist es offenbar weniger ein Verbrechen, Greueltaten zu verüben, als sie zu melden oder publik zu machen.



31. Juli 2013
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BUCHTIP/139: Neu veröffentlicht - "Gendertheorien und Theorien Sozialer Arbeit" (idw)




Universität Vechta - 30.07.2013



Neu veröffentlicht: "Gendertheorien und Theorien Sozialer Arbeit"



Prof. Dr. Kim-Patrick Sabla und Prof'in Dr. Melanie Plößer mit gemeinsamer Publikation







Im Verlag Barbara Budrich neu veröffentlicht wurde kürzlich der Band "Gendertheorien und Theorien der Sozialen Arbeit". Die Publikation ist eine gemeinsame Arbeit von Prof. Dr. Kim-Patrick Sabla, Inhaber der Juniorprofessur "Soziale Arbeit mit dem Schwerpunkt Gender" an der Universität Vechta, und Prof. Dr. Melanie Plößer, Professorin für Sozialarbeitswissenschaften an der Fachhochschule Bielefeld.



Welche Bezüge bestehen zwischen Gendertheorien und Theorien Sozialer Arbeit? Auf diese bisher vernachlässigte Fragestellung möchten die AutorInnen Antworten geben. Aufgezeigt wird im Besonderen, welchen Nutzen gendertheoretische Perspektiven für die Soziale Arbeit haben können und wie Geschlecht und professionelles Handeln zusammenhängen.



Die häufig zu beobachtende Ausweisung von Geschlechterfragen als eine Art Spezialthema Sozialer Arbeit übersieht - so die These des Bandes - dass Geschlechtertheorien und Theorien Sozialer Arbeit grundsätzlich miteinander in Beziehung stehen - und dies auf mindestens drei Ebenen:



• auf der Ebene der AdressatInnen und des sozialarbeiterischen Bezugs auf deren Subjektivierungsweisen und -erfahrungen,


• auf der Ebene der Sozialen Arbeit als Profession sowie


• auf der Ebene der theoretischen Gegenstandsbestimmung Sozialer Arbeit als Arbeit mit Differenz und Differenzierungen.



Insgesamt soll der vorgelegte Band dazu beitragen, bestehende Lücken hinsichtlich der Konzepte, Professions- und Professionalitätsverständnisse und Theorien Sozialer Arbeit nicht nur zu markieren, sondern auch zu füllen.



Sabla, Kim-Patrick/Plößer, Melanie (Hrsg.):


Gendertheorien und Theorien Sozialer Arbeit.


Bezüge, Lücken und Herausforderungen.


ISBN 978-3-8474-0025-7, Erscheinungsjahr: 7/2013,


257 Seiten, 26,00 Euro.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:


http://idw-online.de/de/institution170



*



Quelle:


Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung


Universität Vechta, Sabrina Daubenspeck, 30.07.2013


WWW: http://idw-online.de


E-Mail: service@idw-online.de





veröffentlicht im Schattenblick zum 1. August 2013
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FRAUEN/511: Niger - Junge Bräute, hohe Müttersterblichkeit (IPS)




IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


IPS-Tagesdienst vom 31. Juli 2013



Niger: Junge Bräute, hohe Müttersterblichkeit



von Souleymane Maâzou





[image: Bild: © Etrenard/CC By 2.0]


Frühehen im Niger verbreitet


Bild: © Etrenard/CC By 2.0





Niamey, 31. Juli (IPS) - Für El Hadji Souley Moussa, einem ehemaligen Bankangestellten im westafrikanischen Niger, gibt es gute Gründe, die eigenen Töchter jung zu verheiraten. "Dann sind sie vor einer außerehelichen Schwangerschaft geschützt", sagt er und fügt hinzu: "Ein Kind in jungen Jahren zu verheiraten, macht stolz."



Souley Moussa spricht aus, was viele Eltern denken. Das bestätigt eine Studie des nigrischen Gesundheitsministeriums aus dem letzten Jahr. Danach werden drei Viertel aller Mädchen des 16 Millionen Einwohner zählenden Sahelstaates vor dem 18. Lebensjahr verheiratet.



Das Weltkinderhilfswerk UNICEF hat in seinen Bericht über die Lage der Welt 2011 Niger an die Spitze der Länder mit der höchsten Prävalenz von Kinderehen gesetzt.



Häufig berufen sich die Befürworter der Frühehen auf die Religion. "Für uns Muslime spielt die Ehe eine wichtige Rolle", sagt Aminatou Abdou, eine Hausfrau aus der Hauptstadt Niamey. Ihre beiden Töchter wurden im Alter von 15 und 16 Jahren verheiratet. "Es schickt sich nicht für muslimische Mädchen, nach der Pubertät keinen Ehemann zu haben", sagt sie.



Doch nicht alle Muslime sind der gleichen Meinung. "Religiöse Schriften werden oft falsch interpretiert", meint der islamische Gelehrte Malam Issa Dogo. "Im Islam geht es um das soziale Wohlbefinden. Ich bin gegen Kinderehen, weil sie negative Folgen haben." Eltern, die ihre Kinder jung verheirateten, wüssten es nicht besser. Doch der Islam sei eine Religion, die einen Mangel an Wissen nicht gutheiße.





Soziale Hintergründe



Ähnlich denkt Abdou Sani, Doktorand der Anthropologie an der Universität von Abidjan. Die wahren Gründe für Frühehen seien Unwissen und Armut, betont er. In der Regel würden junge Mädchen mit älteren Männern verheiratet, die finanziell abgesichert seien oder einen hohen sozialen Status einnähmen.



Frühehen wiederum verursachen frühe Schwangerschaften. Aus Gesundheitskreisen ist zu hören, dass etwa 40 Prozent der jungen nigrischen Bräute nur wenige Monat nach ihrer Heirat ein Kind erwarten. Für viele Mädchen bedeuten Ehe und Mutterschaft das Ende ihrer Schullaufbahn.



"Soziokulturelle Zwänge nötigen Mädchen dazu, ihre Gebärfähigkeit unter Beweis zu stellen", meint Salissou Habou, ein Soziologe in der nigrischen Hauptstadt Niamey. Zahlen des Gesundheitsministeriums zeigen, dass 19 Prozent der Frauen im geburtsfähigen Alter Teenager sind und zu 14 Prozent zur Fruchtbarkeitsrate von Frauen des westafrikanischen Landes beitragen.



"Keine 40 Prozent der Mädchen nehmen pränatale Gesundheitschecks in Anspruch", kritisiert Hadjara Tinni, eine Hebamme in Niamey. Dass junge Frauen oft körperlich nicht reif für eine Schwangerschaft seien, mache sie doppelt so anfällig dafür, bei oder nach der Geburt ihres Kindes zu sterben, als Frauen über 20.



Der Untersuchung des Gesundheitsministeriums von 2011 zufolge ist die Müttersterblichkeit im Niger mit 554 Todesfällen pro 100.000 Lebendgeburten besonders hoch. In 13 Prozent dieser Fälle sind Teenager die Opfer.



Überlebende leiden oft unter Krankheiten wie Geburtsfisteln. Im Jahr 2013 waren 80 Prozent der 163 Frauen, die in einem der sechs Krankenhäuser auf Geburtsfisteln behandelt wurden, vor dem 18. Lebensjahr verheiratet worden. "'Wir müssen dieser Realität ein Ende setzen und dafür sorgen, dass junge Mädchen mit der Schule weitermachen können", fordert Hadiza Issoufou, eine Lehrerin und Mitglied der Nigrischen Vereinigung zum Schutz der Menschenrechte.





Gesetz lässt auf sich warten



Doch die Verabschiedung eines Gesetzes, das bereits seit 2002 vorliegt und das Heiratsmindestalter auf 18 Jahre hochsetzen würde, ist bisher am Widerstand religiöser Organisationen gescheitert.



"Die Lage der Teenagerbräute ist ernst. Leider wird das Problem von der Bevölkerungsmehrheit ignoriert", meinte dazu die nigrische Bevölkerungsministerin Makibi Kadidiatou Dandobi am diesjährigen Weltbevölkerungstag am 11. Juli. (Ende/IPS/kb/2013)






Link:


http://www.ipsnews.net/2013/07/most-brides-in-niger-are-children/



© IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH



*



Quelle:


IPS-Tagesdienst vom 31. Juli 2013


IPS-Inter Press Service Deutschland GmbH


Marienstr. 19/20, 10117 Berlin


Telefon: 030 / 54 81 45 31, Fax: 030 / 54 82 26 25


E-Mail: contact@ipsnews.de


Internet: www.ipsnews.de
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ARBEIT/2194: Der Arbeitsmarkt im Juli (BA)




Pressemitteilung der Bundesagentur für Arbeit vom 31. Juli 2013



Der Arbeitsmarkt im Juli:



Jahreszeitlich üblicher Anstieg der Arbeitslosigkeit







"Im zweiten Quartal ist die deutsche Wirtschaft allen Anzeichen nach wieder stärker gewachsen. Davon profitiert auch der Arbeitsmarkt.", sagte der Vorstandsvorsitzende der Bundesagentur für Arbeit (BA), Frank-J. Weise, heute in Nürnberg anlässlich der monatlichen Pressekonferenz.



Arbeitslosenzahl im Juli: +49.000 auf 2.914.000


Arbeitslosenzahl im Vorjahresvergleich: +38.000


Arbeitslosenquote gegenüber Vormonat: +0,2 Prozentpunkte auf 6,8 Prozent


Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Erwerbslosigkeit



Aufgrund der einsetzenden Sommerpause ist die Arbeitslosigkeit im Juli gestiegen. Sie hat gegenüber Juni um 49.000 auf 2.914.000 zugenommen. Der Anstieg beruht vor allem darauf, dass sich Jugendliche nach Ende ihrer schulischen oder beruflichen Ausbildung vorübergehend arbeitslos melden. Saisonbereinigt ist die Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Vormonat um 7.000 gesunken. Im Vergleich zum Vorjahr waren 38.000 Menschen mehr arbeitslos gemeldet.



Die Unterbeschäftigung, die auch Personen erfasst, die an entlastenden Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik teilnehmen, belief sich im Juli 2013 auf 3.872.000 Personen. Das waren 9.000 weniger als vor einem Jahr. Während die Unterbeschäftigung im Vorjahresvergleich weiter leicht zurückgegangen ist, hat sich die Arbeitslosigkeit erhöht. Das hängt damit zusammen, dass weniger Menschen an arbeitsmarktpolitischen Programmen teilnehmen. Insbesondere die Förderung der Selbständigkeit ist zurückgegangen.



Die nach dem ILO-Erwerbskonzept vom Statistischen Bundesamt ermittelte Erwerbslosigkeit betrug im Juni 2,32 Millionen und die Erwerbslosenquote lag bei 5,5 Prozent.


Entwicklung in der Arbeitslosenversicherung



Im Bereich der Arbeitslosenversicherung (SGB III) waren im Juli 943.000 Menschen arbeitslos gemeldet. Im Vergleich zum Juli 2012 ergibt sich ein Anstieg von 58.000. Damit liegt die Arbeitslosigkeit in der Arbeitslosenversicherung seit über einem Jahr über dem Vorjahresniveau. Insgesamt 892.000 Personen erhielten im Juli Arbeitslosengeld; 67.000 mehr als vor einem Jahr.


Entwicklung in der Grundsicherung



Die Zahl der Bezieher von Arbeitslosengeld II in der Grundsicherung (SGB II) lag im Juli bei 4.436.000. Gegenüber Juli 2012 war dies ein Rückgang von 16.000 Personen. 8,3 Prozent der in Deutschland lebenden Personen im erwerbsfähigen Alter sind hilfebedürftig. In der Grundsicherung waren 1.972.000 Menschen arbeitslos gemeldet, 20.000 weniger als vor einem Jahr. Ein Großteil der Arbeitslosengeld II-Bezieher ist nicht arbeitslos gemeldet. Das liegt daran, dass diese Personen erwerbstätig sind, kleine Kinder betreuen, Angehörige pflegen oder sich noch in der Ausbildung befinden.


Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung



Erwerbstätigkeit und sozialversicherungspflichtige Beschäftigung sind trotz der konjunkturellen Schwächephase weiter gewachsen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes ist die Zahl der Erwerbstätigen im Juni gegenüber dem Vorjahr um 233.000 auf 41,89 Millionen gestiegen. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung hat nach der Hochrechnung der BA im Mai gegenüber dem Vorjahr um 366.000 auf 29,29 Millionen Personen zugenommen. Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung wächst in fast allen Bundesländern. Auch die Betrachtung nach Branchen zeigt fast ausschließlich Zuwächse - insbesondere bei den Wirtschaftlichen Dienstleistungen (ohne Zeitarbeit), im Gesundheits- und Sozialwesen sowie im Verarbeitenden Gewerbe. Abnahmen gab es vor allem in der Zeitarbeit.


Arbeitskräftenachfrage



Die Nachfrage nach Arbeitskräften scheint sich langsam auf gutem Niveau zu stabilisieren. Im Juli waren 444.000 Arbeitsstellen bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldet, das sind 56.000 weniger als vor einem Jahr. Besonders gesucht sind zurzeit Fachleute in den Bereichen Mechatronik, Energie und Elektro, Metall-, Maschinen- und Fahrzeugbau sowie Verkauf, Logistik und Gesundheit. Der Stellenindex der BA, der BA-X, stieg um zwei Punkte auf 149 Punkte an. Gegenüber dem Vorjahr lag er um 14 Punkte im Minus.


Ausbildungsmarkt



Von Oktober 2012 bis Juli 2013 wurden der Ausbildungsvermittlung insgesamt 469.000 Berufsausbildungsstellen gemeldet, 11.000 weniger als im Vorjahreszeitraum. Im gleichen Zeitraum haben rund 518.000 Bewerber die Ausbildungsvermittlung der Arbeitsagenturen und der Jobcenter bei der Suche nach einer Lehrstelle eingeschaltet. Das waren 2.000 weniger als vor einem Jahr. Auch die Zahl der bislang abgeschlossenen Ausbildungsverträge liegt nach aktuellen Daten der Kammern unter dem Vorjahresniveau. Damit könnte die Ausbildungsmarktbilanz im September etwas schwächer ausfallen als im letzten Jahr. Allerdings ist der Ausbildungsmarkt bis September noch in Bewegung.



Den ausführlichen Monatsbericht finden Sie im Internet unter:


http://statistik.arbeitsagentur.de.



Informationen zum Hörfunkservice der Bundesagentur für Arbeit finden Sie im Internet unter www.ba-audio.de.